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Vorwort
 

„Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer 
und sozialer Bundesstaat“ 
Artikel 20, Abs. 1 des Grundgesetzes 

Deutschland ist ein starkes Land und es ist wirtschaftlich 
erfolgreich. Der Sozialstaat und die soziale Marktwirtschaft 
machen das Leben in unserem Land lebenswert. 

Für mich heißt soziale Marktwirtschaft, dass alle Menschen 
die Chance bekommen, am Arbeitsmarkt und unserer 
Gesellschaft teilzuhaben. Und wem dies nach einem 
Schicksalsschlag, bei Krankheit, Behinderung oder im 
Alter nicht mehr möglich ist, der wird von der Gemein­
schaft aufgefangen. 

Auf diesem Solidaritätsprinzip gründen die sozialen Sicherungssysteme in Deutschland. 
Dafür verrichten tagtäglich viele Frauen und Männer ihre Arbeit. Denn wirtschaftlicher 
Erfolg und soziale Sicherheit sind keine Gegensätze - sie bedingen einander. 

Auch wenn es unserem Land zurzeit wirtschaftlich gut geht, muss die soziale Sicherung 
fortlaufend weiterentwickelt werden, um auf aktuelle Entwicklungen zu reagieren 
und um mit den Herausforderungen der Zukunft Schritt zu halten. Beschäftigungs­
formen und Lebenssituationen wandeln sich. Im Zuge der Digitalisierung verändert 
sich die Arbeitswelt spürbar. Ich bin mir sicher: In jeder Veränderung stecken auch 
Chancen. Wenn wir diese gemeinsam ergreifen, können wir den technischen Fortschritt 
so gestalten, dass er auch sozialen Fortschritt mit sich bringt, an dem möglichst alle 
Menschen teilhaben. 

Auf unsere sozialen Sicherungssysteme ist Verlass. Dass sich die Menschen in Deutsch­
land auch in Zukunft auf einen starken Sozialstaat verlassen können, dafür setze ich 
mich persönlich ein. 

Hubertus Heil, MdB 
Bundesminister für Arbeit und Soziales 
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Kindergeld 
Kinder machen Freude – natürlich.  Aber Kinder kosten auch Geld. Lebensmittel, Kleidung,  
Ausbildung, Spielzeug – all das müssen die Eltern erst einmal bezahlen. Dabei hilft ihnen 
das Kindergeld. Das als Steuervergütung gezahlte Kindergeld dient dabei in erster Linie 
dem Ziel, die verfassungsrechtlich gebotene Steuerfreistellung von Einkommen in Höhe 
des Existenzminimums eines Kindes sicherzustellen. Ein darüber hinausgehender Teil des 
Kindergeldes dient der Förderung der Familie. 

Ihre Rechte 

Wer Kinder hat und in Deutschland wohnt, hat Anspruch auf Kindergeld. Dies gilt 
auch für Ausländer, wenn sie eine gültige Niederlassungserlaubnis oder Aufenthalts­
erlaubnis zu bestimmten Zwecken besitzen. Kindergeld können jedoch auch unter 
engen Voraussetzungen Väter und Mütter erhalten, die, etwa wenn sie für einige Zeit 
aus beruflichen Gründen entsandt sind, im Ausland leben.  Allerdings zahlt der Staat 
das Kindergeld nur für Kinder, die im Bundesgebiet oder einem Mitgliedstaat der EU 
oder der Schweiz leben (wobei es auch hier, wie überall,  Ausnahmen gibt). 
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Wichtig: 

Für jedes Kind erhält nur eine Person Kindergeld. Eltern können grundsätzlich frei 
wählen, wer von ihnen das Kindergeld für die Kinder erhält, die zu ihrem Haushalt 
gehören. 

Leben die Eltern getrennt oder sind sie geschieden, so wird das Kindergeld an 
denjenigen gezahlt, bei dem das Kind lebt.  Aber was ist mit Kindern, die nicht bei 
den Eltern leben? Dann erhält im Allgemeinen derjenige das Kindergeld, in dessen 
Haushalt die Kinder leben (z. B. Großeltern) oder der den überwiegenden Unterhalt 
für sie trägt. 

Für welche Kinder erhalten Sie Kindergeld?

Um Kindergeld zu 

bekommen, müssen Sie 

einen Antrag stellen. 

 Kindergeld erhalten Sie auch für 
• Kinder des Ehegatten, wenn sie in Ihrem Haushalt leben, 
• Pflegekinder, wenn sie in Ihrem Haushalt leben, für längere Zeit zu Ihrer Familie 

gehören und nicht mehr unter der Obhut und Pflege ihrer Eltern stehen, 
• Enkelkinder, wenn Sie sie in Ihren Haushalt aufgenommen haben. 

Trifft eines dieser Kriterien auf Sie zu? Dann erhalten Sie Kindergeld für Kinder, die 
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Sie bekommen jedoch unter bestimmten 
Umständen weiterhin Kindergeld, wenn das Kind älter ist als 18 Jahre. 

Die Altersgrenze liegt bei 25 Jahren, wenn der junge Mensch 
•  noch zur Schule geht oder einen Beruf erlernt. Ein volljähriges Kind kann dann grund­

sätzlich bis zum Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung oder eines Erststudiums 
berücksichtigt werden. Darüber hinaus besteht für ein Kind Anspruch auf Kindergeld,  
wenn es z. B. weiterhin für einen Beruf ausgebildet wird und keiner Erwerbstätigkeit 
nachgeht, die 20 Stunden regelmäßiger wöchentlicher Arbeitszeit übersteigt. Zur 
Ausbildung zählt auch eine kurzfristige Übergangszeit zwischen zwei Ausbildungs­
abschnitten. 



  

 

 

 

 
 

 

 

 

  
 
 

 

 

 

9 Kindergeld 

• ein freiwilliges soziales oder ökologisches Jahr nach dem Jugendfreiwilligendienstgesetz 
oder einen Freiwilligendienst im Sinne der Verordnung des Europäischen Parlaments 
und des Rates zur Einrichtung von „Erasmus+“, dem Programm der Union für allgemeine 
und berufliche Bildung, Jugend und Sport oder einen anderen Dienst im Ausland im 
Sinne von § 5 des Bundesfreiwilligendienstgesetzes oder einen entwicklungspolitischen 
Freiwilligendienst „weltwärts“ im Sinne der Richtlinie des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung vom 1. August 2007 leistet oder einen 
Freiwilligendienst aller Generationen im Sinne von § 2 Abs. 1a des Siebten Buches 
Sozialgesetzbuch oder einen Internationalen Jugendfreiwilligendienst im Sinne der 
Richtlinie des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend vom 
20. Dezember 2010 (GMBl. S. 1778) oder einen Bundesfreiwilligendienst im Sinne des 
Bundesfreiwilligendienstgesetzes. 

• eine Berufsausbildung mangels Ausbildungsplatzes nicht beginnen oder fortsetzen 
kann. 

• bis zum vollendeten 21. Lebensjahr wird ein Kind berücksichtigt, das ohne Beschäfti­
gung und bei einer Agentur für Arbeit als Arbeitssuchender gemeldet ist. 

Wie hoch ist das Kindergeld? 

Sie erhalten pro Monat 
• für die ersten beiden Kinder jeweils 194 EUR, 
• für das dritte Kind 200 EUR, 
• für das vierte und jedes weitere Kind 225 EUR. 

Die Familienkassen bei 

den Agenturen für Arbeit 

(bei öffentlichen Arbeit­

gebern deren Familien­

kassen) helfen Ihnen 

gerne weiter. 

Kindergeld wird unabhängig vom Elterneinkommen gezahlt. Im Familienleistungs­
ausgleich kommt entweder das Kindergeld in Form einer Steuervergütung oder der 
Kinderfreibetrag sowie der Freibetrag für Betreuung und Erziehung oder Ausbildung 
zur Anwendung. Im laufenden Jahr wird Kindergeld gezahlt. Bei der Veranlagung zur 
Einkommensteuer wird von Amts wegen geprüft, ob mit dem Kindergeld die ver­
fassungsgemäße Besteuerung sichergestellt wird (mit anderen Worten: ob nicht von 
den Eltern zu viel gezahlte Steuer damit zurückgezahlt wurde). Ist dies nicht der Fall, 
wird der Kinder- sowie der Freibetrag für Betreuung und Erziehung oder Ausbildung 
vom Einkommen abgezogen und das gezahlte Kindergeld verrechnet. Beim Kinder
geld verbleibt es, wenn das für die Eltern günstiger ist. 

­

Das Kindergeld wird von den Familienkassen der Agenturen für Arbeit oder der 
öffentlichen Arbeitgeber ausgezahlt. 
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Regelungen für Sonderfälle 

Unter bestimmten Voraussetzungen erhalten Eltern auch dann noch Kindergeld, 
wenn ihre Kinder älter sind als 25 Jahre. 

Für behinderte Kinder, die wegen ihrer Behinderung außerstande sind, sich selbst zu 
unterhalten, erhalten die Eltern über das 25. Lebensjahr hinaus Kindergeld, falls die 
Behinderung vor diesem Zeitpunkt eingetreten war. 

Vollwaisen erhalten für sich selbst 194 EUR Kindergeld im Monat, wenn für sie keine 
andere Person Anspruch auf Kindergeld oder eine vergleichbare Leistung hat. Das gilt 
auch für Kinder, die den Aufenthaltsort ihrer Eltern nicht kennen. 

Gesetze 

Die gesetzlichen Grundlagen finden Sie im Einkommensteuergesetz und im Bundes­
kindergeldgesetz. 

Information 

Die Bundesagentur für 

Arbeit hat in ihrem 

Internetangebot 

www.arbeitsagentur.de 

eine Vielzahl von 

Formularen und die 

einzelnen Stand­

orte der Familienkassen 

angegeben. 

Haben Sie weitere Fragen zum Kindergeld? Bitte wenden Sie sich an die Familien­
kassen bei den Agenturen für Arbeit. 

Der Kinderfreibetrag und der Freibetrag für Betreuung und Erziehung oder 
Ausbildung 

Wird mit der Zahlung des Kindergeldes das Existenzminimum des Kindes nicht 
steuerlich freigestellt, sind ein Kinderfreibetrag (4.788 EUR im Jahr) und der Freibetrag 
für Betreuung und Erziehung oder Ausbildung (2.640 EUR im Jahr) vom Einkommen 
abzuziehen. Das bereits erhaltene Kindergeld wird mit der steuerlichen Auswirkung 
der Freibeträge verrechnet. Ob das Kindergeld zu der verfassungsrechtlich gebotenen 
Steuerfreistellung ausreicht, wird bei der Veranlagung zur Einkommensteuer geprüft. 

http://www.arbeitsagentur.de


  

 
 
 
 

 

11 Kindergeld 

Bundeselterngeld 

Das Elterngeld ist eine wichtige Unterstützung für Familien in den ersten Lebens­
monaten ihres Kindes. Es fängt einen Einkommenswegfall nach der Geburt des Kindes 
auf. Damit macht es das Elterngeld für Mütter und Väter einfacher, ihre Erwerbstätig­
keit zu unterbrechen oder vorübergehend einzuschränken, um Zeit für ihr Kind zu 
haben. 

Anspruchsvoraussetzungen 

Anspruch auf Elterngeld haben Mütter und Väter, 
• die ihre Kinder nach der Geburt selbst betreuen und erziehen, 
• nicht mehr als 30 Stunden in der Woche erwerbstätig sind, 
• mit ihren Kindern in einem Haushalt leben und 
• einen Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben. 

Auch die Ehe- oder Lebenspartnerinnen und -partner, die das Kind nach der Geburt 
betreuen – auch wenn es nicht ihr eigenes ist – können unter denselben Vorausset­
zungen Elterngeld erhalten. 

Für angenommene Kinder und mit dem Ziel der Annahme aufgenommener Kinder 
gibt es ebenfalls Elterngeld, wenn das Kind in den Haushalt aufgenommen wird. Der 
Anspruch besteht nicht mehr, sobald das Kind das achte Lebensjahr vollendet hat. Bei 
schwerer Krankheit, schwerer Behinderung oder Tod der Eltern haben Verwandte bis 
dritten Grades (Urgroßeltern, Großeltern, Onkel und Tanten sowie Geschwister) und 
ihre Ehe- oder Lebenspartnerinnen und -partner einen Anspruch auf Elterngeld. 

Keinen Elterngeldanspruch haben Elternpaare oder sonstige Berechtigtenpaare, die im 
Kalenderjahr vor der Geburt des Kindes gemeinsam ein zu versteuerndes Einkommen 
von mehr als 500.000 EUR hatten. Für Alleinerziehende entfällt der Anspruch ab mehr 
als 250.000 EUR. 

Staatsangehörige von Mitgliedstaaten der EU/EWR und der Schweiz haben ebenso wie 
Deutsche nach dem Recht der EU in der Regel dann einen Anspruch auf Elterngeld, 
wenn sie in Deutschland erwerbstätig sind oder, falls sie nicht erwerbstätig sind, in 
Deutschland wohnen. 
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Andere Ausländerinnen und Ausländer haben einen Anspruch, wenn ihr Aufenthalt in 
Deutschland nach der Art ihres Aufenthaltstitels und ihres Zugangs zum Arbeitsmarkt 
voraussichtlich dauerhaft ist. Wer eine Niederlassungserlaubnis besitzt, erfüllt diese 
Voraussetzungen ohne weiteres. Wer eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, erfüllt die 
Anspruchsvoraussetzungen nur dann, wenn sie oder er auch zur Erwerbstätigkeit in 
Deutschland berechtigt ist oder war. Erst nach einem Aufenthalt in Deutschland von 
drei Jahren und bei Bestehen eines Arbeitsverhältnisses oder Bezug von Arbeitslosen­
geld kann Elterngeld erhalten, wer eine Aufenthaltserlaubnis in Härtefällen, zum 
vorübergehenden Schutz, bei Aussetzung der Abschiebung oder wegen des Bestehens 
von Ausreisehindernissen besitzt. 

Höhe des Elterngeldes und Dauer der Leistung 

Das Elterngeld fängt das Erwerbseinkommen des betreuenden Elternteils auf, das 
dieser vor der Geburt des Kindes erzielt hat und das nach der Geburt wegfällt. 

Ein Elternteil kann mindestens zwei und höchstens zwölf Monatsbeträge in Anspruch 
nehmen. Gemeinsam stehen den Eltern grundsätzlich zwölf Monatsbeträge zu, die für 
Lebensmonate des Kindes gezahlt werden. Zwei weitere Monatsbeträge kommen 
hinzu, wenn beide Eltern das Elterngeld nutzen und sich für zwei Bezugsmonate das 
Erwerbseinkommen mindert (Partnermonate). 

Bei Voreinkommen von 1.240 EUR und mehr ersetzt das Elterngeld das nach der 
Geburt wegfallende Einkommen zu 65 %, bei Voreinkommen zwischen 1.240 EUR und 
1.220 EUR steigt der Prozentsatz in kleinen Schritten von  65 % auf 67 %, bei Vorein­
kommen zwischen 1.200 und 1.000 EUR beträgt der Prozentsatz 67 %. Für Geringver­
dienende mit einem Einkommen unter 1.000 EUR vor der Geburt des Kindes steigt die 
Ersatzrate schrittweise auf bis zu 100 %: je geringer das Einkommen, desto höher die 
Ersatzrate. Das Elterngeld beträgt mindestens 300 EUR und höchstens 1.800 EUR. 

Mehrlingsgeburten 

bedeutet mehr 

Elterngeld. 

Den Mindestbetrag von 300 EUR erhalten alle anspruchsberechtigten Eltern, auch 
wenn sie vor der Geburt nicht erwerbstätig waren. Mehrkindfamilien können einen 
Geschwisterbonus in Höhe von 10 % des zustehenden Elterngeldes, mindestens aber 
75 EUR im Monat erhalten. Bei Mehrlingsgeburten erhöht sich das Elterngeld um  
je 300 EUR für jedes zweite und weitere Mehrlingskind.  
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Das ElterngeldPlus richtet sich vor allem an Eltern, die früher in den Beruf zurück­
kehren möchten. Sie können länger Elterngeld beziehen und ihr Elterngeldbudget 
besser ausschöpfen. Das ElterngeldPlus berechnet sich wie das Elterngeld, ist aber 
höchstens halb so hoch wie das Elterngeld, das dem jeweiligen Elternteil ohne Teil-
zeiteinkommen nach der Geburt zustünde. Dafür wird es für den doppelten Zeitraum 
gezahlt: Aus einem Elterngeldmonat werden zwei ElterngeldPlus-Monate. Das Eltern­
geldPlus beträgt mindestens 150 EUR und höchstens 900 EUR. Das ElterngeldPlus 
kann damit über den 14. Lebensmonat des Kindes hinaus bezogen werden. Eltern 
können mit dem ElterngeldPlus ihren Elterngeldbezug verlängern, unabhängig davon, 
ob sie während des Bezugs Teilzeit arbeiten oder nicht. Die neue Regelung gilt auch für 
Alleinerziehende, die mit einem Teilzeiteinkommen und ElterngeldPlus-Monaten 
länger, nämlich über den 14. Lebensmonat des Kindes hinaus für ihr Kind da sein und 
im Beruf den Anschluss behalten können. Das ElterngeldPlus steht auch getrennt 
erziehenden Müttern und Vätern zur Verfügung und verschafft ihnen die Möglichkeit, 
Familie und Berufsleben besser unter einen Hut zu bekommen. 

Eltern können zwischen Elterngeld und ElterngeldPlus wählen oder auch beides 
miteinander kombinieren. 

Ergänzt wird das ElterngeldPlus um einen Partnerschaftsbonus: Arbeiten beide 
Elternteile in vier aufeinanderfolgenden Monaten parallel zwischen 25 und 30 
Wochenstunden, erhalten sie pro Elternteil vier zusätzliche ElterngeldPlus-Monate. 
Auch getrennt erziehende Mütter und Väter, die zugleich in Teilzeit gehen, können 
den Partnerschaftsbonus von jeweils vier zusätzlichen ElterngeldPlus-Monaten 
erhalten. Die Regelung gilt ebenso für Alleinerziehende, wenn sie für vier aufeinander­
folgende Monate zwischen 25 und 30 Wochenstunden arbeiten. 

Das Elterngeld wird beim Arbeitslosengeld II, bei der Sozialhilfe und beim Kinder­
zuschlag vollständig als Einkommen angerechnet. Einen Elterngeldfreibetrag gibt es 
jedoch für diejenigen, die vor der Geburt ihres Kindes erwerbstätig waren. Der Eltern­
geldfreibetrag entspricht dem Voreinkommen und beträgt höchstens 300 EUR. Im 
Basis-Elterngeldbezug bzw. 150 EUR im ElterngeldPlus-Bezug. Bis zu dieser Höhe 
bleibt das Elterngeld bei den genannten Leistungen anrechnungsfrei und steht damit 
zusätzlich zur Verfügung. 

Gesetze 

Die gesetzlichen Grundlagen zum Elterngeld und zur Elternzeit finden Sie im Bundes­
elterngeld- und Elternzeitgesetz vom 5. Dezember 2006 (BGBl. I, S. 2748), das zuletzt 
durch Artikel 6 Absatz 9 des Gesetzes vom 23. Mai 2017 (BGBl. I, S. 1228) geändert 
worden ist. Ausführliche Informationen beinhaltet die  Broschüre  „Elterngeld“, 
„ElterngeldPlus und Elternzeit“, „Das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz“. 
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Information 

Zuständig für die Ausführung des Gesetzes sind die von den Landesregierungen 
bestimmten Stellen: 

Auskünfte erteilen 

Mitarbeiter des Service‑

Telefons des Bundes­

ministeriums für Familie, 

Senioren, Frauen und 

Jugend von Montag bis 

Donnerstag in der Zeit 

von 9.00 bis 18.00 Uhr 

unter der Telefon­

nummer 030 201 791 30. 

E‑Mail: info@bmfsfj 

service.bund.de 

• in Baden­Württemberg die Landeskreditbank, 
• in Bayern das Zentrum Bayern Familie und Soziales, 
• in Mecklenburg­Vorpommern das Landesamt für Gesundheit und Soziales, 
• in Hessen die Ämter für Versorgung und Soziales, 
• in Berlin und Rheinland­Pfalz die Jugendämter, 
• in Brandenburg die Landkreise und kreisfreien Städte, 
• in Hamburg die Bezirksämter, 
• in Bremen das Amt für Soziale Dienste, 
• in Bremerhaven das Amt für Jugend, Familie und Frauen, 
• in Niedersachsen die kreisfreien Städte, einige kreisangehörige Städte und Gemeinden, 

die Städte und Gemeinden der Region Hannover und die Landkreise, 
• in Nordrhein­Westfalen, Sachsen, Sachsen­Anhalt und Thüringen, die Kreise/Landkreise 

und kreisfreien Städte, 
• im Saarland die Elterngeldstelle, 
• in Schleswig­Holstein die Dienstsitze des Landesamtes für Soziale Dienste. 

Elternzeit 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben einen Anspruch auf Elternzeit, wenn 
sie: 

• mit ihrem Kind in einem Haushalt leben, 
• das Kind selbst betreuen und erziehen und 
• keine oder keine volle Erwerbstätigkeit (über 30 Wochenstunden im Durchschnitt des 

Monats) ausüben. 

Elternzeit kann ab Geburt des Kindes bis zu dessen dritten Geburtstag genommen 
werden. Da die Elternzeit für jeden Elternteil separat betrachtet wird, kann sie anteilig 
von Mutter oder Vater allein oder von beiden Elternteilen gemeinsam genommen 
werden. Bei gleichzeitiger Inanspruchnahme der Elternzeit durch beide Elternteile ist 
jedoch zu beachten, dass dadurch kein Anspruch auf Arbeitslosengeld II oder auf 
Sozialhilfe entsteht. D. h. die Eltern müssen in dieser Zeit selbst für die Sicherung ihres 
Lebensunterhalts aufkommen. Für die Elternzeit innerhalb der ersten drei Lebensjah­
re des Kindes gilt eine Anmeldefrist von 7 Wochen gegenüber dem Arbeitgeber. 

http://service.bund.de


  

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

15 Kindergeld 

Jeder Elternteil, der Elternzeit nimmt, kann bei Vorliegen der Voraussetzungen bis zu 
30 Wochenstunden im Durchschnitt des Monats arbeiten. Ein Anspruch auf Teilzeit 
mit 15 bis 30 Wochenstunden besteht, wenn das Arbeitsverhältnis bereits länger als 
6 Monate besteht, im Unternehmen regelmäßig mehr als 15 Mitarbeiter beschäftigt 
sind, die Arbeitszeit für mindestens 2 Monate im vorgenannten Umfang verringert 
werden soll und keine dringenden betrieblichen Gründe entgegenstehen. Der 
Anspruch auf Verringerung der Arbeitszeit muss spätestens 7 Wochen vor geplanter 
Aufnahme der Teilzeit mitgeteilt werden, wenn die Teilzeit in einer Elternzeit 
zwischen Geburt und drittem Geburtstag des Kindes ausgeübt werden soll. 

Endet die Elternzeit, lebt das Arbeitsverhältnis automatisch in der Form wieder auf, in 
der es vor der Elternzeit bestanden hat. 

Für die Dauer der angemeldeten Elternzeit besteht Kündigungsschutz, der mit der 
Anmeldung der Elternzeit, frühestens jedoch eine Woche vor Beginn der Anmelde­
frist, einsetzt. 

Für Geburten bis zum 30. Juni 2015 gilt folgendes: 

Mit Zustimmung des Arbeitgebers kann bis zu ein Jahr der Elternzeit auf die Zeit 
zwischen dem 3. und 8. Geburtstag des Kindes übertragen werden. Diese Über­
tragungsmöglichkeit steht ebenfalls beiden Elternteilen offen. Eine Elternzeit, die 
übertragen werden soll, muss 7 Wochen vorher angemeldet werden, ebenso wie eine 
Teilzeittätigkeit in diesem Zeitraum. 

Zum 1. Januar 2015 ist das Gesetz zur Einführung eines ElterngeldPlus mit Partner­
schaftsbonus und einer flexibleren Elternzeit im Bundeselterngeld- und Elternzeit­
gesetz in Kraft getreten. Für Eltern, deren Kinder ab dem 1. Juli 2015 geboren werden, 
gibt es folgende Änderungen hinsichtlich der Elternzeitregelungen: 

Für Eltern besteht ein Anspruch, 24 Monate nicht genutzter Elternzeit zwischen dem 
dritten und achten Lebensjahr des Kindes zu nehmen. Die Anmeldefrist erhöht sich 
für eine Elternzeit in diesem Zeitraum auf 13 Wochen. Diese längere Anmeldefrist gilt 
auch für eine Teilzeittätigkeit während einer Elternzeit in diesem Zeitraum. 

Außerdem gilt die Zustimmung des Arbeitgebers zu einem Teilzeitantrag des/der 
Elternzeitberechtigten als erteilt, wenn dieser nicht innerhalb einer bestimmten Frist 
widerspricht. 

Gesetze 

Die gesetzlichen Grundlagen zum Elterngeld und zur Elternzeit finden Sie im Bundes­
elterngeld- und Elternzeitgesetz vom 5. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2748), das zuletzt 
durch Artikel 6 Abs. 9 des Gesetzes vom 23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228) geändert worden ist. 

Ausführliche Informationen beinhaltet die Broschüre „Elterngeld, ElterngeldPlus und 
Elternzeit“. 
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Unterhaltsvorschuss 

Leistungen/Voraussetzungen 

Als besondere Hilfe für Alleinerziehende sichert das Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) 
aus öffentlichen Mitteln den Mindestunterhalt von Kindern abzüglich des Kinder­
geldes für ein erstes Kind, wenn die Kinder keinen oder keinen regelmäßigen Unter­
halt vom anderen Elternteil erhalten. 

Der Unterhaltsvorschuss beträgt: 
• für Kinder bis 5 Jahren 154 EUR monatlich, 
• für Kinder von 6 bis 11 Jahren 205 EUR monatlich, 
• für Kinder von 12 bis 17 Jahren 273 EUR monatlich. 

Seit 1. Juli 2017 haben auch Kinder von 12 bis 17 Jahren Anspruch auf Unterhalts­
vorschuss. Voraussetzung ist, dass das Kind nicht auf SGB II-Leistungen angewiesen ist 
oder der alleinerziehende Elternteil im SGB II-Bezug ein eigenes Einkommen von 
mindestens 600 EUR brutto erzielt. 

Für Kinder unter 12 Jahren bleibt das Einkommen des alleinerziehenden Elternteils 
unerheblich. 

Unterhaltsvorschuss wird seit dem 1. Juli ohne zeitliche Begrenzung gezahlt. 

Wichtig: 

Der Anspruch auf Unterhaltsvorschuss ist ausgeschlossen, wenn der/die Allein­
erziehende keine Auskünfte über den anderen Elternteil gibt oder bei der Fest­
stellung der Vaterschaft oder des Aufenthaltsorts des anderen Elternteils nicht 
mitwirkt. Das gleiche gilt, wenn beide Elternteile zusammenleben oder der/die 
Alleinerziehende heiratet. 

Kinderzuschlag 

Eltern haben für ein in ihrem Haushalt lebendes, unter 25-jähriges unverheiratetes 
Kind Anspruch auf einen Kinderzuschlag, wenn 
• sie für dieses Kind Kindergeld beziehen, 
• ihr Einkommen die Mindesteinkommensgrenze von 900 EUR brutto für Paare und 

600 EUR brutto für Alleinerziehende erreicht, 
• mit dem Einkommen die Höchsteinkommensgrenze nicht überschritten wird und 
• durch den Kinderzuschlag Hilfebedürftigkeit im Sinne des SGB II vermieden wird. 



  

 

 

 
 

 
  

 
 
 
 
 
 

 

 
 

 

 

  

17 Kindergeld 

Der Kinderzuschlag beträgt maximal 170 EUR monatlich je Kind, und deckt 
zusammen mit dem Kindergeld in Höhe von monatlich 194 EUR den durchschnitt­
lichen Bedarf von Kindern. Hinsichtlich des Wohnbedarfs ist das bei gegebener 
Einkommenshöhe zustehende Wohngeld zu berücksichtigen. 

Bei einem Einkommen oder Vermögen der Eltern in Höhe ihres eigenen Mindest­
bedarfs ist der Kinderzuschlag in voller Höhe zu zahlen. Die Einkommensanrechnung 
beginnt bei Erreichen der Bemessungsgrenze. Bei Einkommen, die zwischen der 
Mindesteinkommensgrenze und der Bemessungsgrenze liegen, wird der Kinder­
zuschlag grundsätzlich in voller Höhe gezahlt. Ab dem Erreichen der Bemessungs­
grenze wird übersteigendes Einkommen auf den Kinderzuschlag angerechnet; 
Erwerbseinkommen zu 50 %, übrige Einkommen zu 100 %. In welcher Höhe Ein­
kommen bzw. Vermögen zu berücksichtigen sind, richtet sich grundsätzlich nach den 
für das ALG II maßgeblichen Bestimmungen. 

Kindeseinkommen ist immer als bedarfsmindernd in voller Höhe auf den Kinder­
zuschlag anzurechnen. 

Beim Publikations­

versand der Bundes­

regierung, 

Postfach 481009, 

18132 Rostock erhalten 

Sie die kostenlose 

Broschüre „Elterngeld 

und Elternzeit“, die auch 

Informationen zum 

Elterngeld erhält. 

Weitere Informationen 

unter www.bmfsfj.de 

Seit dem 1. Januar 2011 stehen den Empfängern von Kinderzuschlag neben der Geld
leistung von maximal 170 EUR auch sieben Leistungen zur Bildung und Teilhabe zu 
für 

­

• eintägige Schul­ und Kitaausflüge (tatsächliche Kosten), 
• mehrtägige Klassen­ und Kitafahrten (tatsächliche Kosten), 
• den persönlichen Schulbedarf (insgesamt 100 EUR jährlich), 
• die Beförderung von Schülerinnen und Schülern zur Schule (tatsächliche Kosten), 
• Lernförderungen (tatsächliche Kosten), 
• die Teilnahme an einer gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung in Schule oder Kinder­

tageseinrichtungen (Zuschuss) und 
• die Teilnahme am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft (wie im Sport­

verein oder in der Musikschule in Höhe von bis zu 10 EUR monatlich). 

Das Bildungs- und Teilhabepaket besteht aus Geld- und Sachleistungen. Mit den 
Sachleistungen wird sichergestellt, dass diese Leistungen die Kinder und Jugendlichen 
im Sinne einer individuellen Förderung auch erreichen. Die einheitliche Abwicklung 
aus einer Hand durch die kommunalen Träger sichert eine zielgenaue und bürgernahe 
Umsetzung vor Ort und gewährleistet eine effiziente Verwaltung ohne bürokratische 
Hürden. Das ist zielführend, denn so kommen die Leistungen auch tatsächlich bei den 
Kindern an. 

Der Kinderzuschlag muss schriftlich bei der örtlich zuständigen Familienkasse 
beantragt werden. Die Leistungen für Bildung und Teilhabe sind bei den von den 
jeweiligen Bundesländern bestimmten kommunalen Trägern zu beantragen. 

Die gesetzlichen Regelungen finden Sie im Bundeskindergeldgesetz. 

Haben Sie weitere Fragen zum Kinderzuschlag? Bitte wenden Sie sich an die Familien­
kassen bei den Agenturen für Arbeit. 

http://www.bmfsfj.de
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Gesetze 

Die gesetzlichen Grundlagen finden Sie im Bundeskindergeldgesetz (BKGG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2009 (BGBl. I S. 142, 3177), zuletzt 
geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 23. Juni 2017 (BGBl. I S. 1682). 

Information 

Informationen erhalten Sie bei den Familienkassen der Bundesagentur für Arbeit. Hier 
müssen Sie auch Ihren Antrag stellen. Das Merkblatt „Kinderzuschlag“ ist kostenlos 
beim Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 53107 Bonn, 
erhältlich. 



    Mutterschutz 19Mutterschutz 19 

Mutterschutz 
Wie kann für alle Frauen ein einheitliches Gesundheitsschutzniveau in der Schwanger­
schaft, nach der Entbindung und während der Stillzeit sichergestellt werden? 

Antwort auf diese Frage gibt das neue Mutterschutzgesetz (Gesetz zum Schutz von 
 Müttern bei der Arbeit, in der Ausbildung und im Studium), das am 1. Januar 2018 in 
Kraft getreten ist.  

Ziel der Neuregelung ist es, den bestmöglichen Gesundheitsschutz für schwangere und 
stillende Frauen zu gewährleisten, Nachteile im Berufsleben zu vermeiden, die Selbst­
bestimmung der Frau – im Hinblick auf die Fortführung ihrer Erwerbstätigkeit während 
der Schwangerschaft und der Stillzeit – zu stärken sowie Diskriminierungen entgegen zu 
wirken.  

Mit der Neuregelung des Mutterschutzgesetzes wurden insbesondere Anpassungen im 
Gesundheitsschutz und Kündigungsschutz sowie Ausweitungen im Anwendungsbereich 
vorgenommen. 

Wer hat Anspruch auf Mutterschutz? 

Das Mutterschutzgesetz gilt für alle schwangeren und stillenden Frauen, die in  
einem Beschäftigungsverhältnis stehen. Entscheidend ist, dass die Frau ein 
Beschäftigungsv erhältnis in der Bundesrepublik Deutschland hat bzw. auf das 
 jeweilige Beschäftigungsv erhältnis deutsches Recht Anwendung findet.  Weder die 
Staatsangehörigkeit noch der Familienstand spielen eine Rolle.  



    Rentenversicherung 151Rentenversicherung 151 

Rentenversicherung 
Soziale Sicherheit ist untrennbar mit der Rentenversicherung verbunden. Sie trägt seit 
vielen Jahrzehnten maßgeblich dazu bei, dass die Versicherten auch im Alter finanziell gut 
versorgt sind. 

Wer ist versichert? 

Arbeitnehmer sind (bis auf wenige Ausnahmen) in der gesetzlichen Rentenver
sicherung pflichtversichert. Das gilt auch für Auszubildende, Menschen mit 
Behinderungen in anerkannten  Werkstätten, Personen, die den freiwilligen Wehr  
dienst oder den Bundesfr eiwilligendienst leisten sowie Helferinnen und Helfer im 
freiwilligen sozial  en oder ökologischen Jahr. 

­

­

Die Beitragsbemessungsgrenze liegt im Jahr 2018 bei monatlich 6.500 EUR in den 
alten und 5.800 EUR in den neuen Bundesländern. Sie ist nicht gleichzeitig Ver
sicherungspflichtgrenze. Das bedeutet: Auch wer mehr verdient, bleibt versicherungs­
pflichtig. Beitragsbemessungsgrenze heißt: Ihr Beitrag zur gesetzlichen Rentenver
sicherung bemisst sich höchstens an diesen Beträgen, auch wenn Sie mehr verdienen. 

­

­

Arbeitnehmer, die ab dem 1. Januar 2013 eine Beschäftigung mit einem monatlichen 
Verdienst von bis zu 450 EUR aufnehmen, sind als geringfügig Beschäftigte pflicht
versichert. Der Arbeitgeber entrichtet einen Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung 
in Höhe von 15 % (bei gewerblichem Minijob) bzw. 5 % (bei Minijobs in Privathaus­
halten), der Arbeitnehmer trägt (entsprechend dem RV-Beitragssatz von 18,6 % im  
Jahr 2018) einen Eigenanteil in Höhe von 3,6 % (bei gewerblichem Minijob), bzw.   
13,6  %  (bei  Minijobs in privaten Haushalten). Durch diese Pflichtbeiträge werden  
A nsprüche auf das gesamte Leistungsspektrum der gesetzlichen Rentenversicherung 
erworben. Neben dem Anspruch auf die Regelaltersrente sind dies im Wesentlichen: 
Anspruch auf Rehabilitation, Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit,  vorgezogene  
Altersrenten sowie Anspruch auf die Förderung nach der sogenannten Riester- Rente.  
Liegt das Arbeitsentgelt unter 175 EUR monatli ch, ist ein Mindestbeitrag auf der Basis 
von 175 EUR zu zahlen. 

­
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Für Arbeitnehmer mit Verdiensten von 450,01 EUR bis 850 EUR gelten die beitrags­
rechtlichen Regelungen der sogenannten Gleitzone (Progressionszone), durch die der 
Arbeitnehmer entsprechend seines Verdienstes anteilig von Sozialversicherungs­
beiträgen entlastet wird. Bei Arbeitsentgelten innerhalb der Gleitzone steigt der 
Arbeitnehmeranteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag (Kranken-, Renten-, Pflege-
und Arbeitslosenversicherung von z. Z. durchschnittlich 20 %) abhängig vom Verdienst 
im Ergebnis linear von rund 11 % am Anfang der Gleitzone (450,01 EUR) bis zum 
vollen Arbeitnehmeranteil bei 850 EUR an. Der Arbeitgeber trägt dagegen für das 
gesamte Arbeitsentgelt grundsätzlich seinen vollen Anteil am Gesamtsozialversicherungs­
beitrag. Diese Regelungen gelten jedoch nicht bei Auszubildenden. 

Wichtig: 

Da bei der Rentenberechnung nur das – niedrigere – Entgelt zugrunde gelegt wird,  
für das Beiträge gezahlt wurden, kann der Beschäftigte gegenüber seinem Arbeit­
geber erklären, dass er Beiträge nach seinem tatsächlichen Arbeitsentgelt zahlen 
möchte. Dann zahlt er auch innerhalb der Gleitzone seinen vollen Arbeitnehmer­
anteil und das Arbeitsentgelt wird in vollem Umfang bei der Rentenberechnung 
berücksichtigt. 

Von den Selbständigen sind nur bestimmte Personenkreise pflichtversichert, darunter 
selbständige Lehrer, Dozenten und Erzieher, selbständige Pflegepersonen sowie 
Hebammen. Pflichtversichert sind auch selbständige Handwerker. Diese können sich 
jedoch nach 18 Jahren von dieser Pflicht befreien lassen. Selbständige Künstler und 
Publizisten sind nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz pflichtversichert (wobei 
sie nur den halben Beitrag selbst zahlen müssen). Voraussetzung ist ein Jahresein­
kommen über 3.900 EUR aus der selbständigen Tätigkeit, das Berufsanfänger aber 
unterschreiten können. Die Künstlersozialkasse in Wilhelmshaven stellt nicht nur die 
Versicherungspflicht fest, sondern berechnet auch den Beitrag. 

Seit dem 1. Januar 1999 sind auch Selbständige versicherungspflichtig, die im 
Zusammenhang mit ihrer selbständigen Tätigkeit regelmäßig keine versicherungs­
pflichtigen Arbeitnehmer beschäftigen und die auf Dauer und im Wesentlichen nur 
für einen Auftraggeber tätig sind. Die Voraussetzung, dass der Selbständige im Wesent­
lichen nur für einen Auftraggeber tätig sein darf, umfasst nicht nur den Fall, dass der 
Betreffende vertraglich im Wesentlichen an einen Auftraggeber gebunden ist, sondern 
auch den Fall, dass er wirtschaftlich im Wesentlichen von einem einzigen Auftrag­
geber abhängig ist. 

Existenzgründer mit einem Auftraggeber können sich bis zu drei Jahre von der Ver­
sicherungspflicht befreien lassen. Auch haben Personen, die bereits in einem vor­
gerückten Lebensalter stehen, ein Befreiungsrecht. 
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Landwirte sind grundsätzlich nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung, sondern 
in der Alterssicherung der Landwirte versicherungspflichtig. Dieses besondere Versor­
gungssystem sichert mit seinen Leistungen die Landwirte teilweise ab. 

Andere Maßnahmen, vor allem das betriebliche Altenteil und Einnahmen aus der 
Abgabe des landwirtschaftlichen Unternehmens, ergänzen die Leistungen aus diesem 
Alterssicherungssystem. 

Wer selbständig tätig und nicht in der Rentenversicherung pflichtversichert ist, kann 
die Versicherungspflicht innerhalb von fünf Jahren nach Aufnahme der selbständigen 
Tätigkeit beantragen. Diese Versicherungspflicht zieht dann die gleichen Rechte und 
Pflichten wie bei allen anderen Pflichtversicherten nach sich. 

Kindererziehungszeiten: Während der Kindererziehungszeit sind erziehende Mütter 
oder Väter pflichtversichert. Versicherungspflicht wegen Kindererziehung besteht für 
ein ab dem 1. Januar 1992 geborenes Kind in dessen ersten drei Lebensjahren. Für ein 
früher geborenes Kind werden zwei Jahre als Pflichtbeitragszeit berücksichtigt. 

Pflegepersonen: Wer eine oder mehrere pflegebedürftige Personen mit Pflegegrad 2 
bis 5 nicht erwerbsmäßig wenigstens 10 Stunden wöchentlich verteilt auf regelmäßig 
mindestens zwei Tage in der Woche in seiner häuslichen Umgebung pflegt und nicht 
oder nur bis zu 30 Stunden in der Woche erwerbstätig ist, wird in der gesetzlichen 
Rentenversicherung versichert, wenn der Pflegebedürftige Anspruch auf Leistungen 
aus der sozialen oder privaten Pflegeversicherung hat. Die Beiträge zahlt die Pflegekasse. 
Damit ist auch dieser Personenkreis ohne eigene Beitragszahlung pflichtversichert. 
(Ergänzende Erläuterung siehe in Kapitel „Pflegeversicherung - Die soziale Sicherung 
der Pflegepersonen“.) 

Bezieher von Entgeltersatzleistungen sind versicherungspflichtig während sie diese 
Leistungen beziehen, wenn sie im letzten Jahr vor Beginn der Leistung zuletzt ver­
sicherungspflichtig waren. Trifft dies nicht zu, muss die Versicherungspflicht  in der 
gesetzlichen Rentenversicherung beantragt werden. Zu den Entgeltersatzleistungen 
gehören zum Beispiel Krankengeld, Verletztengeld, Übergangsgeld  und Arbeitslosen­
geld. Die Beitragszahlung erfolgt – unabhängig davon, wer die Beiträge trägt - durch 
den Träger der jeweiligen Sozialleistung. Für Arbeitslosengeld II-Empfänger besteht 
seit 2011 keine Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung. Ihnen 
kann die Zeit des Leistungsbezugs seither als Anrechnungszeit anerkannt werden. 

Rentenversicherung 

Wer ist versicherungsfrei? 
Weitere Information zur 

geringfügigen Beschäf­

tigung finden Sie in der 

BMAS‑Broschüre 

„Geringfügige Beschäfti­

gung und Beschäftigung 

in der Gleitzone“ (A 630). 

Versicherungsfrei sind Personen, für die keine Versicherungspflicht besteht. Dazu 
gehören Personen, die aufgrund ihres Status und einer anderweitigen Absicherung 
nicht zum Kreis der Versicherten zählen (zum Beispiel Beamte oder Richter) sowie 
Personen, welche die Regelaltersgrenze erreicht haben und bereits eine Altersvollrente 
beziehen.  Beschäftigte Altersvollrentner ab Erreichen der Regelaltersgrenze können 
auf die Versicherungsfreiheit verzichten, um ihre Rente weiter zu erhöhen. 
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Versicherungsfrei sind auch kurzfristig Beschäftigte. Seit dem 1. Januar 2015 liegt eine 
kurzfristige Beschäftigung vor, wenn die Beschäftigung von vornherein auf nicht 
mehr als drei Monate oder insgesamt 70 Arbeitstage im Kalenderjahr begrenzt ist und 
– sofern das Arbeitsentgelt im Monat 450 EUR überschreitet – nicht berufsmäßig 
ausgeübt wird. Diese Schwellenwerte für die kurzfristige Beschäftigung gelten bis 
Ende 2018, danach gilt wieder eine Höchstarbeitsdauer von zwei Monaten oder 
50 Arbeitstagen. Für kurzfristige Beschäftigungen sind grundsätzlich keine Renten­
versicherungsbeiträge zu zahlen, auch keine Pauschalbeiträge durch den Arbeitgeber. 

Wer kann sich von der Versicherungspflicht befreien lassen? 

Verschiedene Personengruppen haben unter bestimmten Voraussetzungen das Recht, 
sich von der Rentenversicherungspflicht befreien zu lassen, so beispielsweise Mitglieder 
berufsständischer Versorgungseinrichtungen oder geringfügig entlohnte Beschäftigte. 
Eine geringfügig entlohnte Beschäftigung (sogenannter Minijob) liegt vor, wenn das 
Arbeitsentgelt regelmäßig im Monat 450 EUR nicht überschreitet. Der Arbeitgeber 
zahlt einen Pauschalbetrag von 15 % zur gesetzlichen Rentenversicherung, für Minijobs 
in privaten Haushalten als einer besonderen Form der geringfügigen Beschäftigung 
gilt der niedrigere Pauschalbeitrag in Höhe von 5 % zur gesetzlichen Rentenversicherung. 

Der geringfügig entlohnte Beschäftigte trägt die Differenz des Arbeitgeberbeitrags 
zum vollen Rentenbeitrag. (Der Beitragsatz zur gesetzlichen Rentenversicherung 
beträgt im Jahr 2018 18,6 %. Geringfügig entlohnte Beschäftigte in Privathaushalten 
tragen somit einen Beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung in Höhe von 13,6 %, 
sonstige geringfügig entlohnte Beschäftigte in Höhe von 3,6 % des Arbeitsentgelts). 
Lässt sich der geringfügig entlohnte Beschäftigte von der Versicherungspflicht befreien, 
muss nur der Arbeitgeber die Pauschalbeiträge zahlen, der Beschäftige muss diese 
nicht mehr aufstocken. Die Befreiung ist beim Arbeitgeber zu beantragen. Der Arbeit­
geber meldet dies der Minijob-Zentrale, die zur Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft-Bahn-See gehört. 

Weitere Information zur 

Rentenversicherung 

finden Sie in der 

BMAS‑Publikation 

„Ratgeber zur Rente“ 

(A 815). 

Wird die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht beantragt, werden – anders als 
bei bestehender Versicherungspflicht, bei der aus jedem Beschäftigungsmonat ein 
Wartezeitmonat resultiert –  Wartezeitmonate nur noch im geringem Umfang 
 erworben.  Auch kann durch eine geringfügige Beschäftigung, für die eine Befreiung 
von der Versicherungspflicht vorliegt, ein Anspruch auf Erwerbsminderungsrente 
nicht aufrecht erhalten werden. Zudem fallen die Rentenanwartschaften bei einer 
Befreiung geringer aus als bei Versicherungspflicht. 

Ausnahmen: Für bestimmte Personenkreise, z. B. Auszubildende oder Menschen mit 
Behinderung, bestehen Sonderregelungen. Sie sind auch dann versicherungspflichtig 
ohne Befreiungsrecht, wenn an sich die Voraussetzungen einer geringfügigen Beschäf­
tigung vorliegen. 



  

  
 

  

 
 
 

 

  

 

 

  

 

155 Rentenversicherung 

Mehrere Beschäftigungen 

Mehrere gleichzeitig ausgeübte geringfügig entlohnte Beschäftigungen oder kurz­
fristige Beschäftigungen sind jeweils zusammenzurechnen. Werden dadurch die oben 
genannten Geringfügigkeitsgrenzen überschritten, tritt Versicherungspflicht in allen 
Zweigen der Sozialversicherung ein und es besteht kein Befreiungsrecht in der gesetz­
lichen Rentenversicherung. 

Bei gleichzeitiger Ausübung von geringfügigen Beschäftigungen und sozialver­
sicherungspflichtiger Hauptbeschäftigung ist Folgendes zu beachten: 

Neben einer sozialversicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung kann eine geringfügig 
entlohnte Beschäftigung ausgeübt werden, ohne dass durch Zusammenrechnung mit 
der Hauptbeschäftigung das Befreiungsrecht in der Rentenversicherung entfallen 
würde. Jede weitere geringfügig entlohnte Beschäftigung wird mit der sozialver­
sicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung zusammengerechnet und unterfällt damit 
der vollen Sozialversicherungspflicht ohne Befreiungsrecht in der Rentenversicherung. 
Das Zusammenrechnungsgebot gilt nicht bei gleichzeitiger Ausübung von kurzfristiger 
Beschäftigung und geringfügig entlohnter Dauerbeschäftigung sowie von kurzfristiger 
Beschäftigung und sozialversicherungspflichtiger Hauptbeschäftigung. 

Verbindliche Entscheidung 

Die Entscheidung über die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung im Einzelfall 
trifft die örtlich zuständige gesetzliche Krankenkasse, für geringfügige Beschäftigungen 
die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See als zentrale Einzugsstelle 
(www.minijobzentrale.de). Diese und alle anderen Sozialversicherungsträger stehen 
auch zur Auskunft und Beratung zur Verfügung. 

Wer kann sich freiwillig versichern? 

Wer nicht versicherungspflichtig ist, kann in der Regel freiwillig Beiträge zur gesetz­
lichen  Rentenversicherung zahlen. Das gilt beispielsweise für Selbständige, die nicht 
versicherungspflichtig sind oder Hausfrauen. 

Rehabilitation 

„Rehabilitation geht vor Rente“ – dieser Grundsatz ist ausdrücklich im Rentenrecht 
verankert. Deshalb prüft der Träger der Rentenversicherung jeden Antrag auf Rente 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit darauf, ob Rehabilitationsmaßnahmen die 
Erwerbsfähigkeit erhalten oder verbessern können. 

Für ihre Versicherten erbringen die Träger der Rentenversicherung, sofern die 
persönlichen und versicherungsrechtlichen Voraussetzungen vorliegen, Leistungen 
zur medizinischen Rehabilitation und Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
(berufliche Rehabilitation), wenn die Erwerbsfähigkeit gefährdet ist oder eine bereits 
geminderte Erwerbsfähigkeit gebessert bzw. wiederhergestellt werden kann. Darüber 
hinaus erbringen sie Leistungen zur Prävention, um die Erwerbsfähigkeit zu sichern 
und Leistungen zur Nachsorge, wenn diese erforderlich sind, um den Erfolg der voran­
gegangenen Leistung zur Teilhabe zu sichern. 

http://www.minijobzentrale.de
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Es ist absehbar, dass der Reha-Bedarf insbesondere aus demografischen Gründen in 
den nächsten Jahren weiter steigen wird, da die geburtenstarken Jahrgänge das reha­
bilitationsintensive Alter ab 45 Jahren erreicht haben. Daher wird bei der jährlichen 
Fortschreibung des Reha-Budgets der Rentenversicherung neben der Lohn- und 
Gehaltsentwicklung zusätzlich ein Demografiefaktor berücksichtigt, um den demo­
grafisch bedingten vorübergehenden finanziellen Mehrbedarf bei den jährlichen 
Ausgaben für Leistungen zur Teilhabe zu berücksichtigen. 

Wer hat einen Rentenanspruch? 

Rentenansprüche sind davon abhängig, dass eine Mindestversicherungszeit (Wartezeit) 
sowie bestimmte persönliche und versicherungsrechtliche Voraussetzungen erfüllt 
sind. Aus der gesetzlichen Rentenversicherung werden folgende Renten gezahlt: 

• Renten wegen Alters, 
• Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit, 
• Hinterbliebenenrenten (Renten wegen Todes). 

Grundvoraussetzung: Erfüllung von Wartezeiten 

Leistungen aus der Rentenversicherung können nur beansprucht werden, wenn die 
Versicherten mindestens eine Zeit lang der Versicherung angehört haben. Diese 
Mindestversicherungszeit ist die Wartezeit. Die allgemeine Wartezeit von fünf Jahren 
mit Beitragszeiten und Ersatzzeiten ist Voraussetzung für den Anspruch auf die Regel­
altersrente, die Renten wegen Erwerbsminderung und die Renten wegen Todes. Auf 
die Wartezeit von 35 Jahren für die Altersrente für langjährig Versicherte und die 
Altersrente für schwerbehinderte Menschen werden auch beitragsfreie Zeiten sowie 
Berücksichtigungszeiten wegen Kindererziehung angerechnet. Für die Altersrente für 
besonders langjährig Versicherte ist die Wartezeit von 45 Jahren zu erfüllen. Pflicht­
beiträge für eine versicherte Beschäftigung, selbständige Tätigkeit oder Pflege sowie 
Berücksichtigungszeiten wegen Kindererziehung sind anrechenbar. Um besondere 
Härten aufgrund vorübergehender Unterbrechungen der Erwerbsbiografie zu vermeiden, 
können grundsätzlich auch Zeiten der Arbeitslosigkeit (und aus Gleichbehandlungs­
gründen auch Zeiten des Bezugs weiterer Entgeltersatzleistungen der Arbeitsförderung 
z. B. bei Weiterbildung, Kurzarbeit oder im Insolvenzfall) berücksichtigt werden. Nicht 
angerechnet werden jedoch Zeiten der Dauer- und Langzeitarbeitslosigkeit (Bezug von 
Arbeitslosengeld II oder Arbeitslosenhilfe). Zeiten der freiwilligen Beitragszahlung 
können berücksichtigt werden, wenn für mindestens 18 Jahre Pflichtbeiträge vorliegen. 
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Die vorzeitige Erfüllung der Wartezeit 

Für Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit oder wegen Todes muss grund­
sätzlich die allgemeine Wartezeit von fünf Jahren erfüllt sein. Allerdings kann die 
allgemeine Wartezeit auch vorzeitig erfüllt werden, wenn der Versicherte wegen eines 
Arbeitsunfalls, einer Berufskrankheit oder einer Wehr- oder Zivildienstbeschädigung 
vermindert erwerbsfähig geworden oder gestorben ist. Außerdem gilt: Wenn der 
Versicherte innerhalb von sechs Jahren nach der Ausbildung voll erwerbsgemindert 
wird oder stirbt, haben er oder seine Hinterbliebenen bereits dann einen Rentenan­
spruch, wenn der Versicherte in den letzten beiden Jahren vor dem Versicherungsfall 
mindestens ein Jahr lang Pflichtbeiträge gezahlt hat. Der Zeitraum von zwei Jahren 
verlängert sich um Zeiten einer schulischen Ausbildung nach Vollendung des 
17. Lebensjahres um bis zu sieben Jahre. 

Altersrenten 

Anspruch auf eine Rente wegen Alters hat nur der Versicherte selbst. Voraussetzung ist 
zunächst das Erreichen eines bestimmten Lebensalters (Altersgrenze). Daneben 
müssen – je nach Art der Altersrente – weitere Voraussetzungen erfüllt werden. 

Rente mit 67 

Das Gesetz zur Anpassung der Regelaltersgrenze an die demografische Entwicklung 
und zur Stärkung der Finanzierungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung 
(RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz) aus dem Jahr 2007 sieht eine stufenweise 
Anhebung der Regelaltersgrenze vom 65. auf das 67. Lebensjahr seit dem Jahr 2012 
und entsprechende Anhebungen bei anderen Renten vor. Durch eine Vorlaufzeit von 
mehreren Jahren hatten Arbeitnehmer und Arbeitgeber genügend Zeit, ihre Planungen 
anzupassen. 

Vertrauensschutz bei der Anhebung der Altersgrenzen für die Altersrenten haben 
Angehörige der Geburtsjahrgänge 1954 und älter, wenn sie bereits vor dem 1. Januar 2007 
verbindlich Altersteilzeitarbeit vereinbart haben. Außerdem ist durch eine Anpassung 
der arbeitsrechtlichen Schutzvorschrift des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch sicher­
gestellt, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis auf 
einen Zeitpunkt befristet ist, in dem sie vor Erreichen der Regelaltersgrenze Anspruch 
auf Rente wegen Alters haben, entsprechend den Anhebungsschritten bis zum Alter 67 
weiterarbeiten können. 

Eine zusammenfassende Übersicht über die Altersgrenzenanhebung folgt auf 
Seite 160. Aufgrund von Übergangs- bzw. Vertrauensschutzregelungen können für 
Sie abweichende Altersgrenzen als die nachfolgend dargestellten gelten. Bitte 
informieren Sie sich hierzu bei Ihrem zuständigen Rentenversicherungsträger. 
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1. Regelaltersrente 

Anspruch auf die Regelaltersrente haben Versicherte, die die Regelaltersgrenze 
erreicht und die allgemeine Wartezeit von 5 Jahren erfüllt haben. Neben der Regel­
altersrente darf unbeschränkt hinzuverdient werden. 

Bei der Regelaltersrente wird die Altersgrenze ab Geburtsjahrgang 1947 stufenweise 
auf das 67. Lebensjahr angehoben. Die Stufen der Anhebung betragen zunächst einen 
Monat pro Jahrgang (Regelaltersgrenze von 65 auf 66 Jahre) und dann ab Geburtsjahr­
gang 1959 zwei Monate pro Jahrgang (Regelaltersgrenze von 66 auf 67 Jahre). Für alle 
vor 1947 Geborenen verbleibt es bei der Regelaltersgrenze von 65 Jahren, für alle nach 
1963 Geborenen gilt die Regelaltersgrenze von 67 Jahren. 

Versicherte des Jahrgangs 1953 erreichen die Regelaltersgrenze im Jahr 2018 mit 
65 Jahren und 7 Monaten. 

2. Altersrente für besonders langjährig Versicherte 

Mit Beginn der stufenweisen Anhebung der Regelaltersgrenze zum 1. Januar 2012 
wurde für besonders langjährig Versicherte eine neue Altersrente eingeführt. 
Anspruch auf einen abschlagsfreien Renteneintritt nach Vollendung des 65. Lebens­
jahres sollten diejenigen Versicherten haben, die mindestens 45 Jahre mit Pflichtbei­
trägen aus Beschäftigung, selbständiger Tätigkeit und Pflege sowie Zeiten der Kinder­
erziehung bis zum 10. Lebensjahr des Kindes erreichen. Durch das Gesetz über 
Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-Leistungs­
verbesserungsgesetz) vom 23. Juni 2014 wurde diese besondere Altersrente vorüber­
gehend ausgeweitet: Für Geburtsjahrgänge vor 1953 wurde die Altersgrenze auf 
63 Jahre abgesenkt. Das Eintrittsalter für diese Rente wird für Versicherte, die nach 
dem 31. Dezember 1952 geboren sind, wieder stufenweise auf die zuvor geltende 
Altersgrenze von 65 Jahren angehoben. Die Anhebung erfolgt pro Jahrgang in 
Schritten von jeweils 2 Monaten. Für den Geburtsjahrgang 1964 ist die Altersgrenze 
von 65 Jahren wieder erreicht. Diese Rente kann nicht vorzeitig, d. h. vor Erreichen 
der Altersgrenze und unter Inkaufnahme von Abschlägen, bezogen werden. 

Neben dem maßgeblichen Alter muss die 45-jährige Wartezeit erfüllt sein, um die 
Altersrente für besonders langjährig Versicherte in Anspruch nehmen zu können. 
Seit der Änderung durch das RV-Leistungsverbesserungsgesetz werden hierauf grund­
sätzlich auch Zeiten des Bezugs von Arbeitslosengeld und den übrigen Entgeltersatz­
leistungen der Arbeitsförderung angerechnet, nicht jedoch Zeiten des Bezugs von 
Arbeitslosengeld II oder Arbeitslosenhilfe. Anrechenbar sind nun außerdem freiwillige 
Beiträge, wenn für 18 Jahre Pflichtbeiträge nachgewiesen werden können. 

3. Altersrente für langjährig Versicherte 

Versicherte können diese Altersrente vor Erreichen der Regelaltersgrenze, das heißt 
mit Abschlägen, in Anspruch nehmen, wenn sie 
• das 63. Lebensjahr vollendet und 
• die Wartezeit von 35 Jahren erfüllt haben. 
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Die Altersgrenze für einen abschlagsfreien Rentenzugang wird ab Geburtsjahrgang 
1949 stufenweise vom 65. auf das 67. Lebensjahr angehoben. Die vorzeitige 
Inanspruchnahme dieser Altersrente ist weiterhin frühestens mit 63 Jahren unter 
Inkaufnahme von Rentenminderungen möglich. Die Rentenminderung durch Ab­
schläge beträgt 0,3 % der Rente für jeden Monat der vorzeitigen Inanspruchnahme. 

Versicherte, die nach dem 31. Dezember 1947 geboren sind und für die Vertrauens­
schutz gilt, können diese Rente mit Abschlägen bereits vor dem 63. Lebensjahr bezie­
hen. 

4. Altersrente für schwerbehinderte Menschen 

Anspruch auf diese Altersrente ohne Abschläge haben Versicherte, 
• die die maßgebliche Altersgrenze (s. u.) erreicht haben, 
• bei Rentenbeginn als schwerbehinderte Menschen anerkannt sind und 
• die Wartezeit von 35 Jahren erfüllt haben. 

Weitere Information zum 

Thema Behinderung 

finden Sie in der 

BMAS‑Publikation 

„Ratgeber für Menschen 

mit Behinderungen“ 

(A 712). 

Bei der Altersrente für schwerbehinderte Menschen wird die Altersgrenze für einen 
abschlagsfreien Rentenzugang ab Geburtsjahrgang 1952 stufenweise vom 63. auf das 
65. Lebensjahr und für die vorzeitige Inanspruchnahme stufenweise vom 60. auf das 
62. Lebensjahr angehoben. Die Rentenminderung beträgt 0,3 % der Rente für jeden 
Monat der vorzeitigen Inanspruchnahme. Damit verbleibt es bei einem maximalen 
Abschlag in Höhe von 10,8 %. 

Besonderen Vertrauensschutz haben bei dieser Anhebung Versicherte 
• der Geburtsjahrgänge 1954 und älter, wenn sie bereits vor dem 1. Januar 2007 ver­

bindlich Altersteilzeitarbeit vereinbart haben und 
• am 1. Januar 2007 schwerbehindert gemäß § 2 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetz­

buch waren. 

Für sie werden die Altersgrenzen von 63 Jahren bzw. 60 Jahren bei vorzeitiger 
Inanspruchnahme nicht angehoben. 

Aus Gründen des Vertrauensschutzes können außerdem Versicherte, die vor dem 
17. November 1950 geboren sind und am 16. November 2000 als schwerbehindert 
gemäß § 2 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch anerkannt oder gemäß dem zu 
diesem Zeitpunkt geltenden Recht berufsunfähig oder erwerbsunfähig waren, die 
Altersrente für schwerbehinderte Menschen bereits ab Vollendung des 60. Lebensjah­
res ohne Abschläge in Anspruch nehmen. 

Anerkannte schwerbehinderte Menschen sind alle Personen mit einem Grad der 
Behinderung (GdB) von mindestens 50, solange sie ihren Wohnsitz in Deutschland 
oder in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union haben. Über den Grad der 
Schwerbehinderung entscheidet das Versorgungsamt. Auch nicht schwerbehinderte 
Versicherte können Anspruch auf die Altersrente für schwerbehinderte Menschen 
haben, wenn sie vor dem 1. Januar 1951 geboren wurden und berufs- oder erwerbs­
unfähig nach dem am 31. Dezember 2000 geltenden Recht sind. 

Auf den beiden folgenden Seiten finden Sie eine Tabelle mit einem zusammenfassenden 
und detaillierten Überblick über die stufenweise Anhebung der Altersgrenzen für 
Altersrenten. 
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Anhebung der Altersgrenzen 

­ ­

­ ­ ­ ­

Geburts  
jahrgang 

Regelalters  
rente 

Altersrente 
 für besonders 

langjährig 
Versicherte 

 Altersrente für 
langjährige Versicherte 

 Altersrente für 
schwerbehinderte Menschen 

abschlags  
frei 

abschlags  
frei 

abschlags  
frei 

 vorzeitiger 
Bezug ab 

abschlags  
frei 

 vorzeitiger 
Bezug ab 

Alter Alter  Alter  Alter Ab­
 schlag 

Alter Alter Ab­
schlag 

Jahr Monat Jahr Monat Jahr Monat Jahr Monat in % Jahr Monat Jahr Monat in % 

1945 65 ­ ­ ‑ 65 ­ 63 ­ 7,2 63 ­ 60 ­ 10,8 

1946 65 ­ ­ ‑ 65 ­ 63 ­ 7,2 63 ­ 60 ­ 10,8 

1947 65 1  65 ­ 65 ­ 63 ­ 7,2 63 ­ 60 ­ 10,8 

1948 65 2  65 ‑ 65 ­ 63 ­ 7,2 63 ­ 60 ­ 10,8 

01/1949 65 3  65 ‑ 65 1 63 ­ 7,5 63 ­ 60 ­ 10,8 

02/1949 65 3  65 ‑ 65 2 63 ­ 7,8 63 ­ 60 ­ 10,8 

03‑12/1949 65 3  65 ‑ 65 3 63 ­ 8,1 63 ­ 60 ­ 10,8 

1950 65 4  65 ‑ 65 4 63 ­ 8,4 63 ­ 60 ­ 10,8 

1951 65 5 631 ­ 65 5 63 ­ 8,7 63 ­ 60 ­ 10,8 

01/1952 65 6  63 ­ 65 6 63 ­ 9,0 63 1 60 1 10,8 

02/1952 65 6  63 ­ 65 6 63 ­ 9,0 63 2 60 2 10,8 

03/1952 65 6  63 ­ 65 6 63 ­ 9,0 63 3 60 3 10,8 

04/1952 65 6  63 ­ 65 6 63 ­ 9,0 63 4 60 4 10,8 

05/1952 65 6  63 ­ 65 6 63 ­ 9,0 63 5 60 5 10,8 

06‑12/1952 65 6  63 ­ 65 6 63 ­ 9,0 63 6 60 6 10,8 

1 Die Altersgrenze von 63 Jahren gilt auch für vor 1951 geborene Versicherte, sofern bisher weder eine Rente bindend bewilligt wurde noch eine 
Rente bereits bezogen wird. 



  

 

  
 

  

      

  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

161 Rentenversicherung 

Geburts­
jahrgang 

Regelalters­
rente 

Altersrente 
für besonders 

langjährig 
Versicherte 

Altersrente für 
langjährige Versicherte 

Altersrente für 
schwerbehinderte Menschen 

abschlags­
frei 

abschlags­
frei 

abschlags­
frei 

vorzeitiger 
Bezug ab 

abschlags­
frei 

vorzeitiger 
Bezug ab 

Alter Alter Alter Alter Ab­
schlag 

Alter Alter Ab­
schlag 

Jahr Monat Jahr Monat Jahr Monat Jahr Monat in % Jahr Monat Jahr Monat in % 

1953 65 7 63 2 65 7 63 ­ 9,3 63 7 60 7 10,8 

1954 65 8 63 4 65 8 63 ­ 9,6 63 8 60 8 10,8 

1955 65 9 63 6 65 9 63 ­ 9,9 63 9 60 9 10,8 

1956 65 10 63 8 65 10 63 ­ 10,2 63 10 60 10 10,8 

1957 65 11 63 10 65 11 63 ­ 10,5 63 11 60 11 10,8 

1958 66 ­ 64 ­ 66 ­ 63 ­ 10,8 64 ­ 61 ­ 10,8 

1959 66 2 64 2 66 2 63 ­ 11,4 64 2 61 2 10,8 

1960 66 4 64 4 66 4 63 ­ 12,0 64 4 61 4 10,8 

1961 66 6 64 6 66 6 63 ­ 12,6 64 6 61 6 10,8 

1962 66 8 64 8 66 8 63 ­ 13,2 64 8 61 8 10,8 

1963 66 10  64 10 66 10 63 ­ 13,8 64 10 61 10 10,8 

1964 67 ­  65 ­ 67 ­ 63 ­ 14,4 65 ­ 62 ­ 10,8 
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­

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 

Diese Renten ersetzen das Einkommen, wenn der Versicherte eingeschränkt oder gar 
nicht mehr erwerbsfähig ist. Dabei gelten folgende versicherungsrechtliche Voraus­
setzungen: Der Versicherte muss in den letzten 5 Jahren vor Eintritt der Erwerbs­
minderung (ggf. verlängert um Anrechnungszeiten, Berücksichtigungszeiten wegen 
Kindererziehung) mindestens 3 Jahre Pflichtbeiträge gezahlt und die allgemeine 
Wartezeit von 5 Jahren erfüllt haben. Ausnahme: Diese Voraussetzung gilt nicht, wenn 
die Erwerbsminderung aufgrund eines Umstandes eingetreten ist, durch den die 
allgemeine Wartezeit als erfüllt gilt. 

Die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen sind ebenfalls erfüllt, wenn die all­
gemeine Wartezeit vor 1984 erfüllt und ab 1984 jeder Monat bis zum Eintritt der 
Erwerbsminderung mit rentenrechtlichen Zeiten belegt ist. 

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit werden längstens bis zum Erreichen 
der Regelaltersgrenze gezahlt – anschließend hat der Versicherte einen Anspruch auf 
Regelaltersrente in mindestens gleicher Höhe. 

Weitere Information 

finden Sie in der 

BMAS‑Broschüre 

„Erwerbsminderungs

rente“ (A 261). 

Im Einzelnen gibt es folgende Leistungsarten: 

1. Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung: Teilweise erwerbsgemindert sind Ver­
sicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit außerstande 
sind, unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 
sechs Stunden täglich erwerbstätig zu sein. Als Rente wegen teilweiser Erwerbs­
minderung erhält der Versicherte die Hälfte einer Rente wegen voller Erwerbs­
minderung. 

2. Rente wegen voller Erwerbsminderung: Voll erwerbsgemindert sind Versicherte, die 
wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit außerstande sind, unter 
den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden 
täglich erwerbstätig zu sein. Versicherte, die noch mindestens drei, aber nicht mehr als 
sechs Stunden täglich arbeiten, das verbliebene Restleistungsvermögen wegen Arbeits­
losigkeit aber nicht in Erwerbseinkommen umsetzen können, erhalten ebenfalls eine 
volle Erwerbsminderungsrente. 

3. Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei Berufsunfähigkeit: Sie wird an vor dem 
2. Januar 1961 geborene Versicherte gezahlt, die wegen Krankheit oder Behinderung in 
ihrem bisherigen Beruf oder einem zumutbaren anderen Beruf nicht mehr mindestens 
sechs Stunden täglich arbeiten können. Sie entspricht in der Höhe der Rente wegen 
teilweiser Erwerbsminderung. 
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4. Rente wegen voller Erwerbsminderung für Menschen mit Behinderung: Versicherte, die 
bereits vor Erfüllung der allgemeinen Wartezeit von fünf Jahren voll erwerbsgemindert 
waren und seitdem ununterbrochen voll erwerbsgemindert sind, haben Anspruch auf 
Rente wegen voller Erwerbsminderung, wenn sie eine Wartezeit von 20 Jahren erfüllt 
haben. Dieser Rentenanspruch kann auch mit freiwilligen Beiträgen erworben werden. 

Zeitrenten 

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit werden grundsätzlich auf Zeit geleistet. 
Sie werden jedoch unbefristet geleistet, wenn 
• der Anspruch auf die Rente unabhängig von der Arbeitsmarktlage besteht und 
•	 unwahrscheinlich ist, dass die Minderung der Erwerbsfähigkeit behoben werden kann; 

hiervon ist in jedem Fall nach einer Gesamtdauer der Befristung von neun Jahren 
auszugehen. 

Hinzuverdienst 

Die Versichertenrenten stellen den Ersatz für ausgefallene Verdienste dar. Wird neben 
der Rente zusätzlich Erwerbseinkommen bezogen, so bestehen für vorgezogene Ver­
sichertenrenten bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze bestimmte Hinzuverdienst­
grenzen. Als Hinzuverdienst berücksichtigt werden Arbeitsentgelt, Arbeitseinkommen 
und vergleichbares Einkommen. Nicht als Arbeitsentgelt gilt das Entgelt, das eine 
Pflegeperson von dem Pflegebedürftigen erhält, wenn es den entsprechenden Pflege­
geldbetrag nicht übersteigt oder Entgelt, das ein Mensch mit Behinderung in einer 
Werkstatt für behinderte Menschen erhält. Bei Renten wegen verminderter Erwerbs­
fähigkeit wird auch bestimmtes Erwerbsersatzeinkommen als Hinzuverdienst berück­
sichtigt. 

1. Altersrenten 

Bei den Hinzuverdienstmöglichkeiten neben einer Altersrente ist es von Bedeutung, 
ob die Regelaltersgrenze schon erreicht wurde. 

2. Regelaltersrenten 

Nach Erreichen der Regelaltersgrenze darf unbeschränkt hinzuverdient werden. Wer 
bereits eine Altersrente vor Erreichen der Regelaltersgrenze bezogen hat, darf ab dem 
Monatsersten nach Erreichen der Regelaltersgrenze ebenfalls unbegrenzt hinzu­
verdienen. 

Rentenversicherung 
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3. Altersrenten vor dem Erreichen der Regelaltersgrenze 

Bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze darf neben einer Altersrente nur eingeschränkt 
hinzuverdient werden. Ein Hinzuverdienst bis zu 6.300 EUR im Kalenderjahr bleibt bei 
der Altersrente anrechnungsfrei. 

Übersteigt der Hinzuverdienst die kalenderjährliche Hinzuverdienstgrenze von 
6.300 EUR, besteht gegebenenfalls Anspruch auf eine Teilrente. Die Höhe der möglichen 
Teilrente ergibt sich aus einer stufenlosen Anrechnung des Hinzuverdienstes. Dafür 
wird der Hinzuverdienst, der über der kalenderjährlichen Hinzuverdienstgrenze von 
6.300 EUR liegt, bis zu einer individuellen Obergrenze (dem sogenannten Hinzu­
verdienstdeckel) zu 40 % stufenlos auf die Altersrente angerechnet. Der Hinzu­
verdienstdeckel orientiert sich an dem höchsten sozialversicherungspflichtigen 
Jahreseinkommen der letzten 15 Kalenderjahre vor dem Eintritt der Erwerbsminderung. 
Erst bei Überschreiten dieses Hinzuverdienstdeckels wird der darüber hinausgehende 
Hinzuverdienst zu 100 % auf die Rente angerechnet. 

4. Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 

Auch Bezieherinnen und Bezieher einer Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 
können während des Rentenbezugs in bestimmtem Umfang hinzuverdienen. Hierbei 
ist besonders zu beachten, dass Erwerbsminderungsrenten als finanzieller Ausgleich 
für die ganz oder teilweise fehlende Erwerbsfähigkeit gedacht sind. Hiermit ist es nicht 
zu vereinbaren, wenn Versicherte neben der Rente unbegrenzt oder zumindest in 
beachtlichem Umfang erwerbstätig sind. Deswegen dürfen Bezieher einer Rente 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit nur in begrenztem Umfang hinzuverdienen. 
Der Verdienst muss zudem grundsätzlich innerhalb dieses verbliebenen Restleistungs­
vermögens erzielt werden, andernfalls kann der Rentenanspruch wegfallen. 

Ein Verdienst bis zu 6.300 EUR kalenderjährlich bleibt bei Renten wegen voller Erwerbs­
minderung anrechnungsfrei, für Renten wegen teilweiser Erwerbsminderung gilt eine 
individuelle Hinzuverdienstgrenze. Erzieltes Einkommen und in bestimmten Fällen 
Sozialleistungen sind im Rahmen der Hinzuverdienstregelungen zu berücksichtigen. 

Hinzuverdienst zu einer Rente wegen voller Erwerbsminderung, der über der kalender­
jährlichen Hinzuverdienstgrenze von 6.300 EUR liegt, wird bis zu einer individuellen 
Obergrenze (dem sogenannten Hinzuverdienstdeckel) stufenlos zu 40 % auf die Rente 
angerechnet. Erst bei Überschreiten des Hinzuverdienstdeckels wird der darüber 
hinausgehende Hinzuverdienst zu 100 % auf die Rente angerechnet. 



  

 

 

 

 

 

 
 

  

165 

Hinzuverdienst zu einer Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung, der über der 
individuellen kalenderjährlichen Hinzuverdienstgrenze liegt, wird ebenfalls bis zu 
einer individuellen Obergrenze (dem sogenannten Hinzuverdienstdeckel) stufenlos zu 
40 % auf die Rente angerechnet. 

Der Hinzuverdienstdeckel orientiert sich bei Renten wegen voller sowie teilweiser 
Erwerbsminderung an dem höchsten sozialversicherungspflichtigen Jahreseinkommen 
der letzten 15 Kalenderjahre vor dem Eintritt der Erwerbsminderung. Lag in den 
letzten 15 Kalenderjahren kein oder nur ein sehr geringer Verdienst vor, wird bei der 
Berechnung der Hinzuverdienstgrenze im Ergebnis ein halbes Durchschnittsentgelt 
zugrunde gelegt. 

Renten wegen Todes 

1. Witwen‑/Witwerrenten 

Anspruch auf Witwen-/Witwerrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung besteht 
für überlebende Ehegatten, die nach dem Tode des Ehegatten nicht wieder geheiratet 
haben, wenn die verstorbenen Ehegatten die allgemeine Wartezeit erfüllt haben. Die 
allgemeine Wartezeit beträgt fünf Jahre. Die große Witwenrente wird in Höhe von 
55 % der Rente des verstorbenen Versicherten gezahlt, wenn die Witwe oder der 
Witwer das 47. Lebensjahr (im Zuge der stufenweisen Altersgrenzenanhebung wird 
diese Altersgrenze seit dem Jahre 2012 vom 45. auf das 47. Lebensjahr angehoben) 
vollendet hat oder erwerbsgemindert ist oder ein Kind unter 18 Jahren erzieht oder 
für ein Kind sorgt, das aufgrund einer Behinderung außerstande ist, sich selbst zu 
unterhalten. 

Zur Witwen-/Witwerrente wird zusätzlich für das erste Kind, das erzogen wurde, ein 
Zuschlag von 2 Entgeltpunkten gezahlt. Für das zweite und jedes weitere Kind beträgt 
der Zuschlag jeweils 1 Entgeltpunkt. Ist keine der oben genannten Voraussetzungen 
erfüllt, wird eine kleine Witwenrente für einen Zeitraum von längstens 24 Monaten in 
Höhe von 25 % der Rente des verstorbenen Versicherten gezahlt. Auf die Witwen-/ 
Witwerrenten wird ein Teil des Einkommens des überlebenden Ehegatten angerechnet. 

Aus Vertrauensschutzgründen bleibt das alte Hinterbliebenenrecht (große Witwen-/ 
Witwerrente in Höhe von 60 % der Versichertenrente des Verstorbenen ohne Kinder­
zuschlag) weiterhin für Ehepaare gültig, deren Ehe vor dem 1. Januar 2002 geschlossen 
wurde und mindestens ein Ehegatte vor dem 2. Januar 1962 geboren ist. Die kleine 
Witwen-/Witwerrente wird für diesen Personenkreis nach altem Recht ohne zeitliche 
Begrenzung gezahlt. 

Die Leistungsansprüche gelten entsprechend auch bei eingetragenen Lebenspartner­
schaften. 

Rentenversicherung 
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2. Waisenrente 

Waisenrente erhalten nach dem Tod des Versicherten seine Kinder. Der Anspruch 
besteht bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres, darüber hinaus bis zur Vollendung 
des 27. Lebensjahres, wenn die Waise sich in Schul- oder Berufsausbildung befindet 
oder sich in einer Übergangszeit von höchstens vier Kalendermonaten zwischen zwei 
Abschnitten (zum Beispiel Ausbildung und Ableistung eines freiwilligen Dienstes) 
befindet oder einen freiwilligen Dienst im Sinne des Einkommensteuergesetzes (§ 32 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d) – z.B. einen internationalen Freiwilligendienst, „welt­
wärts“ oder einen Bundesfreiwilligendienst – leistet, oder wegen körperlicher, geistiger 
oder seelischer Behinderung außerstande ist, sich selbst zu unterhalten. Vollwaisen 
erhalten ein Fünftel, Halbwaisen ein Zehntel der vollen Versichertenrente. Hierzu wird 
noch ein Zuschlag gezahlt. 

3. Erziehungsrente 

Eine weitere Rente wegen Todes ist die Erziehungsrente. Sie ist eine eigenständige 
Sicherung für Personen, die geschieden sind und Kinder erziehen. 

Anspruch auf Erziehungsrente haben Versicherte, wenn 
• der geschiedene Ehepartner verstorben ist, 
• solange sie ein eigenes Kind oder das des verstorbenen Partners erziehen, 
• sie nicht wieder geheiratet haben, 
• sie selbst bis zum Tode des geschiedenen Ehegatten die allgemeine Wartezeit erfüllt 

haben und die Ehe geschieden wurde (alte Länder: Scheidungen nach dem 
30. Juni 1977; neue Länder: Scheidungen nach dem 31. Dezember 1991). 

Die Rente wird wie eine Altersrente berechnet, aus rentenrechtlichen Zeiten und 
den übertragenen Anwartschaften aus dem Versorgungsausgleich des eigenen 
Versichertenkontos. 

Auch die Erziehungsrenten unterliegen der Einkommensanrechnung. Hier gelten die 
Freibeträge für Witwen-/Witwerrenten entsprechend. 

4. Einkommensanrechnung 

Eigenes Einkommen (Erwerbs-, Erwerbsersatz- sowie Vermögenseinkünfte) wird,  
soweit es den Freibetrag überschreitet, zu 40 % auf die Hinterbliebenenrente ange­
rechnet. Dies gilt entsprechend bei Leistungsansprüchen aus einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft. 
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Für Witwen-/Witwerrenten und Erziehungsrenten betragen die Freibeträge zurzeit 
Alte Länder 819,19 EUR 
Neue Länder 783,82 EUR 

Der Freibetrag erhöht sich für jedes Kind, das Anspruch auf Waisenrente hat, um 
Alte Länder 173,77 EUR 
Neue Länder 166,26 EUR 

Die Freibeträge sind an den aktuellen Rentenwert gekoppelt und damit dynamisch. 

Die Anrechnung des eigenen Einkommens bei volljährigen Waisen ist entfallen. Damit 
werden alle Waisenrenten unabhängig von den Einkommensverhältnissen der Waisen 
immer in voller Höhe gezahlt. 

Die Einkommensanrechnung nach altem Recht – Anrechnung von Erwerbs- und 
Erwerbsersatzeinkommen – gilt aus Vertrauensschutzgründen für Ehepaare, deren 
Ehe vor dem 1. Januar 2002 geschlossen wurde und wenn mindestens ein Ehegatte vor 
dem 2. Januar 1962 geboren ist, weiter. 

5. Rentensplitting unter Ehegatten 

Zum Ausbau der eigenständigen Alterssicherung der Frauen ist jüngeren Ehegatten 
die Möglichkeit eingeräumt worden, ihre in der Ehezeit erworbenen Rentenansprüche 
partnerschaftlich hälftig aufzuteilen. Anstelle der herkömmlichen Versorgung von 
Verheirateten und Verwitweten (zu Lebzeiten beider Ehegatten erhält jeder seine 
eigene Versichertenrente und beim Tod des ersten Ehegatten wird dem/der Über­
lebenden zusätzlich zu seiner/ihrer eigenen Rente eine subsidiäre abgeleitete Hinter­
bliebenenrente gewährt) kann durch eine übereinstimmende Erklärung beider 
Ehegatten ein Rentensplitting der gemeinsam in der Ehezeit erworbenen Renten­
anwartschaften erreicht werden. Die Wirkung dieser partnerschaftlichen hälftigen 
Teilung tritt regelmäßig bereits zu Lebzeiten beider Ehegatten (nämlich bei der 
Gew ährung einer Vollrente wegen Alters auch für den zweiten Ehegatten) ein. Das 
Rentensplitting führt regelmäßig zu höheren eigenständigen Rentenleistungen für die 
Frau, die auch im Hinterbliebenenfall nicht der Einkommensanrechnung unterliegen 
und bei Wiederheirat nicht wegfallen. 

Ein Splitting wird allerdings nur durchgeführt, wenn bei beiden Ehegatten jeweils  
25 Jahre an rentenrechtlichen Zeiten vorhanden sind. 

Die Leistungsansprüche gelten entsprechend auch für eingetragene Lebenspartner
schaften. 

­
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Rentenberechnung 

Beitragszeiten 

Wie hoch die Rente ist, richtet sich in erster Linie nach den Arbeitsentgelten und 
Arbeitseinkommen, die durch Beiträge versichert sind.  Als Beitragszeit gelten auch 
Zeiten, in denen Kinder erzogen wurden oder jemand nicht erwerbsmäßig gepflegt 
wurde. 

Welchen Wert eine Beitragszeit hat, hängt davon ab, in welchem Verhältnis das jähr
liche Bruttoarbeitsentgelt zum Durchschnittsentgelt aller Versicherten steht. Für 
bestimmte Zeiten existieren jedoch Sonderregelungen:  

•  Berufsausbildung:  
Zeiten einer tatsächlichen Berufsausbildung werden mindestens anhand des tatsäch­
lichen Verdienstes bewertet. Zusätzlich erfolgt eine Höherbewertung für maximal  
3 Jahre auf Grundlage des Wertes, der sich für alle angerechneten Zeiten des Ver­
sicherten im Durchschnitt seines gesamten Versicherungslebens ergibt, maximal auf 
75 % des Durchschnittsentgelts aller Versicherten. 

• Niedrige Pflichtbeiträge von Menschen mit Behinderungen in anerkannten Werkstätten: 
Die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage, nach der für Menschen mit Behinderungen 
in anerkannten Werkstätten und vergleichbaren Einrichtungen Beiträge gezahlt werden, 
beträgt 80 % der Bezugsgröße. Die Bezugsgröße wird jährlich neu festgelegt. Im Jahr 2018 
beträgt sie monatlich 3.045 EUR in den alten und 2.695 EUR in den neuen Bundesländern. 

• Pflichtbeiträge aus Entgeltersatzleistungen: 
Für Zeiten des Bezugs von Entgeltersatzleistungen wie Krankengeld, Verletztengeld und 
Arbeitslosengeld werden Beiträge zur Rentenversicherung durch den jeweiligen Sozial­
leistungsträger gezahlt ­ unabhängig davon, wer die Beiträge trägt. Die Beiträge werden 
auf der Basis von 80 % des Bruttoarbeitsentgelts gezahlt, das der Entgeltersatzleistung 
zugrunde liegt. 

• Pflichtbeiträge von Wehrdienstleistenden: 
Beitragsbemessungsgrundlage für Pflichtbeiträge bei Wehr­ und Zivildienstleistenden 
ist ein fiktiver Verdienst in Höhe von 60 % der Bezugsgröße. 

Ersatzzeiten 

Durch Ersatzzeiten sollen im Rahmen des sozialen Ausgleichs der Rentenversicherung 
Nachteile vermieden werden, die wegen der infolge der Kriegsereignisse unter­
bliebenen Beitragszahlung sonst eingetreten wären. Zu den Ersatzzeiten zählen auch 
Zeiten des politischen Gewahrsams in der ehemaligen DDR. 
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Pflegezeiten 

Nach dem Pflege-Versicherungsgesetz sind Zeiten der nicht erwerbsmäßigen häus­
lichen Pflege seit 1.4.1995 Pflichtbeitragszeiten in der gesetzlichen Rentenver
sicherung mit allen Konsequenzen. Pflegezeiten wirken sich danach sowohl renten­
steigernd als auch rentenbegründend aus. Dabei richtet sich die Bewertung der Zeiten 
einer Pflegetätigkeit nach dem Grad der Pflegebedürftigk eit und nach dem Umfang 
der Pflegetätigkeit. Die Pflegeversicherung übernimmt für diejenigen, die einen 
 pflegebedürftigen Angehörigen im häuslichen Bereich pflegen, die Beitragszahlung 
zur gesetzlichen Rentenversicherung. Dies gilt auch für Pflegepersonen, deren gleich­
zeitige Erwerbstätigkeit als Arbeitnehmer 30 Stunden in der Woche nicht übersteigt.  
Ausgeschlossen von der Anrechnung der Pflegepflichtbeitragszeit sind bestimmte  
versicherungsfreie Personengruppen, z. B. Bezieher einer Vollrente wegen Alters,  
welche die Regelaltersgrenze erreicht haben.  

­

Kindererziehungszeiten 

Kindererziehungszeiten für Geburten vor 1992 sind ab dem 1. Juli 2014 von 1 Jahr auf 
2 Jahre pro Kind ausgeweitet worden (sogenannte Mütterrente). Bei Geburten ab 1992 
beträgt die Kindererziehungszeit 3 Jahre. 

Kindererziehungszeiten wirken rentenbegründend und rentensteigernd. Das bedeutet 
u. a., dass sie auch auf die Wartezeit für die Rente wegen verminderter Erwerbsfähig­
keit oder wegen Alters angerechnet werden. Eine Regelaltersrente erhält deshalb bei 
Geburten vor 1992 auch die Frau, die 3 Kinder erzogen hat oder die 2 Kinder erzogen 
und für 1 Jahr Beiträge entrichtet hat. Bei Geburten ab 1992 reicht die Erziehung von 
zwei Kindern aus, um diese Wartezeit zu erfüllen. 

Die Kindererziehungszeit wird rentenrechtlich wie eine Pflichtbeitragszeit aufgrund 
einer Erwerbstätigkeit bewertet, und zwar vom 1. Juli 2000 an mit 100 % des Durch­
schnittseinkommens. Daraus ergibt sich zurzeit ein Rentenertrag von 31,03 EUR in 
den alten bzw. 29,69 EUR in den neuen Bundesländern monatlich für jedes Jahr der 
Kindererziehung. Darüber hinaus werden Berücksichtigungszeiten angerechnet. 

Erziehung in der Berücksichtigungszeit 

Die Berücksichtigungszeit wegen Kindererziehung beginnt mit dem Tag der Geburt 
des Kindes und endet am Tag der Vollendung des 10. Lebensjahres des Kindes. Sie 
wirkt sich nicht wie andere rentenrechtliche Zeiten direkt auf die Höhe der Leistung 
aus. Sie hat eine rentenrechtliche Bedeutung für die Erfüllung der Wartezeit von 
45 Jahren für die Altersrente für besonders langjährig Versicherte, für die Wartezeiten 
von 35 Jahre für die Altersrente für langjährig Versicherte und die Altersrente für 
schwerbehinderte Menschen, für den erweiterten Versicherungsschutz bei Renten 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit sowie für die Gesamtleistungsbewertung für 
beitragsfreie Zeiten. 
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Für Erziehungspersonen, die während der ersten 10 Lebensjahre des Kindes erwerbs­
tätig sind, diese Tätigkeit aber wegen der Kindererziehung vor allem in Form von 
Teilzeitarbeit ausüben und regelmäßig unterdurchschnittlich verdienen, wird die 
Rente aufgewertet. Dabei erfolgt für Zeiten ab 1992 eine Erhöhung der individuellen 
Entgelte um 50 % auf maximal 100 % des Durchschnittseinkommens, wenn insgesamt 
25 Jahre mit rentenrechtlichen Zeiten (auch Kinderberücksichtigungszeiten zählen 
hierbei mit) vorliegen. 

Bei gleichzeitiger Erziehung von mindestens zwei Kindern unter 10 Jahren werden 
nicht mit Kindererziehungszeiten belegte Zeiten durch eine Gutschrift von 0,33 
Entgeltpunkten jährlich begünstigt. Dies gilt für Zeiten ab 1992, wenn 25 Jahre 
mit rentenrechtlichen Zeiten (einschl. Kindererziehungszeiten und Kinder­
berücksichtigungszeiten) vorliegen. 

Erziehende, die ein pflegebedürftiges Kind betreuen, erhalten ab dem 4. Lebensjahr 
eines pflegebedürftigen Kindes bis zu dessen 18. Lebensjahr eine Aufwertung des 
Rentenversicherungsbeitrages der Pflegekasse um 50 % bis maximal 100 % des Durch­
schnittseinkommens. Auch dies gilt für Zeiten ab 1992, wenn 25 Jahre mit renten­
rechtlichen Zeiten (einschl. Kindererziehungs- und Kinderberücksichtigungszeiten) 
vorliegen. 

Anrechnungszeiten 

Anrechnungszeiten werden vor allem dann berücksichtigt, wenn Versicherte aus nicht 
von ihnen zu vertretenden Gründen an der Beitragszahlung zur Rentenversicherung 
gehindert sind. Dies sind vor allem Zeiten der Arbeitsunfähigkeit, der Arbeitslosigkeit 
bzw. Ausbildungssuche sowie der schulischen Ausbildung nach dem vollendeten 
17. Lebensjahr, letztere bis zu einer Höchstdauer von 8 Jahren. 

Zurechnungszeiten 

Die Zurechnungszeit hat Bedeutung für Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 
und für Renten wegen Todes.  Wer in jungen Jahren vermindert erwerbsfähig wird oder 
stirbt, hat in der Regel erst geringe Rentenanwartschaften aufbauen können. Damit 
die Versicherten oder ihre Hinterbliebenen dennoch eine angemessene Sicherung 
erhalten, wurde die Zurechnungszeit geschaffen. Dabei wird bei der Rentenberechnung  
so getan, als ob die Versicherten noch nach Eintritt der Erwerbsminderung bzw. nach 
dem Tod wie bisher beitragspflichtig weitergearbeitet hätten. 
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Durch das Gesetz über Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen Rentenversicherung 
wurden Versicherte, deren Erwerbsminderungsrente ab dem 1. Juli 2014 beginnt, durch 
folgende zwei Maßnahmen besser abgesichert: Zum einen findet seither eine sogenannte 
Günstigerprüfung statt: Danach zählen die letzten vier Jahre vor Eintritt einer Erwerbs­
minderung nicht für die Bewertung der Zurechnungszeit, wenn sie deren Wert 
verringern würden (z.B. bei geringerem Einkommen durch Wechsel in Teilzeit oder 
Phasen der Krankheit vor dem Renteneintritt). Zum anderen wurde die Zurechnungszeit 
von bis dahin 60 auf 62 Jahre verlängert. Mit dem 2017 verabschiedeten Gesetz zur 
Verbesserung der Leistungen bei Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und zur 
Änderung anderer Gesetze wurde die Zurechnungszeit nochmals ausgeweitet. Sie wird 
nun für zukünftige Erwerbsminderungsrentnerinnen und -rentner stufenweise von 
2018 bis 2024 um drei Jahre bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres verlängert. 

Die Rentenformel 

Bei der lohn- und beitragsbezogenen Rente gilt ein Grundsatz: Wie hoch die Rente ist, 
richtet sich vor allem nach der Höhe der Arbeitsentgelte und Arbeitseinkommen, die 
während des Versicherungslebens durch Beiträge versichert wurden. Das Arbeitsent­
gelt und -einkommen, das in den einzelnen Kalenderjahren durch Beiträge versichert 
wurde, wird in Entgeltpunkte umgerechnet. Auch für bestimmte beitragsfreie Zeiten 
können, obwohl keine Beiträge gezahlt wurden, Entgeltpunkte angerechnet werden. 
Deren Höhe hängt davon ab, wie hoch die Arbeitsentgelte und -einkommen sind, die 
in der übrigen Zeit versichert worden sind. 

Der Rentenartfaktor bestimmt, welches Ziel die jeweilige Rentenart im Verhältnis zu 
einer Altersrente sichern soll. 

Wird eine Altersrente vorzeitig in Anspruch genommen oder nach dem Erreichen der 
Regelaltersgrenze trotz erfüllter Wartezeit darauf verzichtet, werden Vor- und Nach­
teile einer unterschiedlichen Dauer des Rentenbezugs durch einen Zugangsfaktor 
vermieden. Durch Abschläge wird der Vorteil des früheren Rentenbeginns und somit 
längeren Rentenbezugs ausgeglichen.  

Der aktuelle Rentenwert ist der Betrag, der einer monatlichen Altersrente aus 
Beiträgen eines Dur  chschnittsverdieners für ein Jahr entspricht. Er ist Teil der Renten­
formel. 
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Drei Faktoren bestimmen die Höhe einer Rente: 

PEP	  Persönliche Entgeltpunkte 
 Versichertes Arbeitsentgelt (bis zur Beitragsbemessungsgrenze) für jedes Kalenderjahr 

  geteilt durch das Durchschnittsentgelt aller Versicherten für dasselbe Kalenderjahr, 
 aufsummiert für das gesamte Versicherungsleben und multipliziert mit dem Zugangs­
faktor (ZF). 

RF  Rentenartfaktor 
Ein nach dem Sicherungsziel der zu berechnenden Rente festgelegter Faktor 

AR	  Aktueller Rentenwert 
Betrag, der einer monatlichen Rente wegen Alters entspricht, die sich aus   

 Beiträgen aufgrund eines Durchschnittsentgelts für ein Kalenderjahr ergibt 
(z. Zt. 31,03 EUR (West), 29,69 EUR (Ost)) 

PEP x RF x AR = Monatsrente 

Gesamtleistungsbewertung 

Bei der Rentenberechnung werden auch bestimmte beitragsfreie oder beitragsge­
minderte Zeiten berücksichtigt. Zu den beitragsfreien Zeiten gehören Anrechnungs-, 
Zurechnungs- und Ersatzzeiten. Eine beitragsgeminderte Zeit liegt vor, wenn eine 
Beitragszeit (z. B. aus Beschäftigung) und eine beitragsfreie Zeit (z. B. eine Anrechnungs­
zeit wegen Mutterschutz) in einem Kalendermonat zusammentreffen. Für bestimmte 
beitragsfreie Zeiten und beitragsgeminderte Zeiten wird ein Wert für die Renten­
berechnung ermittelt, der sich aus allen Beitragszeiten (Pflicht- und freiwillige Beiträge) 
als Durchschnittswert der sogenannten Gesamtleistungsbewertung ergibt. Dieser Wert 
wird zwar grundsätzlich durch Lücken in der Versicherungsbiografie gemindert, dies 
gilt jedoch nicht, wenn in dieser Lücke eine beitragsfreie oder beitragsgeminderte Zeit 
liegt. Berücksichtigungszeiten wegen Kindererziehung steigern die Werte für beitrags­
freie und beitragsgeminderte Zeiten. 

Rentenanpassung 

Die Rentenanpassung erfolgt auf der Grundlage der Veränderung des aktuellen 
Rentenwerts beziehungsweise des aktuellen Rentenwerts (Ost) regelmäßig zum 1. Juli 
eines Jahres. Der angepasste Brutto-Monatsbetrag der Rente wird ermittelt, indem der 
neue aktuelle Rentenwert mit den anderen Faktoren der Rentenformel multipliziert 
wird. 



  

 
 

   

173 

Basis für die Anpassung der Renten ist die Lohnentwicklung (Veränderung der Brutto­
löhne und -gehälter je Arbeitnehmer nach den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech­
nungen, welche vom statistischen Bundesamt ermittelt wird) unter Berücksichtigung 
der Entwicklung der zur Rentenversicherung beitragspflichtigen Entgelte. Um die 
aufgrund des demografischen Wandels entstehenden Belastungen gerecht zwischen 
Jung und Alt zu verteilen, werden neben der Lohnentwicklung zwei weitere wichtige 
Entwicklungen in die Berechnung der Rentenanpassung einbezogen: Zum einen wird 
die Veränderung der Aufwendungen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beim 
Aufbau ihrer Altersvorsorge auf die Anpassung der Renten übertragen (sogenannter 
Faktor Altersvorsorgeaufwendungen). Zum anderen wird durch den Nachhaltigkeits­
faktor die Entwicklung des zahlenmäßigen Verhältnisses von Rentnerinnen und 
Rentnern zu Beitragszahlerinnen und Beitragszahlern bei der Anpassung der Renten 
berücksichtigt. 

Eine Schutzklausel stellt aber sicher, dass es bei der Rentenanpassung weder durch 
den Faktor Altersvorsorgeaufwendungen oder den Nachhaltigkeitsfaktor noch durch 
eine negative Lohnentwicklung zu einer Verringerung des bisherigen Monatsbetrages 
der Rente („Bruttorente“) kommt (sogenannte Rentengarantie). 

Mit dem Gesetz über den Abschluss der Rentenüberleitung wurde sichergestellt, dass 
beginnend mit der Rentenanpassung 2018 schrittweise die vollständige Angleichung 
der Rentenwerte spätestens bis zum 1. Juli 2024 erreicht wird. Die besonderen 
Berechnungsgrößen für die neuen Bundesländer werden ebenfalls schrittweise 
angepasst und zum 1. Januar 2025 Westniveau erreichen bzw. entfallen. Dann werden 
für die Rentenberechnung in Deutschland einheitliche Berechnungsgrößen gelten. 

Renteninformation 

Rentenversicherung 

Über das Rentenrecht 

informiert das Bürger­

telefon des Bundes­

ministeriums für Arbeit 

und Soziales von Montag 

bis Donnerstag von 

8.00 bis 20.00 Uhr unter 

030/221911001. 

Versicherte, die das 27. Lebensjahr vollendet haben, erhalten jährlich eine Renten­
information. Mit der Renteninformation schaffen die Rentenversicherungsträger 
mehr Transparenz bei der persönlichen Altersrente und bieten ihren Versicherten eine 
solide Grundlage für die eigenverantwortliche Planung einer zusätzlichen Alters­
vorsorge. Die Renteninformation wird auf der Basis der im Versicherungskonto 
gespeicherten rentenrechtlichen Zeiten erstellt und enthält u.a. Hochrechnungen der 
zu erwartenden Rente bei Erreichen der Regelaltersgrenze ohne und mit Berück­
sichtigung einer Rentenanpassung. Nach Vollendung des 55. Lebensjahres erhalten 
Versicherte anstelle der Renteninformation alle drei Jahre eine Rentenauskunft, die 
noch detailliertere Informationen über die bisherige Versicherungsbiografie enthält. 
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Organisation 

Seit dem 01.10.2005 hat sich die Organisation der Rentenversicherung verändert. Die 
frühere Trennung zwischen Arbeiter- und Angestelltenversicherung ist aufgehoben 
worden. Die Träger der Rentenversicherung sind unterteilt in Bundesträger und 
Regionalträger. Ihre Namen bestehen jeweils aus der Bezeichnung „Deutsche Renten­
versicherung“ und einem Zusatz für die jeweilige Zuständigkeit. Bundesträger sind die 
Deutsche Rentenversicherung Bund (entstanden aus dem Zusammenschluss der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte – BfA – mit dem Verband deutscher 
Rentenversicherungsträger – VDR) sowie die Deutsche Rentenversicherung Knapp­
schaft-Bahn-See (ehemals Bundesknappschaft, Bahnversicherungsanstalt und See­
kasse), welche auch für die Beschäftigten in den Branchen Bergbau, Bahn und See 
zuständig ist. Ein Beispiel für die Bezeichnung eines Regionalträgers ist die „Deutsche 
Rentenversicherung Westfalen“. Über ihren zuständigen Rentenversicherungsträger 
werden neue Versicherte mit der Vergabe der Versicherungsnummer informiert. Das 
gleiche gilt bei Zuständigkeitsänderungen. 

Die Rentenversicherungsträger werden vom Staat beaufsichtigt. 

Finanzielle Grundlagen 

Die Ausgaben der Rentenversicherung werden im Wesentlichen durch Beiträge 
gedeckt. Arbeitnehmer und Arbeitgeber tragen die Beiträge entsprechend dem jeweils 
gültigen Beitragssatz (seit 1. Januar 2018 18,6 %) grundsätzlich je zur Hälfte. Wie hoch 
der Beitrag ist, richtet sich bei abhängig Beschäftigten nach dem Arbeitsentgelt bis 
zur Beitragsbemessungsgrenze von derzeit 6.500 EUR monatlich in den alten und 
5.800 EUR in den neuen Bundesländern. Der Bund leistet Zuschüsse zu den Ausgaben 
der Rentenversicherung. 

Information 

Auskunft erteilen die Versicherungsämter bei den Stadt-, Kreis- und Gemeindever­
waltungen sowie die besonderen Auskunfts- und Beratungsstellen der einzelnen 
Träger. Darüber hinaus beraten auch die Versichertenältesten bzw. Versicherten­
berater/-innen der einzelnen Träger. 
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Förderung der   
zusätzlichen Altersvorsorge 
Das Durchschnittsalter unserer Bevölkerung steigt stetig. Bei der gesetzlichen Renten­
versicherung kommen immer weniger Beitragszahler auf immer mehr Rentenempfänger.  
Um die jüngere Generation nicht zu überfordern, ist es deshalb unausweichlich, dass in 
Zukunft die Renten weniger stark steigen als bisher. Damit ist zusätzliche Altersvorsorge 
notwendig, um auch im Alter den gewohnten Lebensstandard aufrechterhalten zu 
k önnen. Die Alterssicherung wird sich in Zukunft stärker als bisher auf drei Säulen stützen 
müssen: die gesetzliche Rentenversicherung, die betriebliche Altersversorgung und die 
private Altersvorsorge. Der Staat hilft beim Aufbau einer zusätzlichen kapitalgedeckten 
Altersvorsorge mit Zulagen, Steuervorteilen und Beitragsersparnis in der Sozialver­
sicherung. 

Die betriebliche Altersversorgung 

Die betriebliche Altersversorgung ist klassischerweise eine freiwillige Leistung des 
Arbeitgebers. Die Beschäftigten haben jedoch das Recht, einen Teil ihres Lohns oder 
Gehalts zugunsten einer betrieblichen Altersvorsorge umzuwandeln, um später eine 
Betriebsrente zu erhalten (Entgeltumwandlung). Der Arbeitgeber muss diesem 
Wunsch nachkommen.  Wie er die Altersvorsorge seiner Arbeitnehmer im Einzelnen 
organisiert, ist Vereinbarungssache und wird häufig auf betrieblicher Ebene oder in 
Tarifverträgen festgelegt. Gibt es keine Abmachung, so hat jeder Beschäftigte immer 
einen „Mindestanspruch“ auf Entgeltumwandlung in eine Direktversicherung (eine 
besondere Form der Lebensversicherung). 
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Die betriebliche Altersversorgung hat gegenüber der privaten Altersvorsorge einige 
Vorteile:  

•  Sie ist häufig günstiger, weil Abschluss­ und Verwaltungskosten auf eine größere 
Personengruppe verteilt werden können („Mengenrabatt“). 

•  Sie ist aus Sicht der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen einfach zu handhaben, weil 
sie sich nicht um die Auswahl des Anbieters kümmern müssen – dies übernimmt der 
Arbeitgeber – und ihnen viele Formalitäten erspart bleiben. 

•  Die Arbeitgeber beteiligen sich häufig auch finanziell an der betrieblichen Vorsorge ihrer 
Beschäftigten (das ist in vielen Tarifverträgen so geregelt). 

Die staatliche Förderung 

Der Staat fördert betriebliche Altersversorgung über die Steuer- und Beitragsfreiheit 
der Aufwendungen. Im Jahr 2018 können so grundsätzlich 6.240 EUR steuerfrei in eine 
betriebliche Altersversorgung in den Durchführungswegen Pensionsfonds, Pensions­
kasse oder Direktversicherung investiert werden. Die Aufwendungen sind darüber 
hinaus bis zu einer Höhe von 3.120 EUR frei von Sozialabgaben.  

Außerdem ist grundsätzlich auch bei der betrieblichen Altersversorgung – wie bei 
der privaten Altersvorsorge – die Riester-Förderung über Zulagen und zusätzlichen 
Sonderausgabenabzug möglich. 

Die private Altersvorsorge 

Seit 2002 fördert der Staat unter bestimmten Bedingungen den Aufbau einer privaten 
kapitalgedeckten Altersvorsorge. Die sogenannte Riester-Förderung erfolgt auf zwei 
Wegen: mit finanziellen Zuschüssen (Zulagen) und Extra-Steuerersparnissen (zusätz­
licher Sonderausgabenabzug). Im Einzelnen gibt es folgende förderfähige Anlage­
möglichkeiten: 

•  Banksparpläne 
•  Private Rentenversicherungen 
•  Fondssparpläne 
•  Eigenheimrente. 

Das Bürgertelefon des 

Bundesministeriums für 

Arbeit und Soziales infor­

miert von Montag bis 

Donnerstag von 8.00 bis 

20.00 Uhr über das 

Thema Rente unter 

030/221911001. 

Banksparpläne eignen sich besonders für ältere Anleger, deren Ansparzeit kürzer ist, 
und für Menschen mit hohem Sicherheitsbedürfnis. Private Rentenversicherungen 
eignen sich besonders für jüngere sicherheitsbewusste Anleger. Fonds mit hohem 
Aktienanteil sind eher für jüngere risikofreudige Anleger geeignet, weil hier aus­
reichend Zeit ist, vorübergehende Kursverluste auszugleichen. Allen Produkten 
gemeinsam ist aber die Zusicherung des Anbieters, dass mindestens die eingezahlten 
Beträge (Eigenbeiträge und Zulagen) zu Beginn der Auszahlungsphase zur Verfügung 
stehen. Nominale Verluste sind somit ausgeschlossen. 



  

  

  

  

  

 

 
 

 
 
    

177 Förderung der zusätzlichen Altersvorsorge 

Bei der Produktwahl sollten Sie neben Alter und Einstellung zum Risiko außerdem 
Folgendes berücksichtigen:  

• die Kosten: 
Produkte mit Abschlusskosten rechnen sich umso mehr, je länger die Laufzeit ist. 

• die abzusichernden Risiken: 
Prüfen Sie, ob Sie auch das Risiko der Erwerbsminderung mit absichern wollen oder ob 
Sie eine Hinterbliebenenversorgung für Ihren Ehegatten und Ihre Kinder benötigen. 

• die Situation in der Auszahlungsphase: 
Die Zusatzrente muss lebenslange Leistungen garantieren. Je nach Anbieter und 
Produkt können jedoch auch 30 % des Kapitals als Einmalzahlung zu Beginn der 
Auszahlungsphase ausgeschüttet werden. 

• die Situation im Erbfall: 
Bei Banksparplänen und Fondssparplänen kann das angesparte Kapital bis zum Beginn 
der Restverrentungsphase (ab 85. Lebensjahr) vererbt werden. Bei einer privaten 
Rentenversicherung ist dies in der Regel nicht möglich. Sie können aber eine Garantie­
zeit vereinbaren, in der die Rente mindestens zu zahlen ist. Die staatliche Förderung 
muss im Erbfall zurückgezahlt werden. Eine Ausnahme besteht jedoch für den über­
lebenden Ehegatten. Wenn das geerbte Altersvorsorgevermögen auf dessen eigenen 
Riester­Vertrag übertragen wird, bleibt die Förderung erhalten. 

Weitere Information 

erhalten Sie in der 

BMAS‑Broschüre 

„Zusätzliche Alters‑

vorsorge“ (A 817). 

Achten Sie darauf, dass das Produkt die Prüfnummer der Zertifizierungsstelle und 
den Vermerk trägt: „Der Altersvorsorgevertrag ist zertifiziert worden und damit 
im Rahmen des § 10a des Einkommensteuergesetzes steuerlich förderfähig“. Dies 
bedeutet, dass das Produkt den gesetzlichen Anforderungen entspricht. Die 
Zertifizierung sagt jedoch nichts darüber aus, wie viel Gewinn der Vertrag abwirft. 
Sie ist also keine Garantie für eine hohe Rendite. 
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Seit 1. Januar 2017 sind die Anbieter von Riester-Verträgen verpflichtet, vor Vertrags­
abschluss ein standardisiertes Produktinformationsblatt vorzulegen, das den Anlegern 
einen objektiven Kostenvergleich ermöglicht. Die Riester-Förderung erhalten Pflicht-
versicherte in der gesetzlichen Rentenversicherung, Pflichtversicherte in der Alters­
sicherung der Landwirte und Beamte, Soldaten, Empfänger von Amtsbezügen sowie 
Bezieher von Erwerbsminderungsrenten. Bei Verheirateten genügt es, wenn ein Ehe­
gatte die Voraussetzungen erfüllt; dann erhält auch der andere die Förderung. Dazu 
schließt auch der zweite Ehegatte einen eigenen Altersvorsorgevertrag ab und zahlt 
einen Eigenbeitrag von mindestens 60 EUR jährlich. 

Die staatliche Förderung 

Basis der Förderung der privaten Altersvorsorge ist die Altersvorsorgezulage, die aus 
einer Grundzulage pro Förderberechtigtem und ggf. einer Kinderzulage besteht. 
Bei Abschluss eines eigenen Vorsorgevertrags haben jeweils auch die Ehepartner 
Anspruch auf die Zulage, wenn sie mindestens 60 EUR jährlich einzahlen. 

Die Altersvorsorgezulage ist von einem bestimmten Mindesteigenbetrag abhängig. 
Wird dieser nicht in voller Höhe erbracht, wird die Zulage gekürzt. Zusätzlich können 
die Sparbeiträge zugunsten eines Riester-Vertrages als Sonderausgaben bis zu einem 
Höchstbetrag (siehe Tabelle am Ende des Kapitels) geltend gemacht und Steuervorteile 
gewährt werden. 

Nachgelagerte Besteue‑

rung bedeutet, dass 

Alterseinkünfte erst 

versteuert werden, wenn 

sie dem Steuerpflich­

tigen ausgezahlt werden 

im Alter. Dafür bleiben 

Beiträge zur Altersvor

sorge in der Erwerbs

phase bis zu einem 

jährlichen Höchstbetrag 

unversteuert. 

Auch für Selbständige besteht die Möglichkeit, staatlich gefördert eine Altersvorsorge 
aufzubauen (so genannte „Basis-“ oder „Rürup“-Rente). 

In die staatlich geförderte private Altersvorsorge kann auch selbst genutztes Wohn­
eigentum einbezogen werden. Es bestehen folgende Fördermögli chkeiten für die 
Anschaffung von selbstgenutztem Wohneigentum:  

•  Förderung der Tilgungsleistungen über einen zertifizierten Darlehensvertrag, 
•  Entnahme des bereits angesparten geförderten Altersvorsorgekapitals während der 

Ansparphase unmittelbar für die Anschaffung oder Herstellung von selbst genutztem 
Wohneigentum 

•  oder für die Entschuldung von selbstgenutztem Wohneigentum. 

­

­
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Das (entnommene) steuerlich geförderte Kapital wird dann in einer fiktiven Aus-
zahlungsphase besteuert (nachgelagerte Besteuerung). Hierfür stehen dem Steuer-
pflichtigen grundsätzlich zwei verschiedene Alternativen zur Verfügung: 

Nähere Informationen 

finden Sie im Internet 

unter http://www. 

bundesfinanzmini­

sterium.de/DE/ 

Buergerinnen__ 

und__Buerger/Alter__ 

und__Vorsorge/ 

Altersvorsorge 

1.  Jährliche Besteuerung über einen Zeitraum von 17 – 25 Jahren (je nach Beginn der 
Auszahlungsphase, muss zwischen dem 60. und 68. Lebensjahr liegen) 

2.  Einmalbesteuerung von 70 % des gesamten in der Immobilie gebundenen geförderten 
Kapitals. 

Information 

Sie sollten immer beides im Blick haben: Die betriebliche Altersversorgung und die 
private Altersvorsorge. Prüfen Sie, welche Variante in Ihrer persönlichen Situation am 
günstigsten ist. Die Entgeltumwandlung mit Steuer- und Sozialabgabenfreiheit und 
das Altersvorsorgesparen mit Riester-Förderung durch Zulagen und zusätzlichen 
Sonderausgabenabzug können auch gleichzeitig betrieben werden. 

Ansprechpartner für weitere Informationen ist z. B. Ihr Rentenversicherungsträger. 
Über betriebliche Angebote informieren Arbeitgeber, Betriebsrat oder Gewerkschaft.

­

 In der Zeitschrift „FINANZtest“ der Stiftung Warentest werden zahlreiche Angebote 
miteinander verglichen und Empfehlungen abgegeben. Empfehlenswert ist auch eine 
unabhängige Beratung durch die Verbraucherzentralen. 

Informationen erhalten 

Sie u.a. über  

www.deutsche‑renten‑

versicherung.de  

www.bundesfinanz

ministerium.de  

www.warentest.de  

www.vzbv.de. 

http://www. bundesfinanzministerium.de/DE/ Buergerinnen__ und__Buerger/Alter__ und__Vorsorge/ Altersvorsorge
http://www.deutsche%E2%80%91rentenversicherung.de
http://www.bundesfinanzministerium.de
http://www.warentest.de
http://www.vzbv.de
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Übersicht über die Riester‑Förderung 

 Sonderausgabenabzug 
(neben den Vorsorgeaufwendungen) 

bis zu 2.100 EUR 

Grundzulage 175 EUR 
200 EUR1 

Kinderzulage je Kind 185 EUR 
300 EUR2 

Mindesteigenbeitrag 4 % abzügl. Zulagen3 

Höchstens 2.100 EUR abzügl. Zulagen 

1 einmaliger Berufseinsteiger­Bonus für alle unter 25­jährige 
2  für ab dem 01.01.2008 geborene Kinder  
3 auf Basis des rentenversicherungspflichtigen Vorjahreseinkommens, mindestens aber 60 EUR (Sockelbetrag) 
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Soziale Entschädigung 
Soziale Sicherheit in der Bundesrepublik Deutschland bedeutet auch: Wer einen gesund­
heitlichen Schaden erleidet, für dessen Folgen die Gemeinschaft einsteht, hat Anspruch 
auf Versorgung. Damit sollen beispielsweise besondere Opfer zumindest finanziell abge­
golten werden.  Auch die Hinterbliebenen solcher Beschädigten können eine Versorgung 
beanspruchen, wenn sie bestimmte Voraussetzungen erfüllen. 

Die Soziale Entschädigung umfasst Leistungen für:  

•  Kriegsopfer, 
•  Opfer von Gewalttaten, 
•  Wehr­ und Zivildienstbeschädigte, 
•  Impfgeschädigte, 
•  Personen, die nach dem 8. Mai 1945 in der sowjetischen Besatzungszone, im sowjetisch 

besetzten Sektor von Berlin oder in den in § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebenen­
gesetzes genannten Gebieten aus politischen Gründen inhaftiert wurden und dadurch 
gesundheitlich beeinträchtigt worden sind, 

•  Personen, die aufgrund eines SED­Unrechtsurteils inhaftiert waren und dadurch 
Gesundheitsschäden erlitten haben, die noch heute fortdauern sowie 

•  Personen, die aufgrund einer Verwaltungsentscheidung einer deutschen behördlichen 
Stelle in der ehemaligen DDR Gesundheitsschäden erlitten haben, die noch heute 
fortdauern. 
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Gesetze 

Die kostenlose CD 

„Bundesversorgungs

gesetz“ (C 752) mit allen 

relevanten Gesetzen 

können Sie beim BMAS 

bestellen. 

Zum Sozialen Entschädigungsrecht gehören folgende Gesetze: 
•  Bundesversorgungsgesetz (BVG), 
•  Soldatenversorgungsgesetz (SVG), 
•  Gesetz über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung (KOVVfG) 
•  Zivildienstgesetz (ZDG), 
•  Opferentschädigungsgesetz (OEG), 
• Strafrechtliche Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG), 
• Häftlingshilfegesetz (HHG), 
• Verwaltungsrechtliche Rehabilitierungsgesetz (VwRehaG), 
• Gesetz zur Verhütung von Infektionskrankheiten (IfSG), 
• Gesetz zur Sicherstellung der Grundrentenabfindung (KOVRentKapG). 

Die Bereiche „Kriegsopferversorgung“ und „Opfer von Gewalttaten“ werden im 
Folgenden in Einzelheiten erläutert. 

Kriegsopferversorgung 

Leistungen/Voraussetzungen 

Auf Antrag erhalten Sie Versorgungsleistungen für gesundheitliche und wirtschaft­
liche Folgen einer Schädigung, die verursacht worden ist durch: 

• eine militärische oder militärähnliche Dienstverrichtung, 
• einen Unfall, während Sie diesen Dienst ausübten, 
• die Verhältnisse, die diesem Dienst eigentümlich sind, 
• Kriegsgefangenschaft, 
• unmittelbare Kriegseinwirkung (beispielsweise, wenn Sie als Zivilperson bei einem 

Luftangriff verletzt worden sind) oder 
•	 wenn der Gesundheitsschaden durch Gewaltakte von Angehörigen der Besatzungs­

mächte (z. B. Körperverletzung, Vergewaltigung) entstanden ist. 

Beschädigte im Sinne des Sozialen Entschädigungsrechts erhalten Leistungen der 
Heilbehandlung für anerkannte Folgen der Schädigung, wie: 

• ambulante ärztliche und zahnärztliche Behandlung, 
• Behandlung im Krankenhaus (Krankenhausbehandlung), 
• Versorgung mit Arznei­ und Verbandmitteln, 
• Versorgung mit Heilmitteln, 
• Krankengymnastik, Bewegungstherapie, Sprachtherapie und Beschäftigungstherapie, 
• Versorgung mit Hilfsmitteln, 
• Versorgung mit Zahnersatz, 
• häusliche Krankenpflege, 
• Behandlung in einer Rehabilitationseinrichtung, 
• Belastungserprobung und Arbeitstherapie, 
• nichtärztliche sozialpädiatrische Leistungen, 
• Psychotherapie als ärztliche und psychotherapeutische Behandlung und Soziotherapie. 

­
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Wichtig für Schwerbeschädigte 

Wurde bei Ihnen ein Grad der Schädigungsfolgen (GdS) von mindestens 50 anerkannt, 
erhalten Sie auch für alle weiteren nicht schädigungsbedingten Erkrankungen Heil­
behandlung, wenn diese Behandlung nicht bereits durch Ansprüche gegen andere 
Leistungsträger sichergestellt ist oder wenn Ihr Verdienst nicht über der Jahresarbeits­
entgeltgrenze der Gesetzlichen Krankenversicherung liegt. Die Jahresarbeitsentgelt-
grenze beträgt für das Jahr 2018 59.400 EUR. Das entspricht 4.950 EUR monatlich. 

Zudem erhalten Sie Versorgungskrankengeld, wenn Sie durch die Folgen der 
Schädigung arbeitsunfähig sind sowie Leistungen der Krankenbehandlung. 

Leistungen der Krankenbehandlung erhalten 
• Schwerbeschädigte für ihre Ehepartner oder Lebenspartner und ihre Kinder 

sowie für sonstige Angehörige, 
• Pflegezulageempfänger für Personen, die sie unentgeltlich pflegen, 
• Hinterbliebene. 

Darüber hinaus erhalten Sie Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, die helfen, dass 
Sie einen angemessenen Beruf erlangen, wiedererlangen oder erhalten können. Solange 
die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben andauern, erhalten Sie Übergangsgeld 
oder Unterhaltsbeihilfe (Leistungen der Kriegsopferfürsorge). 
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Rentenleistungen erhalten Beschädigte, Witwen und Witwer, eingetragene Lebens­
partnerinnen und Lebenspartner sowie Waisen und Eltern. Die Höhe der Beschädigten­
rente richtet sich nach dem festgestellten GdS. Ab einem GdS von 25 werden Renten­
leistungen erbracht. Folgende Leistungen gibt es: 

• Grundrente, gestaffelt nach GdS. Ab Vollendung des 65. Lebensjahres erhöht sich die 
Grundrente bei Schwerbeschädigten. 

• Schwerstbeschädigtenzulage in sechs Stufen. 
• Pflegezulage bei Hilflosigkeit ebenfalls in sechs Stufen. 
• Ersatz für Mehrverschleiß an Kleidung und Wäsche. 
• Blinde erhalten eine Beihilfe zu den Aufwendungen für fremde Führung. 
• Berufsschadensausgleich, um den Einkommensverlust auszugleichen, den die/der 

Beschädigte hinnehmen musste, weil sie/er ihren/seinen früher ausgeübten oder 
angestrebten Beruf wegen der Schädigung ganz oder teilweise nicht mehr ausüben 
kann. 

• Ausgleichsrente und Ehegattenzuschlag erhalten Schwerbeschädigte, damit sie ihren 
Lebensunterhalt sichern können. Angerechnet wird das Einkommen nach Abzug der 
Freibeträge. 

• Wenn Beschädigte an den Folgen ihrer Schädigung sterben, erhalten ihre Witwen/ 
Witwer und Waisen eine Grundrente. Daneben erhalten Hinterbliebene eine Ausgleichs­
rente, damit sie ihren Lebensunterhalt sichern können. Auf diese Ausgleichsrente wird 
das vorhandene Einkommen nach Abzug der Freibeträge angerechnet. 

• Falls das Einkommen einer Witwe/eines Witwers einschließlich Grund­ und Ausgleichs­
rente sowie Pflegeausgleich weniger als die Hälfte des Einkommens beträgt, das die/der 
Verstorbene ohne die Schädigung erzielt hätte, erhält sie/er einen Schadensausgleich. 

• Wenn die/der Beschädigte nicht an den Folgen ihrer/seiner Schädigung gestorben ist, 
können Hinterbliebene Witwen­ oder Waisenbeihilfe erhalten, sofern die Voraus­
setzungen erfüllt sind. 

•  Die Eltern einer/eines Beschädigten, die/der an den Folgen ihrer/seiner Schädigung 
verstorben ist, erhalten eine Elternrente, wenn sie bedürftig sind und das 60. Lebensjahr 
vollendet haben oder wenn sie erwerbsunfähig sind. Das gilt auch für Adoptiv­, Stief­ 
und Pflegeeltern sowie – unter bestimmten Voraussetzungen – für Großeltern. Haben 
die Eltern eigenes Einkommen, wird es auf die Elternrente angerechnet, nachdem 
Freibeträge abgez ogen worden sind. 
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Leistungen der Kriegsopferfürsorge 

Die kostenlose Broschüre 


„Kriegsopferfürsorge“
 

(A 105) erklärt alle 


Fürsorgeleistungen.
 

Zusätzlich gibt es ergänzende Leistungen der Kriegsopferfürsorge, zum Beispiel: 

• Hilfe zur Pflege, 
• Hilfe zur Weiterführung des Haushalts, 
• Altenhilfe, 
• Erholungshilfe, 
• Hilfen in besonderen Lebenslagen, u. a. Eingliederungshilfe für Menschen mit 

Behinderungen, 
• Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, 
• ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt. 

Leistungen der Kriegsopferfürsorge werden nachrangig und zur Ergänzung der 
übrigen Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz als besondere Hilfen im 
Einzelfall erbracht. Sie sind grundsätzlich einkommens- und vermögensabhängig, es 
sei denn, der Bedarf wurde ausschließlich durch die Schädigung verursacht. 

Gesetze 

Gesetzliche Grundlage für die Kriegsopferversorgung und -fürsorge ist das Bundes­
versorgungsgesetz (BVG). 

Information 

Zuständig für die Kriegsopferversorgung sind die örtlichen Versorgungsbehörden. 
Leistungen können Sie dort beantragen, aber auch bei den Gemeinden, einem Träger 
der Sozialversicherung oder einer amtlichen Vertretung der Bundesrepublik Deutsch­
land im Ausland. Sollten Sie mit deren Entscheidungen nicht einverstanden sein,  
können Sie kostenlos den Rechtsweg zu den Sozialgerichten beschreiten. 

Zuständig für die Kriegsopferfürsorge sind die örtlichen und überörtlichen Träger der 
Kriegsopferfürsorge. Rechtsschutz im Bereich der Kriegsopferfürsorge gewähren die 
Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit. 

Zuständig für die Kriegsopferversorgung und -fürsorge von Wehrdienstbeschädigten 
und deren Hinterbliebenen ist die Bundeswehrverwaltung. Leistungen können beim 
Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr beantragt werden. 
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Übersicht über die finanziellen Leistungen der Kriegsopferversorgung (Stand: ab 1.7.2015) 

Empfängerkreis/Leistungen GdS*  Leistungswerte 
 pro Monat 

EUR 
Führzulage (Leistung für Blinde) 164 

Grundrente für Beschädigte 30 138 
40 183 
50 253 
60 320 
70 444 
80 537 
90 645 

100 722 
Alterserhöhung zur Grundrente 50, 60 28 

70, 80 35 
90, 100 43 

Schwerstbeschädigtenzulage Stufe I 
Stufe II 

83 
172 

Stufe III 256 
Stufe IV 343 
Stufe V 427 

Stufe VI 515 
Ausgleichsrente für Beschädigte 50, 60 444 

70, 80 537 
90 645 

100 722 
Ehegattenzuschlag 80 

Pflegezulage Stufe I 
Stufe II 

305 
521 

Stufe III 741 
Stufe IV 951 
Stufe V 1.235 

Stufe VI 1.519 
Grundrente für Witwen/Witwer 435 

Ausgleichsrente für Witwen/Witwer 479 
Grundrenten für 

Halbwaisen 122 
Vollwaisen 229 

Ausgleichsrenten für 
Halbwaisen 215 
Vollwaisen 299 

Elternrente für 
Elternpaar 588 

Elternteil 410 
Erhöhungsbetrag nach § 51 Abs. 2 BVG für 

Elternpaar 107 
Elternteil 80 

Erhöhungsbetrag nach § 51 Abs. 3 BVG für 
Elternpaar 334 

Elternteil 242 
Bestattungsgeld 

Voll 1.674 
Halb 838 

Kleiderverschleißpauschale  19 ­ 124** 

*) Grad der Schädigungsfolgen 
**) Der genaue Eurobetrag ist abhängig von der Beeinträchtigung. 
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Opfer von Gewalttaten 

„Hilfe für Opfer von 

Gewalttaten“  (A 719) 

heißt die kostenlose 

Broschüre des BMAS 

mit weitergehenden 

Informationen. 

Leistungen/Voraussetzungen 

Wenn Sie innerhalb der Bundesrepublik Deutschland oder auf einem deutschen Schiff 
bzw. Luftfahrzeug das Opfer einer Gewalttat geworden sind und hierdurch gesund­
heitlichen Schaden erlitten haben, werden Sie im gleichen Umfang wie Kriegsopfer 
versorgt. 

Mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Opferentschädigungsgesetzes (OEG) von 
1993 sind in diese Entschädigungsregelung auch die übrigen Ausländer, die recht­
mäßig längerfristig in der Bundesrepublik leben, in angemessener Weise einbezogen 
worden. Wie sie entschädigt werden, hängt u. a. von der Aufenthaltsdauer, d. h. dem 
Ausmaß ihrer Integration, ab. Entschädigt werden auch Ausländer, deren Aufenthalt 
in der Bundesrepublik aus humanitären Gründen oder erheblichem öffentlichen 
Interesse als rechtmäßig anzusehen ist. Für ausländische Touristen und Besucher gilt 
eine Härtefallregelung. 

Deutsche und rechtmäßig in Deutschland lebende Ausländer, die während eines 
Auslandsaufenthaltes von weniger als sechs Monaten Opfer einer Gewalttat werden, 
können seit dem 1. Juli 2009 ebenfalls Leistungen erhalten, wenn die Tat nach dem 
1. Juli 2009 begangen wurde. Da hier nicht mehr die besondere Verantwortung des 
deutschen Staates, sondern der Fürsorgegedanke im Vordergrund steht, erhalten diese 
Personen nur Leistungen, wenn vom Täter keine Entschädigung erfolgt und wenn 
keine anderen Sicherungssysteme im Tatland greifen. Geschädigte erhalten Heil­
behandlung für die gesundheitlichen Folgen der Tat. Geschädigte sowie Hinterbliebene 
erhalten zudem Geldleistungen als Einmalzahlung. Bei der Beantragung von 
Leistungen in Tatländern, die Mitglied der Europäischen Union sind, ist das Bundes­
ministerium für Arbeit und Soziales unterstützend tätig. 

Gesetze 

Das OEG ist am 16. Mai 1976 in Kraft getreten. Es gilt in der Regel nur für Schädigungen, 
die durch Gewalttaten eingetreten sind, die seit diesem Zeitpunkt verübt worden sind. 
Wenn jemand zwischen dem 23. Mai 1949 und dem 15. Mai 1976 geschädigt wurde, 
wird er nur unter bestimmten Voraussetzungen im Wege eines Härteausgleichs versorgt. 

Ebenfalls eine Frist gilt für Ausländer, die erst durch das Zweite Gesetz zur Änderung 
des Opferentschädigungsgesetzes in den Schutzbereich des OEG einbezogen worden 
sind. Sie erhalten Versorgungsleistungen, wenn die Gewalttat nach dem 30. Juni 1990 
verübt wurde. Wurde die Gewalttat vor dem 1. Juli 1990 verübt, können ebenfalls 
Versorgungsleistungen im Wege eines Härteausgleichs gewährt werden. 
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Information 

Zuständig sind die Versorgungsbehörden. Leistungen können Sie dort beantragen, 
aber auch bei den Gemeinden, einem Träger der Sozialversicherung oder einer amt­
lichen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland im Ausland. 

Wichtig: 

Gegen Entscheidungen der Verwaltung können Sie den Rechtsweg zu den Sozial­
gerichten kostenlos beschreiten. Der Verwaltungsrechtsweg ist gegeben, wenn  
als Versorgung Leistungen gewährt werden, die den Leistungen der Kriegsopfer­
fürsorge entsprechen. 

Sind Sie in einem anderen Mitgliedstaat der EU Opfer einer Gewalttat geworden, 
können Sie sich an das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wenden. Dieses 
ist sogenannte Unterstützungsbehörde im Sinne der EU-Richtlinie 2004/80/EG und 
leitet Ihren Entschädigungsantrag an die zuständige Behörde im jeweiligen Land des 
Tatorts weiter. 

Weitere Informationen erhalten Sie u. a. auf der Internetseite des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales. 

Hinweis: Die Entschädigung der sogenannten Contergan-Opfer ist unabhängig vom 
Sozialen Entschädigungsrecht geregelt, und zwar im Gesetz über die Contergan­
stiftung für behinderte Menschen (Conterganstiftungsgesetz – ContStifG). Informationen 
dazu können Sie anfordern beim Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend sowie bei der Geschäftsstelle der Conterganstiftung für behinderte 
Menschen. 



    Sozialhilfe 189Sozialhilfe 189 

Sozialhilfe 
Die Sozialhilfe schützt vor Armut, sozialer Ausgrenzung und besonderer Belastung. Sie 
erbringt Leistungen für diejenigen Personen, die ihren Bedarf nicht aus eigener Kraft und 
Mitteln decken können und auch keine (ausreichenden) Ansprüche aus vorgelagerten 
Versicherungs­ und Versorgungssystemen haben. 

Grundsätze der Sozialhilfe 

Die kostenlose Broschüre 

„Sozialhilfe und 

Grundsicherung im  

Alter und bei Erwerbs

minderung“ gibt einen 

Überblick über das 

Sozialhilferecht (A 207). 

­

Es ist die Aufgabe der Sozialhilfe,  „den Leistungsberechtigten die Führung eines 
 Lebens zu ermöglichen, das der Würde des Menschen entspricht“ (§ 1 Satz 1 SGB XII).  
Im Falle unzureichenden Einkommens und Vermögens deckt die Sozialhilfe das 
menschenwürdige Existenzminimum ab.  Andere Belastungen wie Behinderung,  
Pflegebedürftigk eit oder besondere soziale Schwierigkeiten versucht die Sozialhilfe im 
Bedarfsfall auszugleichen, indem sie die erforderlichen Unterstützungsleistungen 
bereitstellt mit dem Ziel, dass die betroffenen Personen möglichst unbeeinträchtigt 
am gesellschaftlichen Leben teilhaben können.  

Ein zentrales Ziel der Sozialhilfe ist es, die Selbsthilfekräfte zu stärken: 

Die Leistung soll „so weit wie möglich befähigen, unabhängig von ihr zu leben; darauf 
haben auch die Leistungsberechtigten nach ihren Kräften hinzuarbeiten“ (§ 1 Satz 2 
SGB XII).  Weiterhin wird erwartet, dass Leistungsberechtigte und Träger der Sozialhilfe 
zur Erreichung dieser Ziele zusammenarbeiten. 
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Die grundlegenden Merkmale der sozialhilferechtlichen Leistungserbringung sind: 

• Die Leistungen werden auf den individuellen Bedarf abgestimmt und berücksichtigen 
dabei die Lebenslage, die Wünsche und die Fähigkeiten des Leistungsberechtigten 
(§ 9 SGB XII). 

• Die Sozialhilfe ist eine nachrangige Leistung und wird daher in der Regel erst dann 
erbracht, wenn alle anderen Möglichkeiten ausgeschöpft sind, so etwa der Einsatz 
eigenen Einkommens und Vermögens des Leistungsberechtigten und ggf. der zu seinem 
Unterhalt verpflichteten Personen, seine eigene Arbeitskraft und seine Ansprüche 
gegenüber vorrangigen Sicherungssystemen (§ 2 SGB XII). 

• Die Sozialhilfe muss nicht beantragt werden, sondern setzt unmittelbar ein, sobald dem 
Träger der Sozialhilfe bekannt wird, dass die Leistungsvoraussetzungen gegeben sind. 
Eine Ausnahme bilden lediglich die Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel (§ 18 i. V. m. § 41 SGB XII). Die Leistungen 
werden als Dienstleistung, Geldleistung oder Sachleistung erbracht, wobei Geld­
leistungen grundsätzlich Vorrang gegenüber Sachleistungen haben (§ 10 SGB XII). 

• Zusätzlich zur finanziellen Unterstützung umfasst die Leistungserbringung eine 
Beratung, Aktivierung und weitere Unterstützungsformen, wie die Vorbereitung von 
Kontakten und die Begleitung zu sozialen Diensten (§ 11 SGB XII). 

• Der Vorrang ambulanter vor stationärer Hilfe wird durch verschiedene Regelungen 
verstärkt, so etwa dadurch, dass die Leistung stationärer Hilfe erst nach Prüfung von 
Bedarf, möglichen Alternativen (insbesondere ambulanter Hilfemöglichkeiten) und 
Kosten erfolgt und dass ferner die Vermutung der Bedarfsdeckung in § 39 SGB XII 
ausdrücklich Ausnahmen für Schwangere und behinderte sowie pflegebedürftige 
Personen vorsieht. 

Entwicklung der Sozialhilfe: Veränderte Problemlagen und gesetzliche 
Ausgliederung 

Als das Bundessozialhilfegesetz (BSHG) im Jahr 1962 in Kraft trat, zielte es darauf ab, 
vorübergehend einzelne Personengruppen in Notlagen zu unterstützen, z. B. Ältere 
mit geringen Renten. Zwar ging die Altersarmut in den Folgejahren deutlich zurück, 
zugleich nahm aber das Gewicht anderer Problemlagen zu: 

• die in den Jahrzehnten nach der Einführung des BSHG erfolgte starke Zunahme der 
Arbeitslosigkeit: Langzeitarbeitslose, gering qualifizierte ausländische Arbeitnehmer, 
jüngere Arbeitslose ohne Sozialleistungsansprüche benötigten zunehmend Hilfe zum 
Lebensunterhalt; 

• die veränderten Familienformen: bei vielen Alleinerziehenden kompensiert die Hilfe 
zum Lebensunterhalt unzureichende Unterhaltszahlungen; 

• Migranten als neue Empfängergruppen: Asylbewerber, Bürgerkriegsflüchtlinge, 
(Spät­) Aussiedler, arbeitslose Ausländer; 

• demografischer Wandel: Zunahme der Zahl der Pflegebedürftigen, die auf Leistungen 
der Hilfe zur Pflege angewiesen sind; 

• Zunahme der Menschen mit Behinderung. 
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Auf diesen Wandel der Notlagen, die Leistungen der Sozialhilfe erforderten, reagierte 
der Gesetzgeber einerseits mit mehreren Novellierungen, um das BSHG an die 
veränderte gesellschaftliche Situation anzupassen und andererseits mit einer Reihe 
von Gesetzen, die die Leistungen für besondere Personengruppen bzw. besondere 
Belastungen aus der Sozialhilfe ausgliederten: 

• 1993 – das Asylbewerberleistungsgesetz 
• 1995 – das Pflegeversicherungsgesetz 
• 2001 – mit dem SGB IX wurden die Träger der Sozialhilfe ausdrücklich in den Kreis der 

Rehabilitationsträger aufgenommen; das Gesetz zielte jedoch nicht auf ein eigen­
ständiges Leistungsgesetz und auf Entlastungen für die Sozialhilfe ab. 

• 2003 – das Gesetz über eine bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung (GSiG) für Ältere ab 65 Jahren und dauerhaft voll erwerbsgeminderte 
Personen zwischen 18 und 64 Jahren 

• 31.12.2004 Außerkrafttreten des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) und der Arbeits­
losenhilfe (Teil des SGB III) 

• 2005 – die Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozial­
gesetzbuch (SGB II) 

• 2005 – die Sozialhilfe nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) 
• 2005 – das GSiG wird als vorrangige Leistung als Viertes Kapitel in die Sozialhilfe 

integriert. 

Bei den Leistungen für die Sicherstellung des Lebensunterhalts im Falle von Hilfe­
bedürftigkeit ist seit 2005 eine Besonderheit zu beachten: Neben den hierfür vor­
gesehenen Leistungen der Sozialhilfe nach dem SGB XII gibt es auch die Lebensunter­
haltsleistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB II) für erwerbsfähige Arbeitsuchende im Alter von 15 Jahren bis 
zur Regelaltersgrenze. Wer aus welchem der beiden Sozialgesetzbücher bei Hilfe­
bedürftigkeit einen Leistungsanspruch haben kann, richtet sich danach, ob er oder sie 
erwerbsfähig ist. Die Abgrenzung hängt also von der „Erwerbsfähigkeit“ einerseits 
(Leistungen nach SGB II) und von „voller Erwerbsminderung“ andererseits (Leistungen 
nach SGB XII) ab. 



 

  
 

 

 
  

 

 

  

 

 

 
 
 
 
 
 
 

192 

Wie die Sozialhilfe umfasst auch die Grundsicherung für Arbeitsuchende Dienst-, 
Geld- und Sachleistungen. Ihre Leistungen berücksichtigen ebenfalls die individuelle 
Lebenslage des Leistungsberechtigten. Im Vordergrund steht dort der Grundsatz der 
Überwindung dieser Situation durch eine Eingliederung in den Arbeitsmarkt (unter 
Einsatz der Instrumente der Arbeitsförderung) oder eine Beschäftigungsmaßnahme 
mit Mehraufwandsentschädigung. Wenn sie anderweitig nicht abgesichert sind, 
erhalten erwerbsfähige Hilfebedürftige zwischen 15 Jahren und der Regelaltersgrenze 
„Arbeitslosengeld II“ zur Sicherung des Lebensunterhalts (§ 19 SGB II); sofern in deren 
Haushalt auch nicht erwerbsfähige Personen leben, haben diese einen Anspruch auf 
Sozialgeld (§ 23 SGB II). Dieser Personenkreis ist von Leistungen der Hilfe zum Lebens­
unterhalt nach dem Dritten Kapitel des SGB XII grundsätzlich ausgeschlossen (§ 21 
SGB XII). Beide Leistungsarten entsprechen nach Höhe und Struktur der Hilfe zum 
Lebensunterhalt nach SGB XII, werden aber nur auf Antrag geleistet (§ 37 SGB II). Seit 
dem Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änderung des Zweiten und 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch – verkündet am 29. März 2011 – werden die Regel­
bedarfe in neuer Weise ermittelt. Seitdem werden sie regelmäßig auf der Grundlage 
der Verbrauchsangaben unterer Einkommensgruppen ermittelt. Damit wurde auch 
eine Ermittlung entsprechend der verfassungsrechtlichen Vorgaben sichergestellt. 

In Umsetzung eines Urteils des Bundesverfassungsgerichts werden die Regelbedarfe 
für Kinder und Jugendliche, die die Höhe der pauschalierten Leistungen 
des Existenzminimums bestimmen, unmittelbar und dabei nach Altersabschnitten 
differenziert. 

Systematik der Sozialhilfeleistungen

 Die Sozialhilfe umfasst die Bereiche: 

• Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 27 bis 40), 
• Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (§§ 41 bis 46b), 
• Hilfen zur Gesundheit (§§ 47 bis 52), 
• Eingliederungshilfe für behinderte Menschen (§§ 53 bis 60), 
• Hilfe zur Pflege (§§ 61 bis 66), 
• Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten (§§ 67 bis 69), 
• Hilfe in anderen Lebenslagen (§§ 70 bis 74) 

sowie die jeweils gebotene Beratung und Unterstützung. 
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Darstellung der bereichsbezogenen Kapitel des SGB XII in Grundzügen 

Drittes Kapitel: Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 27 – 40 SGB XII) 

Die Hilfe zum Lebensunterhalt beziehen überwiegend in Privathaushalten lebende 
Personen, wobei zusammenwohnende Partner sowie im Haushalt lebende minder­
jährige Kinder als sog. Einstandsgemeinschaft betrachtet werden. Der notwendige 
Lebensunterhalt umfasst nach § 27a SGB XII „insbesondere Ernährung, Unterkunft, 
Kleidung, Körperpflege, Hausrat, Heizung und persönliche Bedürfnisse des täglichen 
Lebens“. Zu Letzteren gehören „in vertretbarem Umfang auch Beziehungen zur 
Umwelt und eine Teilnahme am kulturellen Leben.“ Diese Definition macht deutlich, 
dass die Sozialhilfe nicht nur ein physisches Existenzminimum leistet, sondern ein 
menschenwürdiges Existenzminimum, das eine Teilnahme am gesellschaftlichen 
Leben ermöglicht. 

Die Hilfe zum Lebensunterhalt wird vorrangig als Geldleistung erbracht. Zunächst 
wird der Bedarf bestimmt, dann werden Einkommen und Vermögen (nach dem Elften 
Kapitel) angerechnet. Der Bedarf an Hilfe zum Lebensunterhalt setzt sich zusammen 
aus den folgenden Komponenten: 

• Seit dem 1.1.2011 gelten Regelbedarfsstufen (RBS); die im folgenden aufgeführten 
EUR­Beträge gelten ab dem 1.1.2018: 
­ Regelbedarfsstufe 1 (RBS 1; 416 EUR): 

Für jede in einer Wohnung lebende  erwachsene leistungsberechtigte Person, die 
weder mit einem Ehegatten, Lebenspartner noch in eheähnlicher oder lebenspartner­
schaftlicher Gemeinschaft zusammenlebt. 

­ Regelbedarfsstufe 2 (RBS 2; 374 EUR): 
Für jeweils zwei erwachsene Leistungsberechtigte, die als Ehegatten, Lebenspartner 
oder in eheähnlicher oder lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft zusammen in 
einer Wohnung leben. 

­ Regelbedarfsstufe 3 (RBS 3; 332 EUR): 
Für eine erwachsene leistungsberechtigte Person, die in einer stationären 
Einrichtung lebt. 

­ Regelbedarfsstufe 4 (RBS 4; 316 EUR): 
Für eine leistungsberechtigte Jugendliche oder einen leistungsberechtigten Jugend­
lichen vom Beginn des 15. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres. 

­	 Regelbedarfsstufe 5 (RBS 5; 296 EUR): 
Für ein leistungsberechtigtes Kind vom Beginn des siebten bis zur Vollendung des 
14. Lebensjahres. 

­	 Regelbedarfsstufe 6 (RBS 6; 240 EUR):
 
Für ein leistungsberechtigtes Kind bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres.
 

• Mit den Bildungs­ und Teilhabebedarfen für Kinder und Jugendliche wird deren 
menschenwürdiges Existenzminimum sowie das der Schülerinnen und Schüler im 
Bereich der gesellschaftlichen Teilhabe sichergestellt. Die Bedarfe werden als eigen­
ständige Bedarfe neben dem Regelbedarf anerkannt, um durch zielgerichtete Leis­
tungen eine stärkere Integration hilfebedürftiger Kinder und Jugendlicher in die 
Gemeinschaft zu erreichen. 
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• Werden Unterkunft in Höhe der angemessenen Mietkosten als „unangemessen hoch“ 
betrachtet, sind sie so lange zu erbringen, wie ein Wechsel in eine günstigere Wohnung 
nicht möglich oder zumutbar ist (regelmäßig maximal 6 Monate) (§ 35 SGB XII). 

• Heizkosten in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen, soweit sie angemessen sind. 
Leistungen für die zentrale Warmwassererzeugung werden nun in tatsächlicher Höhe 
erbracht; eine Warmwasserpauschale wird nicht mehr beim Regelbedarf in Abzug 
gebracht. Soweit Warmwasser durch in die Unterkunft installierte Vorrichtungen 
erzeugt wird (dezentrale Warmwassererzeugung; z.B. Boiler), wird ein Mehrbedarf 
anerkannt (§ 30 Abs. 7 SGB XII). 

• Zur Vermeidung von Wohnungsnotfällen sollen darüber hinaus Mietschulden über­
nommen werden (§ 36 SGB XII). 

• Pauschalierungen der Unterkunfts­ und Heizkosten werden den Sozialhilfeträgern unter 
bestimmten Voraussetzungen ermöglicht. 

• Mehrbedarfe, die nicht vom Regelbedarf abgedeckt sind, werden für bestimmte 
Lebenssituationen und besondere Umstände übernommen, sofern die persönlichen 
Voraussetzungen vorliegen. So werden unter anderem Mehrbedarfe für Leistungs­
berechtigte mit einem Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzeichen G, für werdende 
Mütter, für Alleinerziehende und bei dezentraler Wasserversorgung anerkannt. 

• Einmalige Leistungen werden für Erstausstattung des Haushalts, für Erstausstattung an 
Bekleidung (einschließlich Sonderbedarf bei Schwangerschaft und Geburt) und für die 
Anschaffung und Reparatur von orthopädischen Schuhen, Reparaturen von therapeu­
tischen Geräten und Ausrüstungen sowie die Miete von therapeutischen Geräten 
erbracht (§ 31 SGB XII). Vom Regelbedarf umfasster, jedoch im Einzelfall unabweisbar 
gebotener Sonderbedarf soll als Darlehen gewährt werden (§ 37 SGB XII). 

• Weiterhin können Beiträge für die Kranken­ und Pflegeversicherung übernommen 
werden sowie Beiträge für die Altersvorsorge (§§ 32 und 33 SGB XII). 

Die Regelbedarfe und die Leistungen für einmalige Bedarfe sind als pauschale Leis­
tungen konzipiert. Die übrigen Komponenten werden in der Regel in der Höhe über­
nommen, in der sie tatsächlich anfallen. Weiterer, vom Regelbedarf umfasster, jedoch 
unabweisbar gebotener Sonderbedarf kann nicht als „einmalige Leistung“, sondern 
nur in Form eines Darlehens gewährt werden, welches bereits während des Bezugs 
von Hilfe zum Lebensunterhalt zurück zu zahlen ist. 

Hilfe zum Lebensunterhalt wird auch für Bewohner von Einrichtungen gewährt. Sie 
umfasst dann neben den Sachleistungen der Einrichtung in der Regel Kleidung und 
einen Barbetrag zur persönlichen Verwendung, der für Erwachsene 27 % der Regel­
bedarfsstufe 1 beträgt (§ 27b SGB XII). 

Deutsche, die im Ausland leben, können nur noch dann Hilfe zum Lebensunterhalt 
erhalten, wenn sie sich in einer „außergewöhnlichen Notlage“ befinden und eine 
Rückkehr aus bestimmten Gründen nicht möglich ist (§ 24 SGB XII). 
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Das Bildungspaket 

Das Bildungspaket (Bedarfe für Bildung und Teilhabe) für Schülerinnen und Schüler, 
die eine allgemein- oder berufsbildende Schule besuchen, umfasst folgende Leistungen: 

• Kosten für eintägige Ausflüge von Schulklassen und Kindertageseinrichtungen, 
• Leistungen für mehrtägige Fahrten von Schulklassen und Kindertageseinrichtungen, 
• Leistungen für den Schulbedarf i. H. v. 70 EUR für das erste Schulhalbjahr und 30 EUR 

für das zweite Schulhalbjahr, 
• Kosten der Schülerbeförderung, soweit sie erforderlich sind und nicht bereits von 

Dritten getragen werden, 
• Leistungen für eine schulnahe Lernförderung unter bestimmten Voraussetzungen, 
• Mehrkosten für ein gemeinschaftliches Mittagessen in Schulen, Kindertageseinrichtungen 

oder in der Kindertagespflege und 
• ein monatliches Teilhabebudget im Wert von 10 EUR für soziale und kulturelle Teilhabe. 

Viertes Kapitel: Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
(§§ 41 – 46b SGB XII) 

Nach dem Vierten Kapitel haben Personen mit Erreichen der Regelaltersgrenze sowie 
dauerhaft und allein aus medizinischen Gründen voll erwerbsgeminderte Personen ab 
18 Jahren mit gewöhnlichem Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland, wenn sie 
bedürftig sind, einen Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung. Die Leistungen werden in gleicher Höhe bemessen wie bei der 
Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen (Drittes Kapitel), sind aber 
– im Unterschied zu diesen – zu beantragen. Die Leistungen werden in der Regel für 
ein Jahr bewilligt. Einkommen wie z. B. Rentenbezüge oder Vermögen des Leistungs­
berechtigten, des nicht getrenntlebenden Ehegatten oder Lebenspartners sowie des 
Partners einer eheähnlichen Gemeinschaft werden wie in der Sozialhilfe angerechnet. 
Jedoch wird gegenüber unterhaltsverpflichteten Kindern und Eltern mit einem Jahres­
einkommen unterhalb von 100.000 EUR kein Unterhaltsrückgriff vorgenommen. 

Darüber hinaus gilt nicht die Vermutung, dass Berechtigte, die mit Verwandten oder 
Verschwägerten in Haushaltsgemeinschaft leben, von diesen auch Leistungen zum 
Lebensunterhalt erhalten. Tatsächliche Leistungen sind wie bei der Hilfe zum Lebens­
unterhalt auf den Bedarf anzurechnen. Ansonsten gelten im Wesentlichen gleiche 
Regelungen wie für die Hilfe zum Lebensunterhalt. 
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Information 

Informationen über die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung geben 
neben den Sozialhilfeträgern die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung sowohl 
für Rentenversicherte als auch auf Anfrage allen potentiell, anspruchsberechtigten 
Nichtversicherten. 

Fünftes Kapitel: Hilfen zur Gesundheit (§§ 47 – 52 SGB XII) 

Die Leistungen der Hilfen zur Gesundheit entsprechen den Leistungen der gesetz­
lichen Krankenversicherung. Insoweit erhalten nicht krankenversicherte Sozialhilfe­
empfänger die gleichen Gesundheitsleistungen wie gesetzliche krankenversicherte 
Personen. In der Regel übernehmen die gesetzlichen Krankenkassen die Kranken­
behandlung der nicht krankenversicherten Sozialhilfeempfänger gegen Kosten­
erstattung. Der nicht krankenversicherte Sozialhilfeempfänger wählt eine Kranken­
kasse im Bereich des für die Hilfe zuständigen Sozialhilfeträgers aus. 

Diese Krankenkasse stellt dem Sozialhilfeempfänger eine Krankenversichertenkarte 
zur Inanspruchnahme der erforderlichen Gesundheitsleistungen aus. Bei Ärzten und 
anderen Gesundheitsdienstleistern tritt der Betroffene wie ein Kassenpatient auf, 
ohne tatsächlich Krankenkassenmitglied zu sein. 

Das zuständige Sozialamt erstattet der Krankenkasse die Kosten für erbrachte Gesund­
heitsleistungen im Rahmen der Hilfen zur Gesundheit. Die Gleichbehandlung von 
nicht krankenversicherten Sozialhilfeempfängern und Versicherten in der gesetz­
lichen Krankenversicherung hat zur Folge, dass auch Sozialhilfeempfänger die im 
Krankenversicherungsrecht vorgesehenen Zuzahlungen im Rahmen vorgesehener 
Belastungsgrenzen leisten müssen. 

Sechstes Kapitel: Eingliederungshilfe für behinderte Menschen (§§ 53 – 60 SGB XII) 

Eingliederungshilfe nach dem SGB XII erhalten Personen, die durch eine (drohende) 
körperliche, geistige oder seelische Behinderung im wesentlich in ihrer Fähigkeit, an 
der Gesellschaft teilzuhaben, eingeschränkt sind. Aufgabe der Eingliederungshilfe ist 
es, eine drohende Behinderung zu verhüten oder eine Behinderung oder deren Folgen 
zu beseitigen und die Menschen in die Gesellschaft einzugliedern. Die Leistungen der 
Eingliederungshilfe werden teilweise unabhängig von Einkommen und Vermögen 
erbracht. Das Nähere hierzu bestimmt § 92 SGB XII. 

Die Leistungen der Eingliederungshilfe werden nur gewährt, soweit die Leistungen 
nicht durch einen vorrangig verpflichteten Leistungsträger wie insbesondere Kranken­
versicherung, Rentenversicherung oder Agentur für Arbeit erbracht werden. 

Leistungen der Eingliederungshilfe sind 
• Leistungen zur medizinischen Rehabilitation: Sie entsprechen den Rehabilitations­

leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung. 
• Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben: Diese umfassen Leistungen im Arbeitsbereich 

anerkannter Werkstätten für behinderte Menschen, Leistungen bei anderen Leistungs­
anbietern und Leistungen bei privaten und öffentlichen Arbeitgebern (Budget für Arbeit). 
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• Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft: Hierzu gehören u.a. Hilfen zur 
Förderung der Verständigung mit der Umwelt (z.B. Übernahme der Kosten für Gebärden­
dolmetscher), Hilfen bei der Beschaffung, dem Umbau, der Ausstattung und Erhaltung 
einer behindertengerechten Wohnung, Hilfen zu selbstbestimmtem Leben in betreuten 
Wohnmöglichkeiten (z.B. ambulanten Wohngemeinschaften) und Hilfen zur Teilhabe 
am gesellschaftlichen und kulturellen Leben (z.B. Übernahme der Kosten zum Besuch 
von Freunden oder einer kulturellen Veranstaltung). Zu den Leistungen zur Teilhabe am 
Leben in der Gemeinschaft gehören auch heilpädagogische Leistungen für Kinder, die 
noch nicht zur Schule gehen (z.B. Fördermaßnahmen im Rahmen der Betreuung in einer 
Kindertagesstätte) sowie Hilfe zu einer angemessenen Schulbildung, zu einer schulischen 
Ausbildung für einen angemessenen Beruf und zu einer Ausbildung für eine sonstige 
angemessene Tätigkeit. 

Auf Antrag des Leistungsberechtigten werden die Leistungen der Eingliederungshilfe 
in der Leistungsform des „Persönlichen Budgets“ erbracht. 

Siebtes Kapitel: Hilfe zur Pflege (§§ 61 – 66 SGB XII) 

Da die Höhe der Versicherungsleistungen nach dem SGB XI auf gesetzlich festgesetzte 
Höchstbeträge begrenzt ist (Teilleistungssystem), kann auch nach Einführung des 
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs im SGB XI und nach der deutlichen Verbesserung 
der Leistungen der Pflegeversicherung ein darüber hinausgehender Bedarf an Pflege 
bestehen. Dieser wird bei finanzieller Bedürftigkeit durch Hilfe zur Pflege im Rahmen 
der Sozialhilfe gedeckt. 

Wie im SGB XI ist auch im Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) zum 1. Januar 2017 
der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff eingeführt worden, um auch künftig sicher­
zustellen, dass finanziell Bedürftige im Falle der Pflegebedürftigkeit angemessen 
versorgt werden. 

Mit der Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs wird der Grad der gesund­
heitlich bedingten Beeinträchtigungen der Selbständigkeit oder Fähigkeiten zum 
Maßstab für die Einstufung in die fünf Pflegegrade. Gegenüber dem SGB XI ist der 
Pflegebedürftigkeitsbegriff insoweit weiter, als die Pflegebedürftigkeit nicht mindes­
tens für voraussichtlich sechs Monate vorliegen muss. 

Leistungen der Hilfe zur Pflege kommen somit in Betracht bei finanzieller Bedürftigkeit 

• für Pflegebedürftige, die nicht in der sozialen Pflegeversicherung versichert sind, 
• in Fällen, in denen die Pflegebedürftigkeit voraussichtlich nicht für mindestens sechs 

Monate besteht und aus diesem Grunde keine Leistungen durch die Pflegeversicherung 
gewährt werden, 

• in Fällen, in denen der pflegerische Bedarf durch die der Höhe nach begrenzten Leistungen 
der Pflegeversicherung nicht sichergestellt ist. 

Die Leistungen der Hilfe zur Pflege entsprechen weitgehend den Leistungsarten der 
Pflegeversicherung. Gegenüber dem bisherigen Recht der Hilfe zur Pflege werden die 
Leistungen insbesondere um Betreuungsleistungen erweitert. 
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Grundsätzlich erhalten nur Pflegebedürftige der Pflegegrade 2 bis 5 die Leistungen der 
Hilfe zur Pflege. Pflegebedürftige des Pflegegrades 1 haben aufgrund der geringen 
Ausprägung ihrer Beeinträchtigungen (nur) einen Anspruch auf Pflegehilfsmittel 
sowie Maßnahmen zur Verbesserung des Wohnumfeldes. Darüber hinaus wird noch 
ein Entlastungsbetrag in Höhe von maximal 125,- Euro monatlich gewährt. 

Der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff erfasst gegenüber dem geltenden Begriff auch 
kognitive und psychische Beeinträchtigungen. Diese sind auch entsprechend mit 
Leistungen im Rahmen der Hilfe zur Pflege zu hinterlegen. Pflegebedürftige der 
Pflegegrade 2 bis 5 erhalten daher insbesondere die zusätzlichen Betreuungsleistungen, 
die vor Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs als zusätzliche Leistungen 
der sozialen Pflegeversicherung nur den gesetzlich Versicherten zugute gekommen 
sind. 

Achtes Kapitel: Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten 
(§§ 67 – 69 SGB XII) 

Die Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten richtet sich an 
Personen, bei denen besonders belastende Lebensverhältnisse mit sozialen Schwierig­
keiten verbunden sind. Insbesondere von Obdachlosigkeit und in Verbindung damit 
von weiteren existenziellen Problemlagen betroffene Personen gehören zu diesem 
Adressatenkreis. 

Neuntes Kapitel: Hilfe in anderen Lebenslagen (§§ 70 – 74 SGB XII) 

Das Neunte Kapitel umfasst verschiedene Leistungen: Die Hilfe zur Weiterführung des 
Haushalts (§ 70), die Altenhilfe (§ 71), Blindenhilfe (§ 72), Bestattungskosten (§ 74) und, 
als Auffangnorm, die Hilfe in sonstigen Lebenslagen (§ 73 SGB XII). 

Weitere Regelungen 

Die weiteren Teile des SGB XII enthalten: 

• Zehntes Kapitel: Einrichtungen und Dienste (§§ 75 – 81 SGB XII) 
• Elftes Kapitel: Einsatz des Einkommens und Vermögens; Übergang von Ansprüchen 

(§§ 82 – 96 SGB XII) 
• Zwölftes Kapitel: Zuständigkeitsregelung (§§ 97 – 101 SGB XII) 
• Dreizehntes Kapitel: Kostenersatz und Kostenerstattung (§§ 102 – 115 SGB XII) 
• Vierzehntes Kapitel: Verfahrensbestimmungen (§§ 116 – 120 SGB XII) 
• Fünfzehntes Kapitel: Statistik (§§ 121 – 129 SGB XII) 
• Sechzehntes Kapitel: Übergangs­ und Schlussbestimmungen. 
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Hinweise zu den Regelungen zur Einkommens- und Vermögensanrechnung 

Bei Leistungsberechtigten, die Hilfe zum Lebensunterhalt oder Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung beziehen, ist ein Betrag in Höhe von 30 % des Ein­
kommens aus selbständiger und nichtselbständiger Tätigkeit abzusetzen, höchstens 
jedoch 50 % der Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 SGB XII (2018: 208 Euro). 

Für Beschäftigte in Werkstätten für Menschen mit Behinderungen beträgt der Frei­
betrag für Einkommen aus selbständiger und nicht selbständiger Tätigkeit ein Achtel 
der Regelbedarfsstufe 1 zuzüglich 50 % des übersteigenden Entgelts. Mit dem Bundes­
teilhabegesetz (BTHG) wurde dieser Freibetrag zum 1. Januar 2017 von 25 % auf 50 % 
angehoben. 

Das Arbeitsförderungsgeld nach § 59 Absatz 2 SGB IX bleibt generell anrechnungsfrei, 
nicht nur im Falle der stationären Eingliederungshilfe. Ferner wurde es von 26 Euro 
auf 52 Euro monatlich erhöht. Diese Erhöhung kommt allen Werkstattbeschäftigten 
zugute, auch denjenigen, die neben ihrem Arbeitsentgelt eine Rente wegen voller 
Erwerbsminderung erhalten und insoweit nicht (mehr) auf ergänzende Leistungen der 
Grundsicherung angewiesen sind. 

Zum 1. Januar 2018 wurde ein neuer Freibetrag für zusätzliche Altersvorsorge – also 
insbesondere betriebliche und private Altersvorsorge, wie die Riesterrente oder 
Rüruprente – in der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung geschaffen. 
Vom Freibetrag umfasst sind grundsätzlich solche Einkommen, die als monatliche 
Leistungen bis zum Lebensende ausgezahlt werden. Der Freibetrag sieht hierfür einen 
Sockelbetrag von 100 Euro vor, zuzüglich 30 % der diesen Betrag übersteigenden 
Zusatzrente bis zu dem Höchstbetrag von derzeit 208 Euro (50 % der Regelbedarfsstufe 1 
in 2018). Erhält eine leistungsberechtigte Person Bezüge oder Einnahmen, die nach 
§ 3 Nr. 12, 26, 26a oder 26b des Einkommensteuergesetzes steuerfrei sind (z. B. für 
kommunale Vertretungen oder eine Übungsleitertätigkeit) ist abweichend hiervon 
ein Betrag von bis zu 200 Euro monatlich nicht als Einkommen zu berücksichtigen. 

Dies gilt grundsätzlich für alle Leistungen, die monatlich bis zum Lebensende auf 
freiwilliger Grundlage zur Reduzierung der Bedürftigkeit nach Erreichen der Alters­
grenze ausgezahlt werden. 

Ausgenommen von diesem Freibetrag sind alle Einnahmen, die der Leistungsberechtigte 
aus Zeiten einer Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung und 
vergleichbaren Versicherungspflichtsystemen sowie aus der Beamtenversorgung 
erzielt. 



 

    

 
  

 
 

 

 

 

 
 

 
 

 

 

200 

Für Bezieher von Eingliederungshilfe gilt ebenfalls ein Freibetrag für Erwerbseinkom­
men (derzeit bis zu rund 270 Euro pro Monat, 40 % des unbereinigten Bruttoeinkom­
mens gedeckelt auf 65 % der Regelbedarfsstufe 1). Erwerbstätige Personen, die Hilfe zur 
Pflege erhalten, profitieren bei der Heranziehung im SGB XII ebenfalls von der Einfüh­
rung dieses Absetzbetrages (Einkommensfreibetrag) für Einkommen aus eigener 
Erwerbstätigkeit (derzeit bis zu rund 270 Euro pro Monat, 40 % des Bruttoeinkommens 
gedeckelt auf 65 % der Regelbedarfsstufe 1). Menschen mit Behinderung und pflegebe­
dürftige Menschen, die in eigener Person die Leistungsvoraussetzungen der Eingliede­
rungshilfe und/oder der Hilfe zur Pflege erfüllen, können daher zukünftig einen pau­
schalen Betrag ihres Erwerbseinkommens absetzen. 

Bei den Leistungen nach dem Fünften bis Neunten Kapitel kennt das SGB XII zudem 
eine Einkommensgrenze in Höhe des Zweifachen der Regelbedarfsstufe 1 zuzüglich 
70 % der Regelbedarfsstufe 1 für weitere Familienmitglieder und der Kosten der 
Unterkunft. 

Unterhaltsansprüche eines erwachsenen behinderten oder pflegebedürftigen 
Menschen gehen (abgesehen von wenigen Ausnahmen) in pauschalierter Form auf 
den Sozialhilfeträger über, und zwar in Höhe von bis zu 32,75 EUR für Leistungen 
der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen und der Hilfe zur Pflege und in 
Höhe von bis zu 25,19 EUR für Leistungen zum Lebensunterhalt. Die Festlegung der 
Beträge erfolgt durch die Länder. Für Leistungen der Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung erfolgt regelmäßig kein Rückgriff. 

Aufgrund des Nachrangprinzips in der Sozialhilfe haben Leistungsempfänger vor­
handenes Vermögen einzusetzen. Hierbei hat der Gesetzgeber einige Ausnahmen für 
den Vermögenseinsatz vorgesehen, z.B. ein angemessenes Hausgrundstück und einen 
kleineren Barbetrag von derzeit 5.000 EUR. 

Für Personen, die Eingliederungshilfe erhalten, besteht ein zusätzlicher Vermögens­
freibetrag von 25.000 EUR zur Sicherstellung einer angemessenen Lebensführung und 
einer angemessenen Alterssicherung. 

Auch für Bezieher von Hilfe zur Pflege gilt dies, soweit dieses Vermögen ganz oder 
überwiegend aus eigenem Erwerbseinkommen des Pflegebedürftigen während des 
Leistungsbezugs stammt. 
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Wohngeld 
Guter Wohnraum ist teuer – für manche Bürger zu teuer. Deshalb gibt es das 
Wohngeld. 

Wohngeld ist ein Zuschuss des Staates zu den Wohnkosten für Bürgerinnen und 
Bürger mit geringem Einkommen. Ziel ist es, ein angemessenes und familiengerechtes 
Wohnen zu ermöglichen.  Wohngeld gibt es sowohl als Mietzuschuss für Personen,   
die Mieterin oder Mieter einer Wohnung sind, als auch als Lastenzuschuss für Eigen­
tümerinnen und Eigentümer von selbst genutztem Wohnraum.  Wohngeld können Sie 
nur erhalten, wenn Sie einen Antrag stellen und die Voraussetzungen nachweisen. 

Leistungen/Voraussetzungen 

Mietzuschuss gibt es für 
•  Mieter einer Wohnung oder eines Zimmers, 
•  Untermieter, 
•  Inhaber einer Genossenschafts­ oder Stiftswohnung, 
•  mietähnlich Nutzungsberechtigte, insbesondere Inhaber eines mietähnlichen Dauer­

wohnrechts, 
•  Eigentümer eines Hauses mit drei oder mehr Wohnungen, 
•  Bewohner eines Heimes, 
wenn sie diesen Wohnraum selbst nutzen. 
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Lastenzuschuss gibt es für 
• Eigentümer eines Hauses (mit bis zu zwei Wohnungen), 
• Eigentümer einer Eigentumswohnung, 
• Erbbauberechtigte, 
• Inhaber eines eigentumsähnlichen Dauerwohnrechts, eines Wohnungsrechts oder eines 

Nießbrauches, 
• diejenigen, die einen Anspruch auf Bestellung oder Übertragung eines der vorgenannten 

Rechte haben, 
wenn sie diesen Wohnraum selbst nutzen. 

Ausschluss vom Wohngeld 

Kein Wohngeld erhalten die Leistungsberechtigte von 
• Arbeitslosengeld II und Sozialgeld nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II), 
• Übergangsgeld in Höhe des Betrages des Arbeitslosengeldes II nach § 21 Abs. 4 Satz 1 

des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI), 
• Verletztengeld in Höhe des Betrages des Arbeitslosengeldes II nach § 47 Abs. 2 des 

Siebten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII), 
• Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Zwölften Buch Sozial­

gesetzbuch (SGB XII), 
• Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII, 
• ergänzender Hilfe zum Lebensunterhalt oder anderen Hilfen in einer stationären 

Einrichtung, die den Lebensunterhalt umfassen, nach dem Bundesversorgungsgesetz 
oder einem Gesetz, das dieses für anwendbar erklärt, 

• Leistungen in besonderen Fällen und Grundleistungen nach dem Asylbewerber­
leistungsgesetz, 

• Leistungen nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) in Haushalten, zu denen 
ausschließlich Empfänger dieser Leistungen gehören, 

und ihre bei der Berechnung dieser Leistungen berücksichtigten Angehörigen, wenn 
dabei die Kosten der Unterkunft einbezogen worden sind. 

Ein Ausschluss vom Wohngeld besteht allerdings dann nicht, wenn durch das Wohn­
geld die Hilfebedürftigkeit vermieden oder beseitigt werden kann und eine der vor­
genannten Leistungen entweder noch nicht erbracht wurde oder erbracht wird, aber 
gegenüber dem Wohngeld nachrangig ist. 

Rechtsanspruch 

Wohngeld ist kein Almosen des Staates. Wer zu den Berechtigten gehört, hat einen 
Rechtsanspruch auf Wohngeld. 
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Bewilligungsvoraussetzungen 

Ob und in welcher Höhe Sie Wohngeld bekommen, hängt davon ab, 
• wie viele Haushaltsmitglieder zu berücksichtigen sind (hierzu zählen im Wesentlichen 

die wohngeldberechtigte Person selbst, Ehegatten, Lebenspartner, Partner einer 
sonstigen Verantwortungs­ und Einstehensgemeinschaft, Eltern und Kinder – auch Pfle­
gekinder –, Verwandte sowie Schwager und Schwägerin), 

• wie hoch die zuschussfähige Miete oder Belastung für den Wohnraum ist; die Miete 
oder die Belastung werden nur bis zu bestimmten Höchstbeträgen, die von der Anzahl 
der zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder und der Mietenstufe abhängig sind, 
berücksichtigt und, 

• wie hoch das monatliche Gesamteinkommen aller zu berücksichtigenden Haushalts­
mitglieder ist. 

Insbesondere die zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder haben der Wohngeld­
behörde Auskunft über ihre für das Wohngeld maßgebenden Verhältnisse zu geben. 

Ermittlung des Gesamteinkommens 

Die wohngeldrechtliche Einkommensermittlung orientiert sich am Einkommen­
steuerrecht. Das heißt: maßgebend sind die steuerpflichtigen positiven Einkünfte im 
Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes. Hinzu kommt ein Katalog zu 
berücksichtigender steuerfreier Einnahmen. 

Das anzurechnende Gesamteinkommen setzt sich zusammen aus der Summe der 
Jahreseinkommen aller zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder abzüglich 
bestimmter Abzugsbeträge für Steuern und Sozialversicherungsbeiträge und Frei­
beträge für bestimmte Personengruppen (z. B. schwerbehinderte Haushaltsmitglieder). 
Die Höhe der Einkommen ist nachzuweisen. 

Als Jahreseinkommen ist das Einkommen im Bewilligungszeitraum zu Grunde zu 
legen, das im Zeitpunkt der Antragstellung zu erwarten ist. 

Wohngeld-Einkommensgrenzen 

Die nachfolgende Übersicht zeigt zur Orientierung die sich nach der Anzahl der zu 
berücksichtigenden Haushaltsmitglieder ergebenden Grenzen des monatlichen 
Gesamteinkommens (bis zum letzten vollen Euro- Betrag), bei deren Überschreitung 
kein Wohngeldanspruch mehr besteht. 

 Anzahl der 
 zu berücksichtigenden 

Haushaltsmitglieder 

 Grenzen für das monatliche Gesamteinkommen in EUR 
nach Mietenstufen 

I II III IV V VI 
1 855 892 923 955 986 1.010 
2 1.166 1.216 1.262 1.307 1.350 1.384 
3 1.427 1.483 1.534 1.585 1.635 1.672 
4 1.909 1.970 2.023 2.075 2.127 2.166 
5 2.177 2.244 2.304 2.362 2.419 2.461 
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Was müssen Sie tun? 

Um Wohngeld zu erhalten, müssen Sie bei der zuständigen Wohngeldbehörde Ihrer 
Gemeinde, Stadt-, Amts- oder Kreisverwaltung einen Antrag stellen und die Voraus­
setzungen nachweisen. Die Formulare erhalten Sie u. a. bei Ihrer Wohngeldbehörde 
und ggf. auch im Internetauftritt der zuständigen kommunalen Verwaltung. 

Information Nähere Informationen 

über das geltende 

Wohngeldrecht finden 

Sie auf der Internetseite 

des Bundesministeriums 

für Umwelt, Naturschutz, 

Bau und Reaktorsicher­

heit. 

Die Mitarbeiter der örtlichen Wohngeldbehörden sind verpflichtet, Sie über Ihre 
Rechte und Pflichten nach dem Wohngeldgesetz aufzuklären. 

Der Bewilligungszeitraum 

Wohngeld wird in der Regel für 12 Monate bewilligt. Dieser Zeitraum kann jedoch 
über- oder unterschritten werden. Wohngeld wird frühestens erst ab dem Monat 
geleistet, in dem der Antrag bei der Wohngeldbehörde eingegangen ist. Daran sollten 
Sie denken, wenn Sie Wohngeld beantragen wollen. 

Damit Sie auch nach Ablauf des Bewilligungszeitraums weiterhin Wohngeld erhalten, 
ist es erforderlich, einen erneuten Antrag zu stellen. Ein Tipp: Stellen Sie den Antrag 
möglichst zwei Monate vor Ablauf Ihres Bewilligungszeitraums, damit das Wohngeld 
möglichst ununterbrochen weitergezahlt wird. 

Gesetze 

Die gesetzlichen Grundlagen finden Sie im Wohngeldgesetz, das durch die Wohngeld­
verordnung ergänzt wird. 
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Internationale   
Sozialversicherung 
Das deutsche Sozialversicherungsrecht gilt in erster Linie für Sachverhalte innerhalb 
Deutschlands. 

International gibt es jedoch immer mehr Verflechtungen. Millionen von Menschen 
 arbeiten in einem fremden Land oder besuchen es als Touristen. Deshalb ist es wichtig,  
dass Leistungen der sozialen Sicherheit auch über die Grenzen hinweg erbracht bzw. in 
einem anderen Land möglich werden. 

Da die Sozialversicherungssysteme in anderen Ländern stark  voneinander abweichen,  
koordinieren Verordnungen der Europäischen Union (EU) sowie bilaterale Abkommen der 
Bundesrepublik Deutschland mit Staaten außerhalb der EU grenzüberschreitend die 
nationalen Vorschriften der sozialen Sicherheit der Mitgliedstaaten bzw.  Vertragsstaaten. 

Innerhalb der EU gewährleisten gemeinsame Regelungen insbesondere, dass Beschäftigte 
sowie selbstständig Erwerbstätige keine Nachteile in Kauf nehmen müssen, wenn sie in 
verschiedenen Mitgliedstaaten tätig werden.  

Nach dem Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) gelten diese 
 Regelungen auch für Norwegen, Island und Liechtenstein. Sie sind auch auf die Schweiz 
anwendbar. 

Ähnliche Regelungen bestehen mit einer Reihe von Staaten, mit denen Deutschland 
ein Sozialversicherungsabkommen abgeschlossen hat. Dazu gehören u.a.: 

•  Albanien 
•  Australien, 
•  Bosnien und Herzegowina, 
•  Brasilien, 
•  Chile, 
•  China (Entsendeabkommen), 
•  Indien, 
•  Israel, 
•  Japan, 
•  Kanada, 

•  Marokko, 
•  Mazedonien, 
•  Montenegro, 
•  Philippinen 
•  Serbien, 
•  Südkorea, 
•  Tunesien, 
•  Türkei, 
•  Uruguay 
•  USA. 
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Die kostenlose Broschüre 

„Die Länder Europas“  

vergleicht die politischen 

Systeme sowie die 

Sozialleistungen (A 871). 

Das mit China bestehende Sozialversicherungsabkommen regelt ausschließlich die 
Vermeidung der Doppelversicherung bei Beschäftigung im anderen Vertragsstaat. 

In all diesen Regelungen geht es nicht darum, die Systeme der Sozialen Sicherheit zu 
harmonisieren. Sie sollen koordiniert werden. Die Ausgestaltung der Sozialsysteme 
(welche Leistungen unter welchen Voraussetzungen gezahlt werden) bleibt aus­
schließlich Sache der einzelnen Staaten. 

Grundsätzliches 

Die Regelungen der EU und zum Teil auch der Sozialversicherungsabkommen sind 
sehr umfassend. Am wichtigsten sind die Leistungen bei Krankheit, bei Invalidität und 
im Alter sowie Leistungen an Hinterbliebene, Leistungen bei Arbeitsunfällen und 
Familienleistungen. 

Die internationalen Regelungen gehen von zwei Voraussetzungen aus: 

Die kostenlose Broschüre 

„Soziales Europa von 

A‑Z“ ist ein Glossar, das 

sozialpolitische Fach­

begriffe erklärt (A798). 

1. Die von ihnen erfassten Personen sind in ihren sozialen Rechten und Pflichten grund­
sätzlich gleichgestellt. 

2. Personen, die sich innerhalb der Mitglied­ bzw. Vertragsstaaten bewegen, sowie ihren 
Angehörigen sollen daraus keine Nachteile entstehen. 

Die zweiseitigen Abkommen (also diejenigen mit den Nicht-EU-Staaten) gelten in 
erster Linie für 
• die deutschen Staatsangehörigen, 
• die Staatsangehörigen des anderen Vertragsstaates, 
• Flüchtlinge, 
• Staatenlose. 

Gesetze 

„Europäische Sozial­

politik“ ist ein Wegweiser 

durch das Internet für 

die verschiedenen Länder 

der EU und den 

Institutionen der EU 

selbst (A799). 

Grundlage des Sozialversicherungsschutzes innerhalb der EU, des EWR und der 
Schweiz sind die Verordnungen (EG) Nr. 883/2004 und (EG) Nr. 987/2009. Außerhalb 
des Geltungsbereichs dieser Verordnungen sind die o. g. Sozialversicherungsabkommen 
maßgebend. 
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Kranken- und Pflegeversicherung 

Leistungen/Voraussetzungen 

Für Sie und Ihre Familienangehörigen gelten grundsätzlich die Vorschriften des Mit­
gliedstaates, in dem Sie wohnen. Haben Sie sich in einen anderen Mitgliedsstaat begeben, 
um dort zu arbeiten, sind Sie jedoch dort krankenversichert und erhalten von dem 
dortigen Träger der Krankenversicherung, bei dem Sie sich anmelden müssen, die 
erforderlichen Leistungen. Wenn Sie von Ihrem Arbeitgeber vorübergehend entsandt 
wurden, bleiben Sie allerdings weiter in Deutschland krankenversichert. Wohnen Sie 
in einem anderen als dem zuständigen Mitgliedstaat, erhalten Sie die Sachleistungen 
nach den Vorschriften des Wohnstaats. 

Sind sie Tourist innerhalb der genannten Staaten, haben Sie Anspruch auf die medi­
zinisch notwendigen ärztlichen Leistungen, die bis zu Ihrer beabsichtigten Rückkehr 
nicht zurückgestellt werden können. Sofern Sie sich in einen Mitgliedstaat begeben, 
um dort ärztliche Leistungen in Anspruch zu nehmen, können Sie von Ihrer deut­
schen Krankenkasse Erstattungen der von Ihnen verauslagten Kosten bis zur Höhe 
verlangen, wie sie in Deutschland entstanden wären. Dafür ist jedoch eine vorherige 
Genehmigung durch Ihre Krankenkasse erforderlich. 

Was müssen Sie tun? 

Bei der Bearbeitung Ihrer Anliegen müssen die Krankenversicherungsträger insbe­
sondere Daten mit den Trägern der anderen Mitgliedstaaten austauschen, insbesondere 
weil häufig die Behandlungen vom örtlichen Träger auf Rechnung des zuständigen 
Trägers ergehen, was diese untereinander klären. Für die dafür benötigten Informationen 
wurden international einheitliche Dokumente geschaffen. Je nach ihrer persönlichen 
Lage (Arbeitnehmer, Rentner, Tourist etc.) gibt es verschiedene Formulare, die Sie 
benötigen. Das bekannteste Dokument ist die Europäische Krankenversichertenkarte, 
die Sie in der Regel auf der Rückseite Ihrer deutschen Krankenversichertenkarte 
finden und für Urlaubsreisen benötigen. 

Wegen dieser erforderlichen Dokumente, aber auch wegen möglicher Besonderheiten 
in Ihrem Fall, sollten Sie sich vor der Reise in einen der betreffenden Mitgliedstaaten 
vorab informieren und beraten lassen. 

Für die Leistungen der Pflegeversicherung gilt, dass sie nach denselben Regeln wie die 
der Krankenversicherung behandelt werden. Pflegegeld wird daher als Geldleistung 
auch bei einem Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat bezahlt. 

Information 

Beratung und Informationen erhalten Sie bei Ihrer Krankenkasse. Außerdem können 
Sie sich an den GKV-Spitzenverband, Deutsche Verbindungsstelle, Krankenversicherung-
Ausland (DVKA) in 53177 Bonn, Pennefeldsweg 12c, wenden. 
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Unfallversicherung 

Leistungen/Voraussetzungen 

Bei einem Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit haben Sie Anspruch auf Sach­
leistungen nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, in dem Sie wohnen. 
Geldleistungen erhalten Sie von dem Staat, in dem Sie bei Eintritt des Arbeitsunfalls 
oder der Berufskrankheit versichert waren, unabhängig von Ihrem Wohnort. 

Angenommen, Sie arbeiten als Deutscher in Frankreich bei einem dortigen Arbeit­
geber und kehren nach einem Arbeitsunfall wieder nach Deutschland zurück. Dann 
zahlt Ihnen der französische Versicherungsträger die Ihnen zustehende Unfallrente 
nach Deutschland. Auch die notwendige ärztliche Versorgung erhalten Sie in dem 
einen Land genauso wie in dem anderen. 

Was müssen Sie tun? 

Möchten Sie Leistungen beantragen? Bitte wenden Sie sich an Ihren deutschen 
Versicherungsträger oder im Ausland auch an den ausländischen Träger. Es gibt eine 
Reihe von Formalien, die unbedingt einzuhalten sind. 

Information 

Beratung und Informationen erhalten Sie bei den jeweiligen Unfallkassen oder Be­
rufsgenossenschaften sowie der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) 
in 10117 Berlin, Glinkastraße 40. 

Die Publikation „Sozial ­

kompass Europa“ (A 801) 

können Sie bestellen 

unter www.bmas.de. 

Aktuelle Daten 

europaweit finden Sie 

auch im Internet unter 

www.sozialkompass.eu. 

Rentenversicherung 

Leistungen/Voraussetzungen 

Waren Sie im Laufe Ihres Arbeitslebens in verschiedenen EU-Mitgliedstaaten erwerbs­
tätig? Bereits entrichtete Rentenversicherungsbeiträge werden weder in einen ande­
ren Mitgliedstaat übertragen, noch an Sie ausgezahlt, wenn Ihre Versicherungszeit in 
einem Mitgliedstaat endet. In jedem Mitgliedstaat, in dem Sie versichert waren, blei­
ben die Beiträge erhalten, bis das vorgesehene Rentenalter erreicht ist. Jeder Mitglied­
staat zahlt dann eine gesonderte Rente. Reichen Ihre Versicherungszeiten in einem 
bestimmten Mitgliedstaat nicht aus, um dort einen Rentenanspruch zu begründen, 
werden die jeweiligen Versicherungszeiten, die Sie in einem anderen Mitgliedstaat 
zurückgelegt haben, zusammengerechnet, um die Wartezeit zu erfüllen. Dabei gilt 
grundsätzlich: Jeder Versicherungsträger kommt jeweils für die Zeiten auf, für die Sie 
bei ihm versichert waren. Entsprechend werden auch Hinterbliebenenrenten gezahlt. 
Ihre Rente wird dann in den Staat gezahlt, wo Sie wohnen oder sich aufhalten. 

http://www.sozialkompass.eu
http://www.bmas.de
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Was müssen Sie tun? 

Waren Sie in mehr als einem Mitgliedstaat erwerbstätig, müssen Sie nicht bei allen 
beteiligten Trägern einen Antrag stellen. Ein Antrag gilt gleichzeitig für die Träger in 
den anderen Mitgliedstaaten. 

Information 

Beratung und Informationen erhalten Sie für alle EU-/EWR-Mitgliedstaaten und 
Vertragsstaaten 
• bei der Deutschen Rentenversicherung Bund (www.deutsche­rentenversicherung­bund.de) 
• bei der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft­Bahn­See 

(www.deutsche­rentenversicherung­knappschaft­bahn­see.de) 

und bei den Regionalträgern der Deutschen Rentenversicherung 
• für Griechenland, Zypern, Liechtenstein und die Schweiz: Baden­Württemberg 

(www.deutsche­rentenversicherung­bw.de) 
• für Polen: Berlin­Brandenburg 

(www.deutsche­rentenversicherung­berlin­brandenburg.de) 
• für Japan, Philippinen und Südkorea: Braunschweig­Hannover 
• (www.deutsche­rentenversicherung­braunschweig­hannover.de) 
• für Ungarn und Bulgarien: Mitteldeutschland 

(www.deutsche­rentenversicherung­mitteldeutschland.de) 
• für Österreich, die Slowakei, Slowenien, die Tschechische Republik, Bosnien und 

Herzegowina, Kroatien, Mazedonien, Serbien, Montenegro, Kosovo: Bayern­Süd 
(www.deutsche­rentenversicherung­bayernsued.de) 

• für Dänemark, Estland, Finnland, Großbritannien, Irland, Lettland, Litauen, 
Norwegen, Schweden, China, Kanada und die USA: Nord 
(www.deutsche­rentenversicherung­nord.de) 

• für Brasilien, Portugal, Rumänien und die Türkei: Nordbayern 
(www.deutsche­rentenversicherung­nordbayern.de) 

• für Australien: Oldenburg­Bremen 
(www.deutsche­rentenversicherung­oldenburg­bremen.de) 

• für Belgien, Spanien, Chile und Israel: Rheinland 
(www.deutsche­rentenversicherung­rheinland.de) 

• für Frankreich, Albanien und Luxemburg: Rheinland­Pfalz 
(www.deutsche­rentenversicherung­rheinland­pfalz.de) 

• für Italien, Malta, Marokko und Tunesien: Schwaben 
(www.deutsche­rentenversicherung­schwaben.de) 

• für die Niederlande und Island: Westfalen 
(www.deutsche­rentenversicherung­westfalen.de) 

http://www.deutsche-rentenversicherung-bund.de
http://www.deutsche-rentenversicherung-knappschaft-bahn-see.de
http://www.deutsche-rentenversicherung-bw.de
http://www.deutsche-rentenversicherung-berlin-brandenburg.de
http://www.deutsche-rentenversicherung-braunschweig-hannover.de
http://www.deutsche-rentenversicherung-mitteldeutschland.de
http://www.deutsche-rentenversicherung-bayernsued.de
http://www.deutsche-rentenversicherung-nord.de
http://www.deutsche-rentenversicherung-nordbayern.de
http://www.deutsche-rentenversicherung-oldenburg-bremen.de
http://www.deutsche-rentenversicherung-rheinland.de
http://www.deutsche-rentenversicherung-rheinland-pfalz.de
http://www.deutsche-rentenversicherung-schwaben.de
http://www.deutsche-rentenversicherung-westfalen.de
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Familienleistungen 

Leistungen/Voraussetzungen 

Familienleistungen werden in allen Mitgliedstaaten gezahlt. Je nach Mitgliedstaat 
bestehen jedoch erhebliche Unterschiede in Ausgestaltung und Höhe dieser Leistungen. 
Sie sollten sich daher informieren, welcher Mitgliedstaat für die Gewährung der 
Leistungen verantwortlich ist und welche Anspruchsvoraussetzungen gelten. 

Wenn Sie in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtig bzw. erwerbstätig sind, können Sie 
für Ihre Kinder, auch wenn diese in anderen Mitgliedstaaten leben, Kindergeld erhalten. 

Wenn Sie in einem Mitgliedstaat erwerbstätig sind (nicht entsandt), erhalten Sie in der 
Regel für Ihre Kinder, die in Deutschland leben, Kindergeld nach den Vorschriften des 
Mitgliedstaates, in dem Sie beschäftigt sind. 

Was müssen Sie tun? 

Familienleistungen müssen beantragt werden. Stellen Sie einen Antrag auf Leistungen 
bitte bei der örtlich zuständigen Familienkasse oder bei ihrem öffentlichen Arbeitgeber. 
Haben Sie einen ausländischen Anspruch, wenden Sie sich bitte an die zuständige 
ausländische Stelle. Nähere Informationen dazu finden Sie in besonderen Merkblättern. 

Information 

Beratung und Informationen erhalten Sie bei der örtlich zuständigen Familienkasse. 

Arbeitslosenversicherung 

Leistungen/Voraussetzungen 

Wenn Sie arbeitslos sind und Ihren Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat bzw. nach 
Norwegen, Island, Liechtenstein oder in die Schweiz verlegen, weil Sie dort Arbeit 
suchen möchten, können Sie unter bestimmten Voraussetzungen weiterhin deutsches 
Arbeitslosengeld für den Zeitraum von drei Monaten bis maximal sechs Monaten 
beziehen. Falls Sie vor Ablauf dieses Zeitraumes zurückkehren, kann Ihr vor der Ausreise 
erworbener Arbeitslosengeldanspruch, sofern er nicht verbraucht und nicht erloschen 
ist, erneut bewilligt werden. In Bosnien und Herzegowina, Serbien, Montenegro und 
Mazedonien erhalten Arbeitslose, die in Deutschland beschäftigt gewesen sind, unter 
bestimmten Voraussetzungen die Leistungen der dortigen Versicherung. 

Was müssen Sie tun? 

Beratung und Informa­

tionen erhalten Sie bei 

der örtlichen Arbeits

agentur oder bei der 

Bundesagentur für Arbeit 

in Nürnberg. 

­

Damit Sie in einem anderen Mitgliedstaat weiterhin das deutsche Arbeitslosengeld 
erhalten, müssen Sie folgende Voraussetzungen erfüllen: Sie müssen sich vor Ihrer 
Abreise mindestens vier Wochen nach Beginn der Arbeitslosigkeit bei der deutschen 
Arbeitsverwaltung als Arbeitsloser gemeldet und ihr zur Verfügung gestanden haben. 
Hinzu kommt: Sie müssen sich binnen sieben Tagen bei der Arbeitsverwaltung des 
Mitgliedstaates, in den Sie sich begeben, als Arbeitsuchender melden. 
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Sozialgerichtsbarkeit 
Soziale Sicherung und Rechtsschutz durch die Sozialgerichtsbarkeit gehen Hand in Hand.  
Die Sozialgerichtsbarkeit stellt sicher, dass jeder seine sozialrechtlichen Ansprüche notfalls 
gerichtlich überprüfen lassen und durchsetzen kann. 

Wann sind die Sozialgerichte zuständig? 

Die Sozialgerichte entscheiden zum einen über Streitigkeiten in Angelegenheiten der 
Sozialversicherung. Dieses sind beispielsweise die Kranken- und Unfallversicherung 
oder die Rentenversicherung. Zum anderen sind die Sozialgerichte auch in Angelegen­
heiten der Arbeitslosenversicherung, des sozialen Entschädigungsrechts mit Aus­
nahme der Kriegsopferfürsorge oder des Schwerbehindertenrechts zuständig. Seit 
dem 1. Januar 2005 ist die Sozialgerichtsbarkeit auch für Streitigkeiten in Angelegen­
heiten der Grundsicherung für Arbeitsuchende („Hartz IV“) und der Sozialhilfe (Hilfe 
zum Lebensunterhalt und Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung) und 
des Asylbewerberleistungsrechts zuständig. 

Wie ist die Sozialgerichtsbarkeit organisiert? 

Die Sozialgerichtsbarkeit ist dreistufig aufgebaut. In der ersten Instanz entscheiden  
die Sozialgerichte, in der zweiten Instanz die Landessozialgerichte und in der letzten 
Instanz entscheidet das Bundessozialgericht. Bei den Sozialgerichten werden 
 Kammern gebildet, die sich jeweils mit bestimmten Rechtsgebieten aus dem 
 Zuständigkeitsbereich der Sozialgerichtsbarkeit befassen. Jede Kammer ist mit  
einem Berufsrichter als Vorsitzender und zwei ehrenamtlichen Richtern als Beisitzer 
tätig. Die Landessozialgerichte entscheiden insbesondere über Berufungen gegen 
Urteile der ersten Instanzen. Die Senate der Landessozialgerichte sind jeweils mit 
einem Vorsitzenden, zwei weiteren Berufsrichtern und zwei ehrenamtlichen Richtern 
besetzt. Beim Bundessozialgeri cht, das über die Revisionen entscheidet, sind die 
 Senate ebenfalls mit einem Vorsitzenden, zwei weiteren Berufsrichtern und zwei 
ehrenamtlichen Richtern besetzt.  
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Bei den ehrenamtlichen Richtern handelt es sich um Laienrichter, die dieselben 
Rechte und Pflichten wie die Berufsrichter haben. Die Kammern und Senate sind 
jeweils mit ehrenamtlichen Richtern besetzt, die besondere Erfahrungen aus der 
Praxis für das jeweilige Rechtsgebiet einbringen. 

Was ist bei der Klageerhebung zu beachten? 

Wenn ein Betroffener die Aufhebung oder Änderung eines Verwaltungsaktes oder den 
Erlass eines abgelehnten Verwaltungsaktes begehrt, muss er zunächst grundsätzlich 
Widerspruch gegen den Verwaltungsakt einlegen. Der Widerspruch muss innerhalb 
eines Monats nach der Bekanntgabe des Verwaltungsaktes schriftlich oder zur Nieder­
schrift bei der Stelle eingelegt werden, die den Verwaltungsakt erlassen hat. Die Behörde 
prüft dann in einem Widerspruchsverfahren erneut die Rechtmäßigkeit und Zweck­
mäßigkeit des Verwaltungsaktes. Wenn die Behörde den Widerspruch für begründet 
hält, hebt sie den angefochtenen Verwaltungsakt auf und erlässt gegebenenfalls den 
begehrten Verwaltungsakt. Andernfalls erlässt die zuständige Widerspruchsbehörde 
einen ablehnenden Widerspruchsbescheid, mit dem der angefochtene Verwaltungsakt 
bestätigt wird. In diesem Fall kann dann Klage beim Sozialgericht erhoben werden. 

Die Klage muss schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts­
stelle beim zuständigen Gericht erhoben werden. Zur Niederschrift des Urkunds­
beamten der Geschäftsstelle bedeutet, dass der Kläger die Klage auch erheben kann, 
indem er den streitigen Sachverhalt dem zuständigen Mitarbeiter des Gerichts 
schildert und dieser hiervon eine Niederschrift anfertigt. In der Klageschrift müssen 
Kläger und Beklagter benannt werden. Außerdem muss in der Klageschrift angegeben 
werden, was mit der Klage begehrt wird. Falls ein Bescheid vorliegt, soll er beigefügt 
werden. Außerdem sollen die Tatsachen und Beweismittel angegeben werden, die die 
Klage begründen. 

Weiterhin muss die Klage beim örtlich zuständigen Sozialgericht eingereicht werden. 
Örtlich zuständig ist grundsätzlich das Gericht, in dessen Bezirk der Kläger zum Zeit­
punkt der Klageerhebung wohnt. 

Außerdem ist die Klagefrist zu berücksichtigen. Die Klage muss innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Widerspruchsbescheides beim zuständigen Sozial­
gericht eingereicht werden. 
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Wie läuft das Gerichtsverfahren ab? 

Im sozialgerichtlichen Verfahren findet grundsätzlich eine mündliche Verhandlung 
statt. Bereits vor der mündlichen Verhandlung kann der Vorsitzende Urkunden, 
elektronische Dokumente und Krankenunterlagen anfordern. Er kann auch Aus­
künfte einholen, Zeugen und Sachverständige vernehmen, Begutachtungen durch 
Sachverständige anordnen, andere beiladen und in einem Termin mit den Beteiligten 
den Sachverhalt persönlich erörtern, um den Rechtsstreit möglichst in einer münd­
lichen Verhandlung erledigen zu können. Die mündliche Verhandlung findet öffent­
lich statt und wird vom Vorsitzenden geleitet. Zunächst ruft dieser die Sache auf, dann 
werden – soweit welche geladen sind – die Zeugen belehrt. Bis zu ihrer Vernehmung 
verlassen die Zeugen wieder den Gerichtssaal. Anschließend führt der Vorsitzende in 
den Sach- und Streitstand ein. Nun erfolgt – falls notwendig – die Beweisaufnahme, 
im Anschluss äußern sich Kläger und Beklagter zur Sache. Wenn die Streitsache 
erörtert worden ist, erklärt der Vorsitzende die mündliche Verhandlung für 
geschlossen. 

Eine wesentliche Rolle spielt im sozialgerichtlichen Verfahren die Beweisaufnahme. 
Im Rahmen der Beweisaufnahme werden beispielsweise Zeugen oder Sachverständige 
– z.B. ein Arzt – gehört. Es können aber auch Dokumente, die einen bestimmten Sach­
verhalt beweisen, vorgelegt werden. Bei der Beweisaufnahme ist das Gericht nicht an 
die Beweisanträge der Beteiligten gebunden. Denn im sozialgerichtlichen Verfahren 
gilt der sogenannte Amtsermittlungsgrundsatz. Dieser bedeutet, dass das Gericht von 
Amts wegen den Sachverhalt erforschen muss. Es muss alle Tatsachen ermitteln, die 
für das Verfahren entscheidungserheblich sind. Dabei dürfen die Beteiligten aber zur 
Mitwirkung herangezogen werden. 

Im sozialgerichtlichen Verfahren können sich die Beteiligten durch Bevollmächtigte 
vertreten lassen. Zwingend vorgeschrieben ist dieses nur vor dem Bundessozialgericht. 
Als Prozessbevollmächtigte können beispielsweise Rechtsanwälte auftreten, aber auch 
Angestellte von Gewerkschaften oder Arbeitgebervereinigungen. 

Beendet wird das Gerichtsverfahren regelmäßig durch ein Urteil. Im Regelfall wird das 
Urteil in dem Termin verkündet, in dem die mündliche Verhandlung geschlossen 
wird. 

Kann man ein Urteil gerichtlich überprüfen lassen? 

Grundsätzlich stehen zwei Rechtsmittel zur Überprüfung eines Urteils zur Verfügung: 
Die Berufung und die Revision. Mit der Berufung kann prinzipiell jedes Urteil des 
Sozialgerichts angefochten werden; ausgenommen sind Streitigkeiten, bei denen der 
Beschwerdewert nicht mehr als 750 EUR beträgt. In diesem Fall muss die Berufung 
ausdrücklich zugelassen werden. Der Beschwerdewert ist die Differenz zwischen dem, 
was der Berufungskläger in dem Verfahren vor dem Sozialgericht erhalten hat und 
dem, was er mit seiner Berufungsklage weiter verfolgt. Das Landessozialgericht prüft 
im Berufungsverfahren noch einmal alle tatsächlichen und rechtlichen Aspekte des 
Sachverhalts. 

Sozialgerichtsbarkeit 
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Gegen ein Urteil des Landessozialgerichts kann Revision eingelegt werden. Anders als 
bei der Berufung muss aber die Revision in jedem Fall ausdrücklich vom Landessozial­
gericht zugelassen werden. Die Revision ist  vom Landessozialgericht zum Beispiel 
zuzulassen, wenn die Rechtsfrage grundsätzliche Bedeutung hat – also z. B. bislang 
noch nicht vom Bundessozialgericht entschieden worden ist und ein Interesse der 
Allgemeinheit berührt –, oder das Urteil von einer Entscheidung des Bundessozial­
gerichts abweicht. Wenn die Revision nicht durch das Landessozialgericht zugelassen 
wird, kann hiergegen eine Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt werden. Im 
Revisionsverfahren prüft das Bundessozialgericht nicht mehr die tatsächlichen, 
sondern nur noch die rechtlichen Aspekte des Sachverhalts. 

Berufung und Revision sind innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils 
einzulegen. 

Was kostet die Durchführung eines sozialgerichtlichen Verfahrens? 

Für Versicherte, Leistungsempfänger und Menschen mit Behinderung ist das Ver­
fahren vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit gerichtskostenfrei, es sei denn, es 
geht um ein Verfahren wegen eines überlangen Gerichtsverfahrens. Soweit der Kläger 
oder der Beklagte nicht zu dieser Gruppe gehört – beispielsweise ein Träger der 
Sozialversicherung – hat er eine Pauschgebühr zu entrichten. Gehören weder der 
Kläger noch der Beklagte den genannten Personenkreisen an, werden, wie in Verfahren 
bei anderen Gerichtsbarkeiten auch, Gerichtskosten in Abhängigkeit vom Streitwert 
erhoben. 
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Sozialdatenschutz 
Prinzipien des Sozialdatenschutzes 

Die Gewährleistung sozialer Rechte durch die sozialen Sicherungssysteme ist ohne 
den Umgang mit personenbezogenen Daten der Bürger nicht denkbar. Die Verarbeitung  
von oftmals hochsensiblen Daten, beispielsweise über den Gesundheitszustand, ist 
allerdings grundsätzlich als Eingriff in das verfassungsrechtlich garantierte Recht des 
Einzelnen auf informationelle Selbstbestimmung zu bewerten.  

Deshalb gelten dafür besonders strenge Regeln. 

Mit den Vorschriften über das Sozialgeheimnis in § 35 des Ersten Buches Sozial­

­

gesetzbuch (SGB I), über den Sozialdatenschutz im 2. Kapitel (§§ 67 bis 85a) des Zehnten  
Buches Sozialgesetzbuch (SGB X), sowie den ergänzenden datenschutzrechtlichen 
Sondervorschriften in den einzelnen Büchern des Sozialgesetzbuches ist der Gesetz
geber der verfassungsrechtlichen Vorgabe nachgekommen, gesetzliche Regelungen 
zum Schutz von Sozialdaten als besonders schutzwürdige personenbezogene Daten  
zu erlassen. Diese Regelungen gewährleisten ein hohes Schutzniveau und sichern 
zugleich die Funktionsfähigkeit der Sozialverwaltung. 

Ab dem 25. Mai 2018 gilt die Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen  
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutzgrundverordnung - im Folgenden 
„EU-DSGVO“) in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union unmittelbar. Ziel der 
EU-DSGVO ist ein gleichwertiges Schutzniveau für die Rechte und Freiheiten von 
natürlichen Personen bei der Verarbeitung von personenbezogenen Daten in allen 
Mitgliedstaaten zu schaffen.  

Aufgrund der unmittelbar geltenden Regelungen der EU-DSGVO wurden die 
Regelungen des Sozialdatenschutzrechts im SGB I und SGB X durch das Gesetz zur 
Änderung des Bundesversorgungsgesetzes und anderer Vorschriften an diese 
angepasst. Systematisch bauen die Regelungen des Sozialdatenschutzrechts künftig 
auf der EU-DSGVO auf und ergänzen, konkretisieren oder schränken diese ein; 
insofern wird künftig ein sich ergänzendes System von Normen existieren. 
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Nach § 35 SGB I hat jeder Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten von 
den Leistungsträgern nicht unbefugt verarbeitet werden (Sozialgeheimnis). Sozialdaten 
sind personenbezogene Daten, die von einer in § 35 Abs. 1 SGB I genannten Stelle 
im Hinblick auf ihre Aufgaben nach dem SGB verarbeitet werden. Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse stehen von Gesetzes wegen diesen Sozialdaten gleich. Für 
besonders sensible personenbezogene Daten, beispielsweise Gesundheitsdaten, gelten 
teilweise besondere Regelungen. 

Die Verarbeitung von Sozialdaten ist nur zulässig, wenn dafür eine gesetzliche Grund­
lage besteht oder der Betroffene eingewilligt hat (Verbot mit Erlaubnisvorbehalt). Es 
muss also gesetzlich genau festgelegt sein, welche Informationen ein Sozialleistungs­
träger über einen Versicherten oder den Leistungsbezieher erheben, speichern, 
verändern, übermitteln oder in der Verarbeitung einschränken darf. Die gesetzlichen 
Grundlagen können sich sowohl aus Art. 6 und 9 der EU-DSGVO, als auch aus dem 
Sozialgesetzbuch ergeben. Rechtsgrundlagen aus einem anderen nationalen Gesetz 
außerhalb des Sozialgesetzbuches reichen hingegen nach der Systematik des Sozial­
datenschutzrechts als Befugnis zur Verarbeitung von Sozialdaten nicht aus. 

Der Sozialdatenschutz ist außerdem von dem zentralen Prinzip geprägt, dass Daten 
grundsätzlich nur dann verarbeitet werden dürfen, wenn dies zur Erfüllung der 
Aufgaben der verantwortlichen Stelle – in der Regel ein Sozialleistungsträger wie z. B. 
ein Rentenversicherungsträger oder eine Krankenkasse – erforderlich ist. So dürfen 
Krankenkassen beispielsweise Informationen über einzelne Personen erheben, soweit 
diese für die Feststellung des Versicherungsverhältnisses und der Mitgliedschaft dieser 
Personen erforderlich sind. 

Zudem dürfen die Daten grundsätzlich nur für die Zwecke verarbeitet oder genutzt 
werden, für die die Daten erhoben worden sind (Grundsatz der Zweckbindung). 

Datenübermittlung 

Die Übermittlung von Sozialdaten ist als eine besondere Form der Datenverarbeitung 
nur zulässig, wenn eine Regelung des Art. 6 oder 9 der EU-DSGVO dies unmittelbar 
zulässt (z.B. auf Grundlage der Einwilligung der betroffenen Person) oder eine gesetz­
liche Übermittlungsbefugnis nach dem Sozialgesetzbuch besteht. Übermitteln ist das 
Bekanntgeben von Sozialdaten durch ihre Weitergabe an einen Dritten oder durch die 
Einsichtnahme oder den Abruf eines Dritten von zur Einsicht oder zum Abruf bereit­
gehaltenen Daten (§ 67d Abs. 1 Satz 1 SGB X). 

Wichtige Übermittlungsfälle: 

• Übermittlung bestimmter enumerativ genannter Angaben wie z.B. Namen oder 
Anschrift für Aufgaben der Polizeibehörden und der Staatsanwaltschaften, 

• Übermittlung für die Erfüllung sozialer Aufgaben, 
• Übermittlung für die Durchführung des Arbeitsschutzes, 
• Übermittlung für die Erfüllung besonderer gesetzlicher Aufgaben und Mitteilungs­

befugnisse, 
• Übermittlung für die Forschung und Planung. 
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Besondere praktische Bedeutung kommt der Übermittlung für die Erfüllung sozialer 
Aufgaben nach § 69 SGB X zu. 

Beispiele: 

• Eine Berufsgenossenschaft teilt einem Rentenversicherungsträger Angaben zu einer 
Verletztenrente mit, damit dieser prüfen kann, ob und gegebenenfalls in welcher Höhe 
Leistungen der Rentenversicherung nach § 93 SGB VI angerechnet werden dürfen. 

Personen und Stellen, an die Sozialdaten übermittelt wurden, haben die Daten in 
demselben Umfang geheim zu halten, wie die unmittelbar dem Sozialgeheimnis 
unterliegenden Stellen (sog. verlängerter Sozialdatenschutz, § 78 SGB X). 

Rechte der betroffenen Personen 

Die EU-DSGVO sieht für die Personen, deren personenbezogene Daten verarbeitet 
werden, in den Art. 12 bis 22, 34 und 82 EU-DSGVO umfangreiche Rechte vor; die 
Rechte der betroffenen Personen stellen gleichzeitig die Pflichten des für die 
Verarbeitung Verantwortlichen dar. Zu den Rechten der betroffenen Personen 
gehören z.B. das Recht auf Information bei der Datenerhebung, auf Auskunft, auf 
Löschung der sie betreffenden Daten sowie auf Widerspruch der Datenverarbeitung. 
Diese Rechte sind durch die Regelungen in §§ 82 bis 84 SGB X zum Schutz der sozialen 
Sicherheit und zur Funktionsfähigkeit der Sozialverwaltung zum Teil eingeschränkt. 

Ist jemand der Ansicht, bei der Verarbeitung von Sozialdaten in seinen Rechten 
verletzt worden zu sein, kann er sich an die Datenschutzaufsichtsbehörden (an den 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz bzw. die nach Landesrecht für den Daten­
schutz zuständigen Stellen) wenden oder gegen den Verantwortlichen eine Klage vor 
den Sozialgerichten erheben. 



 

NEU Ausgabe 2018/2019 

Übersicht über das Sozialrecht 

Das gesamte deutsche Sozialrecht – von A wie Ausbildungsförderung bis Z wie Zusatzrente – von 
Fachleuten aus Bundesministerien und -behörden erläutert 

Umfassend: Kompetente Darstellung aller Bücher des Sozialgesetzbuches und weiterer Gesetze zur 
sozialen Sicherung z. B. der freien Berufe, Beamten und Landwirte, der Familien usw. 

Präzise: Zahlreiche Berechnungsbeispiele und Tabellen zu aktuellen Sozialleistungen
 

Aktuell: Sämtliche Neuerungen zum Rechtsstand 1. Januar 2018 sowie u. a.
 
– die aktuellen Rentenzahlen (1. Juli 2018) 
– die Gesetzesänderungen durch das Bundesteilhabegesetz, das Betriebsrentenstärkungsgesetz und 

das Rentenüberleitungs-Abschlussgesetz 
– alles zum Pflegeberufereformgesetz, GKV-Arzneimittelversorgungsstärkungsgesetz und zum Heil­

und Hilfsmittelversorgungsgesetz 

Englische Summarys zu allen Kapiteln 

Inklusive CD-ROM 
mit vollständigem Inhalt 

des Buches 

Übersicht über das Sozialrecht ─ 
Ausgabe 2018/2019 
ca. 1.400 Seiten, mit CD-ROM 
ISBN: 978-3-8214-7254-6 
€ 48,00 
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Bestellschein kopieren und faxen an: 09 11/96 76-195 
Oder einfach online bestellen: www.bwverlag.de 

BW Bildung und Wissen 
Verlag und Software GmbH 
-Serviceteam-
Südwestpark 82 
90449 Nürnberg 

Telefon: 09 11/96 76-175 
Fax:      09 11/96 76-195 
Internet: www.bwverlag.de 
E-Mail:  serviceteam@bwverlag.de 

Anzahl 
ISBN 
978-3-8214­ Titel Preis in € 

48,00 

48,00 

7254-6 

7291-1 

Bitte nur ankreuzen, 
wenn gewünscht 

Bitte nur ankreuzen, 
wenn gewünscht 

Jährlicher 
Abo-Service 

Jährlicher 
Abo-Service 

Ich nutze den bequemen Abo-Service und bestelle ab sofort die Übersicht über das Arbeits­
recht/Arbeitsschutzrecht zur jährlichen Fortsetzung – Sie werden automatisch bei Erscheinen 
des Buches beliefert. Ein Widerruf ist jederzeit möglich. 

Übersicht über das Arbeitsrecht/Arbeitsschutzrecht ─ Ausgabe 2018/2019 

Ich nutze den bequemen Abo-Service und bestelle ab sofort die Übersicht über das 
Sozialrecht zur jährlichen Fortsetzung – Sie werden automatisch bei Erscheinen des 
Buches beliefert. Ein Widerruf ist jederzeit möglich. 

Übersicht über das Sozialrecht ─ Ausgabe 2018/2019 

Tipp 
Informiert kompakt, aktuell und praxisnah über das gesamte deutsche Arbeitsrecht: Arbeitsvertragsrecht, kollektives 
Arbeitsrecht, sozialer, technischer und medizinischer Arbeitsschutz sowie Arbeitsgerichtsbarkeit. Dabei werden die 
jüngsten Entwicklungen in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs und der Arbeitsgerichte berücksichtigt. 

Übersicht über das Arbeitsrecht/Arbeitsschutzrecht ─ 
Ausgabe 2018/2019 
ca. 1000 Seiten, mit CD-ROM 
ISBN: 978-3-8214-7291-1, € 48,00 

Firma 

Abteilung Name, Vorname 

Straße PLZ, Ort 

Telefon Fax, E-Mail 

Datum Unterschrift 

Alle Preise verstehen sich inkl. der gesetzlichen Mehrwertsteuer zzgl. Versandkosten. Die Versandkosten richten sich nach dem Gewicht der Sendung. Hierbei gelten die jeweils 
gültigen Gebühren der Deutschen Post AG für Päckchen und Pakete. Jeder Lieferung liegt eine Rechnung bei, die innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt der Ware zu begleichen ist. 

http://www.bwverlag.de
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Bürgertelefon 

Montag bis Donnerstag von 8 bis 20 Uhr 

Sie fragen – wir antworten 

Rente: 030 221 911 001 

Unfallversicherung/Ehrenamt:  030 221 911 002 

Arbeitsmarktpolitik und ­förderung: 030 221 911 003 

Arbeitsrecht:  030 221 911 004 

Teilzeit, Altersteilzeit, Minijobs: 030 221 911 005 

Infos für Menschen mit Behinderungen:  030 221 911 006 

Europäischer Sozialfonds/Soziales Europa: 030 221 911 007 

Mitarbeiterkapitalbeteiligung:  030 221 911 008 

Informationen zum Bildungspaket: 030 221 911 009 

Informationen zum Mindestlohn:  030 60 28 00 28 

Gehörlosen/Hörgeschädigten‑Service: 
E­Mail: info.gehoerlos@bmas.bund.de 
ISDN­Bildtelefon:  030 221 911 015 
Fax:  030 221 911 017 
Gebärdentelefon: gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice­bund.de 

www.bmas.de  | info@bmas.bund.de 

mailto:info@bmas.bund.de
http://www.bmas.de
mailto:gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice�bund.de
mailto:info.gehoerlos@bmas.bund.de
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Gebärdensprach-Telefon 
Mit dem Gebärdentelefon verfügen Gehörlose und Hörgeschädigte über die Möglichkeit, 
mittels Gebärdensprache und Videotelefonie Informationen ohne Hilfe Dritter oder 
Dolmetscher zu erhalten. Das Gebärdentelefon erreichen Sie von Montag bis Donnerstag 
in der Zeit von 08.00 Uhr bis 20.00 Uhr. Gebärdentelefon mittels Video over IP: 
gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice­bund.de 

Technische Informationen zur Nutzung des Gebärdentelefons mittels Video over IP 

Adresse: 
Die Adresse des Gebärdentelefons ist keine E-Mail-Adresse und auch keine Internetseite, 
sondern die Zieladresse, die Sie in Ihr Endgerät eingeben müssen: 
gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice-bund.de 

Endgeräte: 
Für die Kommunikation benötigen Sie entweder ein VoIP- und videofähiges Endgerät, 
das mit dem Signalisierungsprotokoll SIP umgehen kann (IP-Video-Telefon), oder 
einen PC mit einer entsprechenden Software (Softclient bzw. Softphone). 

• VoIP­ und videofähiges Endgerät: 
Über Fachhandel erhältlich 

• Softclient/Softphone: 
Werden von verschiedenen Herstellern angeboten. Bitte achten Sie auf die Kompatibilität 
mit dem SIP­Protokoll und auf die Videofähigkeit mit den Videocodecs H.263 oder 
H.264 (Beispiele: X­Lite für Windows; Linphone für Linux; Kphone für Unix/Linux). 

Alternativ können Sie die Software zur Nutzung des Gebärdentelefons hier kostenlos 
herunterladen. Dort finden Sie auch weitere Informationen, ein Benutzerhandbuch 
sowie Kontaktmöglichkeiten, wenn Sie Unterstützung benötigen. 

Internetanschluss mit ausreichender Bandbreite: 
Für die Verbindung benötigen Sie einen ausreichend schnellen Netzanschluss. Wir 
empfehlen einen DSL-Anschluss. Eine Verbindung kann auch über ISDN erfolgen, 
allerdings benötigen Sie wenigstens beide ISDN-Kanäle (128 kBit/s). Bei zu geringer 
Bandbreite ist die Bildqualität möglicherweise unzureichend. 

Firewall‑Einstellungen: 
Es kann notwendig werden, die Einstellungen der eigenen Firewall zu prüfen. 
Folgende ausgehende Ports müssen offen sein: 

• SIP: 5060 (TCP oder UDP) 
• RTP: 20000­20200 (UDP) 

mailto:gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice-bund.de
mailto:gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice�bund.de
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STIFTUNG
ANERKENNUNG UND HILFE

Für Menschen, die als Kinder und Jugendliche in der Zeit von 1949 
bis 1975 in der Bundesrepublik Deutschland bzw. von 1949 bis 1990 
in der DDR in stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe oder 

Psychiatrie Leid und Unrecht erfahren haben 

AUFGABEN DER STIFTUNG 

öffentliche individuelle wissenschaftliche 
Anerkennung des Anerkennung und Hilfe Aufarbeitung der 
Leids & Unrechts in finanzieller Form Geschehnisse 

Betroffene können sich ab sofort hier informieren: 

Infotelefon: 0800 221 221 8 

Alle Informationen zur Stiftung und  
den Kontaktmöglichkeiten finden Sie unter: 

www.stiftung-anerkennung-hilfe.de 



224 224 

 
 

  
 

  
  
  

  
  
  
  

  
 

 
 

 

 
 

 
 

 

Impressum
 

Herausgeber:
 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales,
 
Referat Information, Monitoring,
 
Bürgerservice, Bibliothek
 
53107 Bonn
 

Stand: Februar 2018
 

Wenn Sie Bestellungen aufgeben möchten:
 

Best.-Nr.: A 721 
Telefon: 030 18 272 272 1 
Telefax: 030 18 10 272 272 1 
Schriftlich: Publikationsversand 

der Bundesregierung 
Postfach 48 10 09 
18132 Rostock 

E-Mail: publikationen@bundesregierung.de 
Internet: http://www.bmas.de 

Gehörlosen/Hörgeschädigten-Service: 
E-Mail: info.gehoerlos@bmas.bund.de 
Fax: 030 221 911 017 
Gebärdentelefon: gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice-bund.de 

Satz/Layout: Grafischer Bereich des BMAS, Bonn 
Fotos: colourbox.com; ©iStockphoto.com 
Druck: Zarbock GmbH & Co.KG, Frankfurt/Main 

Wenn Sie aus dieser Publikation zitieren wollen, dann bitte mit genauer Angabe 
des Herausgebers, des Titels und des Stands der Veröffentlichung. Bitte senden Sie 
zusätzlich ein Belegexemplar an den Herausgeber. 

mailto:gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice-bund.de
mailto:info.gehoerlos@bmas.bund.de
http://www.bmas.de
mailto:publikationen@bundesregierung.de



